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Entwurf eines Gesetzes
zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

und zur Anderung weiterer Vorschriften des Energiewirtschaftsrechts

Vorblatt

A. Problem und Ziel

Die Energiewende ist ein richtiger und notwendiger Schritt auf dem Weg in eine
Industriegesellschaft, die dem Gedanken der Nachhaltigkeit, der Bewahrung der Schépfung und der
Verantwortung gegeniiber kommenden Generationen verpflichtet ist. Zugleich macht sie die
Volkswirtschaft unabhdngiger von knapper werdenden fossilen Rohstoffen und schafft neue
Wachstumsfelder mit erheblichen Arbeitsplatzpotenzialen. Die Energiewende verbindet daher
wirtschaftlichen mit sozialem und okologischem Erfolg. Vor diesem Hintergrund wird die
Bundesregierung die Entwicklung zu einer Energieversorgung ohne Atomenergie und mit stetig

wachsendem Anteil erneuerbarer Energie konsequent und planvoll fortfiihren.

Die mit diesem Gesetzentwurf vorgelegte grundlegende Reform des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes (EEQG) ist eine zentrale MaBBnahme fiir die erfolgreiche Umsetzung der Energiewende. Ziel
dieser Reform ist es, den Anteil erneuerbarer Energien an der deutschen Stromversorgung stetig zu
erh6hen; bis 2050 sollen mindestens 80 Prozent des deutschen Bruttostromverbrauchs durch
erneuerbare Energien gedeckt werden. Zugleich soll diese Novelle die Kostendynamik der
vergangenen Jahre beim Ausbau der erneuerbaren Energien durchbrechen und so den Anstieg der
Stromkosten fiir Stromverbraucherinnen und Stromverbraucher begrenzen. Dariiber hinaus muss

der weitere Ausbau der erneuerbaren Energien fiir alle Akteure der Energiewirtschaft planbar



verlaufen, und die Strommengen miissen zu moglichst geringen volkswirtschaftlichen Kosten in das
Energieversorgungssystem integriert werden. Hierfiir sind in weiteren Schritten auch Reformen in

anderen Bereichen der Energiewirtschaft erforderlich.
B. Losung

Die Novelle des EEG soll den Anteil erneuerbarer Energien an der Stromversorgung — als
Zwischenziel auf dem Weg der Transformation der Energieversorgung — bis zum Jahr 2025 auf 40
bis 45 Prozent und bis 2035 auf 55 bis 60 Prozent steigern. Um diese Ausbauziele kosteneffizient zu
erreichen, soll sich der weitere Ausbau der erneuerbaren Energien auf die kostengiinstigen
Technologien konzentrieren. Zu diesem Zweck wird mit diesem Gesetz die technologiespezifische
Forderung stirker gesteuert, und die Kosteneffizienz wird durch den Abbau von Uberforderungen,
die Streichung von Boni und eine ambitionierte, stirker an dem tatsédchlichen Zubau ausgerichtete

Degression der Fordersitze verbessert.

Dariiber hinaus soll spétestens 2017 die Hohe der erforderlichen Forderung fiir die erneuerbaren
Energien wettbewerblich {iber technologiespezifische Ausschreibungen ermittelt werden. Um
Erfahrungen mit Ausschreibungen zu sammeln, wird die Forderung von Photovoltaik-

Freiflichenanlagen als Pilotmodell auf ein Ausschreibungssystem umgestellt.

Die Integration der erneuerbaren Energien in den Strommarkt wird vorangetrieben, indem die
gleitende Marktprdmie im Rahmen der Direktvermarktung grundsitzlich verpflichtend wird. Bei
Biomasse wird sichergestellt, dass die Anlagen kiinftig stirker bedarfsorientiert einspeisen; die
damit verbundene Reduzierung der jdhrlichen Stromerzeugung wird durch einen

Kapazititszuschlag ausgeglichen.

SchlieBlich sieht die EEG-Novelle Anderungen vor, die zu einer angemessenen Verteilung der
Kosten des Ausbaus der erneuerbaren Energien fithren. Es sollen alle Stromverbraucherinnen und
Stromverbraucher in addquater Weise an den Kosten beteiligt werden, ohne dass die internationale
Wettbewerbsfahigkeit der stromintensiven Industrie gefdhrdet wird. Vor diesem Hintergrund wird
die Besondere Ausgleichsregelung anhand objektiver, transparenter und europarechtskonformer
Kriterien tiberarbeitet und eine ausgewogene Regelung fiir die Eigenproduktion von Strom

eingefiihrt.



C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Unmittelbare Kosten fiir die offentlichen Haushalte (Bund, Ladnder, Kommunen) kénnen sich
dadurch ergeben, dass sich die Novelle auf die Hohe der EEG-Umlage auswirkt, die vielfach auch
an die offentlichen Haushalte als Stromverbraucher weitergegeben wird. Ziel dieser Novelle ist es,
die bisherige Kostendynamik bei der Entwicklung der EEG-Umlage zu durchbrechen, dies gilt
mithin auch fiir die Kostenbelastung fiir die 6ffentlichen Haushalte. Gegeniiber dem geltenden EEG

wirkt dieses Gesetz insgesamt kostenddmpfend.

Die bisherige weitgehende Freistellung des Eigenverbrauchs von Umlagen und Abgaben hat den
Eigenverbrauch finanziell sehr attraktiv gemacht und dadurch angereizt; dies fithrt zu Ausféllen bei
der Stromsteuer. Durch die anteilige Belastung des Eigenverbrauchs mit der EEG-Umlage wird

diese Entwicklung gebremst, und die Einnahmeausfille bei der Stromsteuer werden begrenzt.

E. Erfiilllungsaufwand

E.1 Erfiilllungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger

Kosten konnen sich fiir die privaten Haushalte dadurch ergeben, dass sich die Novelle auf die Hohe
der EEG-Umlage auswirkt, die vielfach an die privaten Haushalte als Stromverbraucher

weitergegeben wird (siehe oben D.).

Das Gesetz schafft keine neuen Pflichten fiir private Haushalte. Durch das Gesetz werden fiir
Biirgerinnen und Biirger keine neuen Informationspflichten geschaffen, keine bestehenden gedndert

oder abgeschaftt.

E.2 Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschaft

Der Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschaft wird derzeit berechnet und in diesem Gesetzentwurf —

auch im Lichte der Stellungnahmen der Verbandeanh6rung — nachgetragen.



E.3 Erfiillungsaufwand der Verwaltung

Durch das Anlagenregister nach § 1c EEG 2014 erhoht sich der Arbeitsaufwand bei der
Bundesnetzagentur; die hieraus resultierenden Kosten werden in der Begriindung der
Anlagenregisterverordnung dargestellt. Dariliber hinaus wirkt sich diese Novelle auf den
Arbeitsaufwand im Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) beim Vollzug der
Besonderen Ausgleichsregelung aus. Diese Auswirkungen werden im weiteren Verlauf des
Verfahrens gepriift und nachgetragen. Das 6ffentliche Berichtswesen wird neugefasst und mit § 65b
EEG 2014 eine neue Berichtspflicht fiir das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie

eingefiihrt.

Die Kosten fiir den Bund werden von den betroffenen Ressorts im Rahmen der fiir ihre Einzelpléne
geltenden Finanzplanansitze gedeckt. Uber (Plan-) Stellen in den jeweiligen Personalhaushalten
wird unter Beriicksichtigung vorhandener Ressourcen in den  jeweiligen

Haushaltsaufstellungsverfahren zu entscheiden sein.

F. Weitere Kosten

Die Kosten werden im weiteren Verfahren gepriift und in diesem Gesetzentwurf nachgetragen.



Entwurf eines Gesetzes
zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

und zur Anderung weiterer Vorschriften des Energiewirtschaftsrechts

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 25. Oktober 2008 (BGBI. I S. 2074), das zuletzt durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 20. Dezember 2012 (BGBI. I S. 2730) gedndert worden ist, wird wie
folgt gedndert:

Die Uberschrift des Gesetzes wird wie folgt gefasst:

,»(Gesetz fiir den Vorrang erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz— EEG 2014)*

Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt gefasst: [ Hinweis: Im weiteren Verlauf des Verfahrens wird eine

Neunummerierung des gesamten EEG gepriift |

b
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Anlage 2: Erzeugung in Kraft-Warme-Kopplung
Anlage 3: Referenzertrag
Anlage 4: Hohe der Marktpramie®.

Die §§ 1 bis 3 werden durch folgende §§ 1 bis 3 ersetzt:

»§ 1

Zweck und Ziel des Gesetzes

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, insbesondere im Interesse des Klima- und Umweltschutzes
eine nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung zu ermoglichen, die
volkswirtschaftlichen Kosten der Energieversorgung auch durch die Einbeziehung
langfristiger externer Effekte zu verringern, fossile Energieressourcen zu schonen und die
Weiterentwicklung von Technologien zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien

zu fordern.

(2) Um den Zweck des Absatzes 1 zu erreichen, verfolgt dieses Gesetz das Ziel, den Anteil
der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch stetig und
kosteneffizient auf mindestens 80 Prozent bis zum Jahr 2050 zu erhohen. Hierzu soll der

Anteil
+—40 bis 45 Prozent bis zum Jahr 2025 und
2—=>55 bis 60 Prozent bis zum Jahr 2035
betragen.

(3) Das Ziel nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 dient auch dazu, den Anteil erneuerbarer
Energien am gesamten Bruttoendenergieverbrauch bis zum Jahr 2020 auf mindestens 18

Prozent zu erhohen.

§1a

Grundsitze des Gesetzes

(1) Der Strom aus erneuerbaren Energien und aus Grubengas soll in das
Elektrizitdtsversorgungssystem integriert werden. Die verbesserte Markt- und
Netzintegration der erneuerbaren Energien soll zu einer Transformation des gesamten

Energieversorgungssystems beitragen.

(2) Der Strom aus erneuerbaren Energien und aus Grubengas soll zum Zweck der

Marktintegration direkt vermarktet werden.



(3) Die Kosten fiir die finanzielle Férderung des Stroms aus erneuerbaren Energien und aus
Grubengas sollen unter Einbeziehung des Verursacherprinzips und energiewirtschaftlicher

Gesichtspunkte angemessen verteilt werden.

(4) Die Hohe der finanziellen Forderung fiir Strom aus erneuerbaren Energien und aus
Grubengas soll bis spétestens 2017 durch Ausschreibungen ermittelt werden. Zu diesem
Zweck werden zundchst flir Strom aus Freiflichenanlagen Erfahrungen mit einer

wettbewerblichen Ermittlung der Hohe der finanziellen Férderung gesammelt.

§1b
Ausbaupfad

Die Ziele nach § 1 Absatz 2 Satz 2 sollen erreicht werden durch

+—-eine Steigerung der installierten Leistung der Windenergieanlagen an Land um bis

zu 2 500 Megawatt pro Jahr (brutto),

2Z=eine Steigerung der installierten Leistung aller Windenergieanlagen auf See auf

insgesamt 6 500 Megawatt im Jahr 2020 und 15 000 Megawatt im Jahr 2030,

3—ecine Steigerung der installierten Leistung der Anlagen zur Erzeugung von Strom aus

solarer Strahlungsenergie um 2 500 Megawatt pro Jahr (brutto)und

4—-ecine Steigerung der installierten Leistung der Anlagen zur Erzeugung von Strom aus

Biomasse um bis zu 100 Megawatt pro Jahr (brutto).

§1c

Anlagenregister

(1) Es wird ein Verzeichnis eingerichtet, bei dem Anlagen zu registrieren sind

(Anlagenregister). Das Anlagenregister dient

+—der Uberpriifung des Zwecks und Ziels nach § 1, der Grundsitze nach § 1a und des
Ausbaupfads nach § 1b,

2—der Umsetzung der §§ 20c bis 20e,

3—der Vereinfachung des bundesweiten Ausgleichs des nach diesem Gesetz

abgenommenen Stroms sowie der finanziellen Férderung,
4—der weiteren Erhohung der Transparenz dieses Gesetzes und

S—der Erfiillung nationaler und internationaler Berichtspflichten zum Ausbau der



erneuerbaren Energien.

(2) Das Anlagenregister wird der Offentlichkeit zugéinglich gemacht. Die registrierten Daten

werden mindestens monatlich auf der Internetseite des Anlagenregisters veroffentlicht.

(3) Das Néhere bestimmt eine Rechtsverordnung nach § 64e.

§2

Anwendungsbereich

Neben der Festlegung des Ausbaupfads nach § 1b regelt dieses Gesetz

+—den vorrangigen Anschluss von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren
Energien und aus Grubengas im Bundesgebiet einschlieSlich der deutschen

ausschlieBlichen Wirtschaftszone (Geltungsbereich des Gesetzes) an die Netze,

2—die vorrangige Abnahme, Ubertragung, Verteilung und finanzielle Férderung dieses
Stroms durch die Netzbetreiber einschlieBlich seiner VerduBBerung und des

Verhiltnisses zu Strom aus Kraft-Wirme-Kopplung (KWK),

3—den bundesweiten Ausgleich des abgenommenen Stroms sowie der finanziellen

Forderung.

§3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes ist

»Anlage“ jede Einrichtung zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien oder aus
Grubengas; als Anlage gelten auch Einrichtungen, die zwischengespeicherte Energie, die
ausschlieBlich aus erneuerbaren Energien oder Grubengas stammt, aufnehmen und in

elektrische Energie umwandeln,

»Anlagenbetreiberin oder Anlagenbetreiber*, wer unabhingig vom Eigentum die Anlage fiir

die Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas nutzt,

,Bemessungsleistung* einer Anlage der Quotient aus der Summe der in dem jeweiligen
Kalenderjahr erzeugten Kilowattstunden und der Summe der vollen Zeitstunden des
jeweiligen Kalenderjahres abziiglich der vollen Stunden vor der erstmaligen Erzeugung von
Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas durch die Anlage und nach

endgiiltiger Stilllegung der Anlage,



,»Biogas“ Gas, das durch anaerobe Vergérung von Biomasse gewonnen wird,

»~Biomethan* Biogas oder sonstige gasformige Biomasse, das oder die aufbereitet und in das

Erdgasnetz eingespeist worden ist,

,Direktvermarktung® die VerduBerung von Strom aus erneuerbaren Energien oder aus
Grubengas an Dritte mit Ausnahme von Verduferungen, bei denen der Strom in
unmittelbarer raumlicher Néhe zur Anlage verbraucht und nicht durch ein Netz durchgeleitet
wird,

,Direktvermarktungsunternehmer®, wer von der Anlagenbetreiberin oder dem
Anlagenbetreiber mit der Direktvermarktung von Strom aus erneuerbaren Energien oder aus
Grubengas beauftragt ist oder Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas
kaufmannisch abnimmt, ohne Letztverbraucherin oder Letztverbraucher dieses Stroms oder

Netzbetreiber zu sein,

,Elektrizitdtsversorgungsunternehmen* jede natiirliche oder juristische Person, die

Elektrizitit an Letztverbraucherinnen oder Letztverbraucher liefert,

»erneuerbare Energien* Wasserkraft einschlieBlich der Wellen-, Gezeiten-, Salzgradienten-
und Stromungsenergie, Windenergie, solare Strahlungsenergie, Geothermie, Energie aus
Biomasse einschlieBlich Biogas, Biomethan, Deponiegas und Klirgas sowie aus dem

biologisch abbaubaren Anteil von Abféllen aus Haushalten und Industrie,

,Freiflichenanlage® jede Anlage zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie,
die nicht in, an oder auf einem Gebidude oder einer sonstigen baulichen Anlage angebracht
ist,

,Generator* jede technische Einrichtung, die mechanische, chemische, thermische oder

elektromagnetische Energie direkt in elektrische Energie umwandelt,

[ ,,Gewerbe* jeder nach Art und Umfang in kaufméinnischer Weise eingerichtete
Geschiftsbetrieb, der unter Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr nachhaltig
mit eigener Gewinnerzielungsabsicht betrieben wird — Hinweis: es wird auf die Anmerkung

zu Nummer 28 hingewiesen |,

,Gllle* jeder Stoff, der Giille ist im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des
Européischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften fiir
nicht flir den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Authebung
der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (ABI. L 300 vom 14.11.2009, S. 1), die durch die
Richtlinie 2010/63/EU (ABI. L 276 vom 20.10.2010, S. 33) geéndert worden ist,

,,Herkunftsnachweis* ein elektronisches Dokument, das ausschliefSlich dazu dient,



gegeniiber einem Endkunden im Rahmen der Stromkennzeichnung nach § 42 Absatz 1
Nummer 1 des Energiewirtschaftsgesetzes nachzuweisen, dass ein bestimmter Anteil oder

eine bestimmte Menge des Stroms aus erneuerbaren Energien erzeugt wurde,

,Inbetriebnahme* die erstmalige Inbetriebsetzung der Anlage nach Herstellung der
technischen Betriebsbereitschaft der Anlage ausschlielich mit erneuerbaren Energien oder
Grubengas; die technische Betriebsbereitschaft setzt voraus, dass die Anlage fest an dem fiir
den dauerhaften Betrieb vorgesehenen Ort und dauerhaft mit dem fiir die Erzeugung von
Wechselstrom erforderlichen Zubehor installiert wurde; der Austausch des Generators oder
sonstiger technischer oder baulicher Teile nach der erstmaligen Inbetriebnahme fiihrt nicht

zu einer Anderung des Zeitpunkts der Inbetriebnahme,

»installierte Leistung® einer Anlage die elektrische Wirkleistung, die die Anlage bei
bestimmungsgemafem Betrieb ohne zeitliche Einschrankungen unbeschadet kurzfristiger

geringfligiger Abweichungen technisch erbringen kann,

,KWK-Anlage* eine KWK-Anlage im Sinne von § 3 Absatz 2 des Kraft-Warme-
Kopplungsgesetzes,

,Letztverbraucherin und Letztverbraucher* jede juristische oder natiirliche Person, die
Strom verbraucht; der Stromverbrauch umfasst jede Umwandlung elektrischer Energie in
eine andere Energieform; Verlustenergie nach § 19 der Stromnetzentgeltverordnung gilt
nicht als Stromverbrauch in diesem Sinne,

»Monatsmarktwert* der nach Anlage 4 riickwirkend berechnete tatséchliche
Monatsmittelwert des energietragerspezifischen Marktwerts von Strom aus erneuerbaren
Energien oder aus Grubengas am Spotmarkt der Strombdrse EPEX Spot SE in Paris in Cent

pro Kilowattstunde,

»Netz die Gesamtheit der miteinander verbundenen technischen Einrichtungen zur

Abnahme, Ubertragung und Verteilung von Elektrizitit fiir die allgemeine Versorgung,

»Netzbetreiber jeder Betreiber eines Netzes fiir die allgemeine Versorgung mit Elektrizitit,
unabhingig von der Spannungsebene,

»Schienenbahn® jedes Unternehmen, das zum Zweck des Personen- oder Giiterverkehrs
Fahrzeuge wie Eisenbahnen, Magnetschwebebahnen, Stralenbahnen oder nach ihrer Bau-
und Betriebsweise dhnliche Bahnen auf Schienen betreibt,

»Speichergas® jedes Gas, das keine erneuerbare Energie ist, aber zum Zweck der
Zwischenspeicherung von Strom aus erneuerbaren Energien ausschlieBlich unter Einsatz

von Strom aus erneuerbaren Energien erzeugt wird,

»Strom aus Kraft-Wiarme-Kopplung®™ Strom im Sinne von § 3 Absatz 4 des Kraft-Warme-



Kopplungsgesetzes,

,,Ubertragungsnetzbetreiber* der regelverantwortliche Netzbetreiber von Hoch- und
Héchstspannungsnetzen, die der iiberregionalen Ubertragung von Elektrizitit zu

nachgeordneten Netzen dienen,

,Umweltgutachterin oder Umweltgutachter jede Person oder Organisation, die nach dem
Umweltauditgesetz in der jeweils geltenden Fassung als Umweltgutachterin,

Umweltgutachter oder Umweltgutachterorganisation titig werden darf,
,Unternehmen® die kleinste rechtlich selbstéindige Einheit,

[ ,, Unternehmen des produzierenden Gewerbes“ jedes Unternehmen, das an der zu
begiinstigenden Abnahmestelle dem Bergbau, der Gewinnung von Steinen und Erden oder
dem verarbeitenden Gewerbe in entsprechender Anwendung der Abschnitte B und C der
Klassifikation der Wirtschaftszweige des Statistischen Bundesamtes, Ausgabe 2008"
zuzuordnen ist —

Hinweis: Diese Definition entspricht der bisherigen Definition in § 3 Nummer 14 EEG
2012; der Inhalt wird im Lichte der Verhandlungen mit der EU-Kommission zum
Beihilfeverfahren ggf. neu gefasst |,

»Windenergieanlage an Land* jede Anlage zur Erzeugung von Strom aus Windenergie, die
keine Windenergieanlage auf See im Sinne von Nummer ,,Windenergieanlage auf See* jede
Anlage zur Erzeugung von Strom aus Windenergie, die auf See in einer Entfernung von
mindestens drei Seemeilen gemessen von der Kiistenlinie aus seewdrts errichtet worden ist;
als Kiistenlinie gilt die in der Karte Nummer 2920 Deutsche Nordseekiiste und angrenzende
Gewdsser, Ausgabe 1994, XII., sowie in der Karte Nummer 2921 Deutsche Ostseekiiste und
angrenzende Gewdsser, Ausgabe 1994, XII., des Bundesamtes fiir Seeschiftfahrt und
Hydrographie im Maf3stab 1 : 375 0002 dargestellte Kiistenlinie.* ist,

»Windenergieanlage auf See* jede Anlage zur Erzeugung von Strom aus Windenergie, die
auf See in einer Entfernung von mindestens drei Seemeilen gemessen von der Kiistenlinie
aus seewdrts errichtet worden ist; als Kiistenlinie gilt die in der Karte Nummer 2920
Deutsche Nordseekiiste und angrenzende Gewisser, Ausgabe 1994, XII., sowie in der Karte
Nummer 2921 Deutsche Ostseekiiste und angrenzende Gewisser, Ausgabe 1994, XII., des
Bundesamtes fiir Seeschifffahrt und Hydrographie im MaBstab 1 : 375 000* dargestellte

1 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen beim Statistischen Bundesamt, Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden; auch
zu beziehen liber www.destatis.de.

2Amtlicher Hinweis: Zu beziehen beim Bundesamt filir Seeschifffahrt und Hydrographie, 20359 Hamburg.



Kiistenlinie.*

§ 4 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

»Dies gilt nicht fiir abweichende vertragliche Vereinbarungen zu den §§ 3 bis 33, 45, 46, 56

und 66 sowie zu den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, die

1. Gegenstand eines Prozessvergleichs im Sinne des § 794 Absatz 1 Nummer 1 der

Zivilprozessordnung sind,

2. dem Ergebnis eines von den Verfahrensparteien vor der Clearingstelle

durchgefiihrten Verfahrens nach § 57 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 entsprechen oder

3. einer Entscheidung der Bundesnetzagentur fiir Elektrizitit, Gas,
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (Bundesnetzagentur) nach § 61

entsprechen.

§ 5 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wortern ,,wenn nicht* die Worter ,,dieses
oder* eingefiigt.

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefiigt:

,Die Auslibung des Wahlrechts nach Satz 1 erfolgt rechtsmissbrauchlich, wenn dem
Netzbetreiber dadurch erhebliche Mehrkosten entstehen.

¢) In Absatz 6 Satz 1 Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.

d) Nach Absatz 6 Satz 1 Nummer 3 wird folgende Nummer 4 angefiigt:
4 die zur Erfiillung der Pflichten nach § 6 Absatz 1 und 2 Nummer 1 erforderlichen
Informationen.*

§ 6 wird wie folgt gefasst:

»§ 6

Technische Vorgaben

(1) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber sowie Betreiberinnen und Betreiber von
KWK-Anlagen miissen ihre Anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 100

Kilowatt mit technischen Einrichtungen ausstatten, mit denen der Netzbetreiber jederzeit
1. die Einspeiseleistung bei Netziiberlastung ferngesteuert reduzieren kann und

1. die jeweilige Ist-Einspeisung abrufen kann.



Die Pflicht nach Satz 1 gilt als erfiillt, wenn mehrere Anlagen, die iiber denselben
Verkniipfungspunkt mit dem Netz verbunden sind, mit einer gemeinsamen technischen
Einrichtung ausgestattet sind, mit der der Netzbetreiber die gesamte Einspeiseleistung bei
Netziiberlastung ferngesteuert reduzieren und die gesamte Ist-Einspeisung der Anlagen

abrufen kann.

(2) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus

solarer Strahlungsenergie

1. mit einer installierten Leistung von mehr als 10 Kilowatt und hochstens

100 Kilowatt miissen die Pflicht nach Absatz 1 Nummer 1 erfiillen,

mit einer installierten Leistung von mehr als 800 Watt und hochstens 10 Kilowatt miissen
ihre Anlagen mit regelfdhigen Wechselrichtern oder anderen technischen Vorrichtungen
ausstatten, die geeignet sind, die Anlagen ein- und auszuschalten und ein
Kommunikationssignal einer Empfangsvorrichtung zu verarbeiten; die Ausstattung mit einer

Empfangsvorrichtung ist nicht erforderlich.

(3) Mehrere Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie gelten
unabhéngig von den Eigentumsverhéltnissen und ausschlielich zum Zweck der Ermittlung

der installierten Leistung im Sinne der Absdtze 1 und 2 als eine Anlage, wenn

1. sie sich auf demselben Grundstiick oder sonst in unmittelbarer raumlicher Nahe

befinden und

2. innerhalb von zwolf aufeinanderfolgenden Kalendermonaten in Betrieb genommen

worden sind.

Entsteht eine Pflicht nach den Absétzen 1 und 2 fiir eine Anlagenbetreiberin oder einen
Anlagenbetreiber erst durch den Zubau von Anlagen einer anderen Anlagenbetreiberin oder
eines anderen Anlagenbetreibers, kann sie oder er von dieser anderen Anlagenbetreiberin
oder diesem anderen Anlagenbetreiber den Ersatz der daraus entstehenden Kosten

verlangen.

(4) Solange ein Netzbetreiber die Informationen nach § 5 Absatz 6 Satz 1 Nummer 4 nicht
iibermittelt, liegt kein VerstoB3 gegen die Pflicht nach Absatz 1 oder 2 Nummer 1 vor, wenn
die Anlagenbetreiberinnen oder Anlagenbetreiber den Netzbetreiber schriftlich oder
elektronisch zur Ubermittlung der erforderlichen Informationen nach Satz 1 aufgefordert

haben und die technischen Vorgaben nach Absatz 2 Nummer 2 erfiillt sind.

(5) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus

Biogas miissen sicherstellen, dass bei der Erzeugung des Biogases



1. ein neu zu errichtendes Gérrestlager am Standort der Biogaserzeugung technisch

gasdicht abgedeckt ist,

3. die hydraulische Verweilzeit in dem gasdichten und an eine Gasverwertung

angeschlossenen System mindestens 150 Tage betragt und

4. zusitzliche Gasverbrauchseinrichtungen zur Vermeidung einer Freisetzung von

Biogas verwendet werden.

Satz 1 Nummer 1 und 2 ist nicht anzuwenden, wenn zur Erzeugung des Biogases
ausschlieBlich Giille eingesetzt wird. Satz 1 Nummer 2 ist ferner nicht anzuwenden, wenn
fiir den in der Anlage erzeugten Strom eine Forderung nach § 27a in Anspruch genommen

wird.

(6) Die Rechtsfolgen von VerstoBen gegen Absatz 1, 2 oder 5 richten sich bei Anlagen, fiir
deren Stromerzeugung dem Grunde nach ein Anspruch auf finanzielle Forderung nach § 16
besteht, nach § 17 Absatz 2 Nummer 2. Bei den {ibrigen Anlagen entféllt der Anspruch der
Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber auf vorrangige Abnahme, Ubertragung und
Verteilung nach § 8 fiir die Dauer des Verstof3es gegen Absatz 1, 2 oder 5; Betreiberinnen
und Betreiber von KWK-Anlagen verlieren in diesem Fall ihren Anspruch auf
Zuschlagszahlung nach § 4 Absatz 3 des Kraft-Wirme-Kopplungsgesetzes oder, soweit ein
solcher nicht besteht, ihren Anspruch auf vorrangigen Netzzugang nach § 4 Absatz 4 des

Kraft-Wiarme-Kopplungsgesetzes.*

§ 8 Absatz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

,»(1) Netzbetreiber sind vorbehaltlich des § 11 verpflichtet, den gesamten angebotenen
Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas unverziiglich vorrangig
physikalisch-bilanziell abzunehmen, zu iibertragen und zu verteilen. Macht die
Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber den Anspruch auf eine
Einspeisevergiitung nach § 22c oder § 22d geltend, umfasst die Pflicht aus Satz 1 auch
die kaufméinnische Abnahme. Die Pflichten nach Satz 1 und 2 sowie die Pflichten nach §
4 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 Satz 2 des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes sind
gleichrangig.

(2) Die Pflichten nach Absatz 1 bestehen auch, wenn die Anlage an das Netz der
Anlagenbetreiberin, des Anlagenbetreibers oder einer dritten Person, die nicht
Netzbetreiber ist, angeschlossen ist und der Strom mittels kaufméannisch-bilanzieller
Weitergabe in ein Netz angeboten wird.*

In § 11 Absatz 1 Satz 1 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 die Worter ,,Nummer 1, Absatz 2

Nummer 1 oder 2 Buchstabe a* durch die Worter ,,Nummer 1 oder Absatz 2° ersetzt.



Die Teile 3 und 3a werden durch folgenden Teil 3 ersetzt:

,1eil 3. Finanzielle Forderung

Abschnitt 1. VerduBerung des Stroms

§ 15a

Veriauflerungsformen

(1) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber konnen Strom aus Anlagen

1. zum Zweck der Inanspruchnahme der Marktpradmie nach den §§ 22 bis 22b direkt

vermarkten (geforderte Direktvermarktung),
ohne Inanspruchnahme einer finanziellen Forderung direkt vermarkten (sonstige
Direktvermarktung) oder
soweit dies abweichend von § 1a Absatz 2 ausnahmsweise zugelassen ist, zum Zweck der
Inanspruchnahme

a) der Einspeisevergiitung nach § 22c oder

b) der Ausfallvergiitung nach § 22d

dem Netzbetreiber zur Verfiigung stellen.
(2) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber konnen ferner Strom aus Anlagen an Dritte
verduBlern, die den Strom in unmittelbarer raumlicher Ndhe zur Anlage verbrauchen, sofern

der Strom nicht durch ein Netz durchgeleitet wird.

§ 15b

Wechsel zwischen den VeriuBlerungsformen

(1) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber diirfen mit jeder Anlage zwischen den
verschiedenen Verduferungsformen nach § 15a Absatz 1 nur zum ersten Kalendertag eines
Monats wechseln. Abweichend von Satz 1 diirfen sie in die VerduBerungsform nach § 15a
Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b jederzeit wechseln. Ein Wechsel des
Direktvermarktungsunternehmers ist Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreibern

jederzeit moglich.

(2) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber miissen dem Netzbetreiber einen Wechsel



nach Absatz 1 Satz 1 bis zum 15. Kalendertag des Vormonats und einen Wechsel nach
Absatz 1 Satz 2 bis zum dritten dem Wechsel vorangehenden Werktag mitteilen. Hierbei

sind auch mitzuteilen:

1. die VerduBerungsform im Sinne des § 15a Absatz 1, in die gewechselt wird, und
bei einem Wechsel in eine Direktvermarktung nach § 15a Absatz 1 Nummer 1 oder 2 der
Bilanzkreis im Sinne des § 3 Nummer 10a des Energiewirtschaftsgesetzes, dem der direkt

vermarktete Strom zugeordnet werden soll.

Im Fall des Satz 2 Nummer 2 sollen die Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber auch
einen Bilanz- oder Unterbilanzkreis benennen, in den Ausgleichsenergiemengen

einzustellen sind.

(3) Die Netzbetreiber miissen fiir den Wechsel von Anlagen nach den Absétzen 1 und 2
bundesweit einheitliche, massengeschéftstaugliche Verfahren einschlieBlich Verfahren fiir
die vollstindig automatisierte elektronische Ubermittlung und Nutzung der Meldungsdaten
zur Verfligung stellen, die den Vorgaben des Bundesdatenschutzgesetzes geniigen. Fiir den
elektronischen Datenaustausch nach Maflgabe des Bundesdatenschutzgesetzes ist ein
einheitliches Datenformat vorzusehen. Die Verbdnde der
Elektrizititsversorgungsunternechmen sowie der Anlagenbetreiberinnen und
Anlagenbetreiber sind an der Entwicklung der Verfahren und Formate fiir den

Datenaustausch angemessen zu beteiligen.

(4) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber miissen dem Netzbetreiber Mitteilungen

nach Absatz 2 in dem Verfahren und Format nach Absatz 3 iibermitteln.

(5) Soweit die Bundesnetzagentur eine Festlegung nach § 61 Absatz 1b Nummer 3 getroffen
hat, miissen Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber sowie Netzbetreiber die Vorgaben

dieser Festlegung beachten.

§ 15¢

Verhiltnis zwischen den Veriuflerungsformen

(1) Solange Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber Strom aus ihrer Anlage in einer
VerduBerungsform nach § 15a Absatz 1 verdufBern, bestehen keine Anspriiche aus einer

anderen VerdauBerungsform nach § 15a Absatz 1.

(2) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber diirfen den in ihrer Anlage erzeugten Strom

nicht anteilig in verschiedenen VerduBerungsformen des § 15a Absatz 1 verduflern.



Abschnitt 2. Allgemeine Forderbestimmungen

§16

Forderanspruch

(1) Netzbetreiber miissen Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreibern Strom aus Anlagen,
die ausschlieBlich erneuerbare Energien oder Grubengas einsetzen, nach Mallgabe der §§ 17
bis 33 finanziell fordern. Auf die zu erwartenden Zahlungen sind monatlich jeweils zum 15.
Kalendertag fiir den Vormonat Abschldge in angemessenem Umfang zu leisten. Der
Anspruch nach Satz 1 wird nicht fallig und der Anspruch auf monatliche Abschlége nach
Satz 2 entfillt, solange Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber ihre Pflichten nach §

46 nicht erfullt haben.

(2) Die Pflicht nach Absatz 1 besteht auch dann, wenn der Strom vor der Einspeisung in das
Netz zwischengespeichert worden ist. In diesem Fall bezieht sie sich auf die Strommenge,
die aus dem Zwischenspeicher in das Netz eingespeist wird. Die Forderhohe bestimmt sich
nach der Hohe der finanziellen Forderung, die der Netzbetreiber nach Absatz 1 bei einer
Einspeisung des Stroms in das Netz ohne Zwischenspeicherung an die Anlagenbetreiberin
oder den Anlagenbetreiber zahlen miisste. Die Pflicht nach Satz 1 besteht auch bei einem

gemischten Einsatz von erneuerbaren Energien und Speichergasen.

§17

Verringerung des Forderanspruchs

(1) Der Anspruch nach § 16 verringert sich auf Null, solange Anlagenbetreiberinnen und
Anlagenbetreiber die zur Registrierung der Anlage erforderlichen Angaben nicht nach

Malgabe der Rechtsverordnung nach § 64e an das Anlagenregister ibermittelt haben.

(2) Der Anspruch nach § 16 verringert sich auf den Monatsmarktwert,

1. solange und soweit Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber einer im
Anlagenregister registrierten Anlage eine Anderung der installierten Leistung der
Anlage nicht nach MaB3gabe der Rechtsverordnung nach § 64e iibermittelt haben,

solange Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber gegen § 6 Absatz 1, 2 oder 5
verstof3en,
wenn Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber den Wechsel

zwischen den verschiedenen VerduBerungsformen nach § 15a Absatz 1 nicht nach MaBgabe



des § 15b iibermittelt haben, wobei ein Versto3 gegen § 15b Absatz 2 Satz 3 unbeachtlich
ist,

wenn der Strom mit Strom aus mindestens einer anderen Anlage {iber eine gemeinsame
Messeinrichtung abgerechnet wird, und nicht entweder der gesamte iiber diese
Messeinrichtung abgerechnete Strom direkt vermarktet wird oder fiir den gesamten {iber
diese Messeinrichtung abgerechneten Strom eine Einspeisevergiitung in Anspruch
genommen wird,

solange Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber, die den in der Anlage erzeugten
Strom dem Netzbetreiber nach § 15a Absatz 1 Nummer 3 zur Verfligung stellen, gegen

§ 22e Absatz 2 verstoBen, mindestens jedoch fiir die Dauer des gesamten Kalendermonats,
in dem ein solcher Verstof3 erfolgt ist,

soweit die Errichtung oder der Betrieb der Anlage dazu dient, die Vorbildfunktion
offentlicher Gebédude auf Grund einer landesrechtlichen Regelung nach § 3 Absatz 4
Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Wérmegesetzes zu erfiillen, und wenn die Anlage

keine KWK-Anlage ist.

Die Verringerung gilt im Fall des Satz 1 Nummer 3 oder 4 bis zum Ablauf des

Kalendermonats, der auf die Beendigung des VerstoB3es folgt.

§18

Berechnung der Forderung

(1) Die Hohe des Anspruchs nach § 16 bestimmt sich nach den anzulegenden Werten fiir
Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas. Anzulegender Wert ist der zur
Ermittlung der Marktpramie oder der Einspeisevergiitung fiir Strom aus erneuerbaren
Energien oder aus Grubengas zugrunde zu legende Betrag nach den §§ 23 bis 33 in Cent pro

Kilowattstunde.

(2) Die Hohe der anzulegenden Werte fiir Strom, der in Abhéngigkeit von der
Bemessungsleistung oder der installierten Leistung der Anlage gefordert wird, bestimmt

sich
1. beiden §§ 23 bis 27a jeweils anteilig nach der Bemessungsleistung der Anlage und

2. bei § 32 jeweils anteilig nach der installierten Leistung der Anlage im Verhéltnis zu

dem jeweils anzuwendenden Schwellenwert.

(3) In den anzulegenden Werten ist die Umsatzsteuer nicht enthalten.



§19

Forderung fiir Strom aus mehreren Anlagen

(1) Mehrere Anlagen gelten unabhingig von den Eigentumsverhiltnissen und ausschlieBlich
zum Zweck der Ermittlung des Anspruchs nach § 16 fiir den jeweils zuletzt in Betrieb

gesetzten Generator als eine Anlage, wenn

1. sie sich auf demselben Grundstiick oder sonst in unmittelbarer raumlicher Nahe

befinden,
2. sie Strom aus gleichartigen erneuerbaren Energien erzeugen,

3. der in ihnen erzeugte Strom nach den Regelungen dieses Gesetzes in Abhidngigkeit
von der Bemessungsleistung oder der installierten Leistung der Anlage finanziell

gefordert wird und

4. sie innerhalb von zwo6lf aufeinanderfolgenden Kalendermonaten in Betrieb

genommen worden sind.

Abweichend von Satz 1 gelten mehrere Anlagen unabhéngig von den
Eigentumsverhéltnissen und ausschlieBlich zum Zweck der Ermittlung des Anspruchs nach
§ 16 fiir den jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten Generator als eine Anlage, wenn sie Strom
aus Biogas mit Ausnahme von Biomethan erzeugen und das Biogas aus derselben

Biogaserzeugungsanlage stammt.

(1a) Unbeschadet von Absatz 1 Satz 1 gelten mehrere Anlagen nach § 32 Absatz 1 Nummer
2 und 3 unabhéngig von den Eigentumsverhiltnissen und ausschlieBlich zum Zweck der
Ermittlung des Forderanspruchs fiir den jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten Generator als

eine Anlage, wenn sie

1. innerhalb derselben Gemeinde, die fiir den Erlass des Bebauungsplans zusténdig ist,

errichtet worden sind und

2. innerhalb von 24 aufeinanderfolgenden Kalendermonaten in einem Abstand von bis
zu zwei Kilometern in der Luftlinie, gemessen vom duBleren Rand der jeweiligen

Anlage, in Betrieb genommen worden sind.

(2) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber konnen Strom aus mehreren Generatoren,
die gleichartige erneuerbare Energien oder Grubengas einsetzen, iiber eine gemeinsame
Messeinrichtung abrechnen. In diesem Fall ist fiir die Berechnung der Férderung

vorbehaltlich des Absatzes 1 die installierte Leistung jeder einzelnen Anlage mafigeblich.

(3) Wenn Strom aus mehreren Windenergieanlagen, fiir die sich unterschiedliche



Vergilitungsh6hen errechnen, iiber eine gemeinsame Messeinrichtung abgerechnet wird,
erfolgt die Zuordnung der Strommengen zu den Windenergieanlagen im Verhéltnis des

jeweiligen Referenzertrags.

§ 20

Forderbeginn und Forderdauer

Die finanzielle Forderung ist jeweils fiir die Dauer von 20 Kalenderjahren zuziiglich des
Inbetriebnahmejahres der Anlage zu zahlen. Beginn der Frist nach Satz 1 ist der Zeitpunkt
der Inbetriebnahme der Anlage, soweit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen nichts

anderes ergibt.

§ 20a

Allgemeine Bestimmungen zur Absenkung der Forderung

(1) Die anzulegenden Werte nach den §§ 23 bis 32 gelten unbeschadet des § 66 fiir Strom
aus Anlagen, die vor dem 1. September 2014 in Betrieb genommen worden sind. Sie gelten
ferner fiir Strom aus Anlagen, die nach dem 31. August 2014 in Betrieb genommen werden,
mit der MaBBgabe, dass sich die anzulegenden Werte nach Maligabe der §§ 20b bis 20e
verringern. Bei Inanspruchnahme einer Einspeisevergiitung erfolgt die Verringerung erst
nach Abzug des Werts nach § 22¢ Absatz 3 sowie § 22d Absatz 3. Die zum jeweiligen
Inbetriebnahmezeitpunkt errechneten anzulegenden Werte gelten jeweils fiir die gesamte

Forderdauer nach § 20.

(2) Die fiir die Anwendung der §§ 20c bis 20e erforderlichen Veroffentlichungen
einschlieBlich der Verdftentlichung der nach den §§ 20c bis 20e jeweils geltenden
anzulegenden Werte regelt die Rechtsverordnung nach § 64e, wobei jeweils fiir die Anlagen
zur Erzeugung von Strom aus Biomasse, Windenergieanlagen an Land und Anlagen zur
Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie bis zum letzten Kalendertag des
Folgemonats die Summe der installierten Leistung der in jedem Kalendermonat registrierten

Anlagen veroffentlicht werden miissen.

(3) Im Sinne der §§ 20 c bis 20e ist der Zubau jeweils die Summe der nach Maligabe der
Rechtsverordnung nach § 64e in einem Bezugszeitraum registrierten installierten Leistung
von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biomasse, Windenergieanlagen an Land und

Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie.

(4) Die anzulegenden Werte werden nach der Berechnung nach Absatz 1 in Verbindung mit



den §§ 20b bis 20e auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet. Fiir die Berechnung der
Hohe der anzulegenden Werte auf Grund einer erneuten Anpassung nach Absatz 1 in
Verbindung mit den §§ 20b bis 20e sind die ungerundeten Werte der vorherigen Anpassung

zugrunde zu legen.

§ 20b
Jahrliche Absenkung der Forderung

Die anzulegenden Werte verringern sich jahrlich zum 1. Januar fiir Strom aus
1. Wasserkraft (§ 23) ab dem Jahr 2016: um 1,0 Prozent,
2. Deponiegas (§ 24) ab dem Jahr 2016: um 1,5 Prozent,
3. Klérgas (§ 25) ab dem Jahr 2016: um 1,5 Prozent,
4. Grubengas (§ 26) ab dem Jahr 2016: um 1,5 Prozent,
5. Geothermie (§ 28) ab dem Jahr 2018: um 5,0 Prozent,
6. Windenergieanlagen auf See
a) nach § 31 Absatz 2 ab dem Jahr 2018: um 0,5 Cent,

b) nach § 31 Absatz 3 ab dem Jahr 2018: um 1 Cent.

§ 20c

Absenkung der Forderung fiir Strom aus Biomasse

(1) Der Zubau von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biomasse soll nicht mehr als

100 Megawatt installierter Leistung pro Jahr betragen.

(2) Die anzulegenden Werte nach den §§ 27 bis 27b verringern sich ab dem Jahr 2016
jeweils zum 1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober eines Jahres um 0,5 Prozent
gegeniiber den in den jeweils vorangegangenen drei Kalendermonaten geltenden

anzulegenden Werten.

(3) Die Verringerung der anzulegenden Werte nach Absatz 2 erhoht sich auf 1,27 Prozent,
wenn der Zubau von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biomasse im Bezugszeitraum

nach Absatz 4 das Ziel nach Absatz 1 iiberschreitet.

(4) Bezugszeitraum ist der Zeitraum nach dem letzten Kalendertag des 18. Kalendermonats
und vor dem ersten Kalendertag des 5. Kalendermonats, die einem Zeitpunkt nach Absatz 2

vorangehen.



§ 20d

Absenkung der Forderung fiir Strom aus Windenergieanlagen an Land

(1) Der Zielkorridor fiir die den Zubau von Windenergieanlagen an Land betrégt 2 400 bis
2 600 Megawatt pro Jahr.

(2) Die anzulegenden Werte nach § 29 verringern sich ab dem Jahr 2016 jeweils zum
1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober eines Jahres um 0,4 Prozent gegeniiber den in den

jeweils vorangegangenen drei Kalendermonaten geltenden anzulegenden Werten.

(3) Die Verringerung der anzulegenden Werte nach Absatz 2 erhoht sich, wenn der Zubau

von Windenergieanlagen an Land im Bezugszeitraum nach Absatz 6 den Zielkorridor nach

Absatz 1

1. um bis zu 200 Megawatt iiberschreitet, auf 0,5 Prozent,
1. um bis zu 400 Megawatt iiberschreitet, auf 0,6 Prozent,
2. um bis zu 600 Megawatt liberschreitet, auf 0,8 Prozent,
3. um bis zu 800 Megawatt iiberschreitet, auf 1,0 Prozent

4. um mehr als 800 Megawatt {iberschreitet, auf 1,2 Prozent.

(4) Die Verringerung der anzulegenden Werte nach Absatz 2 verringert sich, wenn der

Zubau von Windenergieanlagen an Land im Bezugszeitraum nach Absatz 6 den Zielkorridor

nach Absatz 1

1. um bis zu 200 Megawatt unterschreitet, auf 0,2 Prozent,

4. um bis zu 400 Megawatt unterschreitet, auf Null.

(5) Die Verringerung der anzulegenden Werte nach Absatz 2 verringert sich auf Null und es
erh6hen sich die anzulegenden Werte nach § 29 gegeniiber den in den jeweils
vorangegangenen drei Kalendermonaten geltenden anzulegenden Werten, wenn der Zubau
von Windenergieanlagen an Land im Bezugszeitraum nach Absatz 6 den Zielkorridor nach

Absatz 1
1. um bis zu 600 Megawatt unterschreitet, um 0,1 Prozent,
5. um bis zu 800 Megawatt unterschreitet, um 0,2 Prozent,
6. um mehr als 800 Megawatt unterschreitet, um 0,3 Prozent.

(6) Bezugszeitraum ist der Zeitraum nach dem letzten Kalendertag des 18. und vor dem

ersten Kalendertag des 5. Kalendermonats, die einem Zeitpunkt nach Absatz 2 vorangehen.



§ 20e

Absenkung der Forderung fiir Strom aus solarer Strahlungsenergie

(1) Der Zielkorridor fiir den Zubau von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer

Strahlungsenergie betriagt 2 500 bis 3 500 Megawatt pro Jahr.

(2) Die anzulegenden Werte nach § 32 verringern sich ab dem 1. September 2014 monatlich
zum ersten Kalendertag eines Monats um 1,0 Prozent gegeniiber den in dem jeweils
vorangegangenen Kalendermonat geltenden anzulegenden Werten. Die monatliche
Verringerung nach Satz 1 erhoht oder verringert sich jeweils zum 1. Januar, 1. April, 1. Juli

und 1. Oktober jedes Jahres nach MalB3gabe der Absédtze 3 und 4.

(3) Die monatliche Verringerung der anzulegenden Werte nach Absatz 2 Satz 2 erhoht sich,
wenn der Zubau von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie im

Bezugszeitraum nach Absatz 5 den Zielkorridor nach Absatz 1

1. um bis zu 1 000 Megawatt iiberschreitet, auf 1,40 Prozent,
5. um bis zu 2 000 Megawatt iiberschreitet, auf 1,80 Prozent,
6. um bis zu 3 000 Megawatt iiberschreitet, auf 2,20 Prozent,
7. um bis zu 4 000 Megawatt iiberschreitet, auf 2,50 Prozent
8. um mehr als 4 000 Megawatt {iberschreitet, auf 2,80 Prozent.

(4) Die monatliche Verringerung der anzulegenden Werte nach Absatz 2 Satz 2 verringert
sich, wenn der Zubau im Bezugszeitraum nach Absatz 5 von Anlagen zur Erzeugung von

Strom aus solarer Strahlungsenergie den Zielkorridor nach Absatz 1

1. um bis zu 500 Megawatt unterschreitet, auf 0,40 Prozent,

7. um bis zu 1 000 Megawatt unterschreitet, auf 0,25 Prozent,

8. um bis zu 1 500 Megawatt unterschreitet, auf Null;

9. um mehr als 1 500 Megawatt unterschreitet, auf Null; die anzulegenden Werte nach
§ 32 erhohen sich zum ersten Kalendertag des jeweiligen Quartals einmalig um 1,50

Prozent.

(5) Bezugszeitraum ist der Zeitraum nach dem letzten Kalendertag des 14. und vor dem
ersten Kalendertag des letzten Kalendermonats, die einem Zeitpunkt nach Absatz 2

vorangehen.

(6) Wenn die Summe der installierten Leistung geforderter Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie erstmals den Wert 52 000 Megawatt {iberschreitet,
verringern sich die anzulegenden Werte nach § 32 zum ersten Kalendertag des zweiten auf

die Uberschreitung folgenden Kalendermonats auf Null. Geférderte Anlagen sind alle



Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie,

1. die nach MaBgabe der Rechtsverordnung nach § 64e als geforderte Anlage
registriert worden sind,

9. fiir die der Standort und die installierte Leistung nach § 16 Absatz 2 Satz 2 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2011 geltenden Fassung,
nach § 17 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in
der am 31. Mirz 2012 geltenden Fassung oder nach § 17 Absatz 2 Nummer 1
Buchstabe a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden
Fassung an die Bundesnetzagentur {ibermittelt worden sind oder

10. fiir die nach § 20 a Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung die Summe der installierten

Leistung von der Bundesnetzagentur geschétzt worden ist.

§21

Aufrechnung

(1) Die Aufrechnung von Anspriichen der Anlagenbetreiberin oder des Anlagenbetreibers
nach § 16 mit einer Forderung des Netzbetreibers ist nur zulédssig, soweit die Forderung

unbestritten oder rechtskriftig festgestellt ist.

(2) Das Aufrechnungsverbot des § 23 Absatz 3 der Niederspannungsanschlussverordnung

gilt nicht, soweit mit Anspriichen aus diesem Gesetz aufgerechnet wird.

Abschnitt 3. Geforderte Direktvermarktung

§22
Marktprimie

(1) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber konnen fiir Strom aus erneuerbaren
Energien oder aus Grubengas, den sie nach § 15a Absatz 1 Nummer 1 direkt vermarkten,
von dem Netzbetreiber eine Marktprdmie verlangen. Dies gilt nur fiir Strom, der tatséchlich

eingespeist und von einem Dritten abgenommen worden ist.

(2) Die Hohe der Marktprdmie wird kalendermonatlich berechnet. Die Berechnung erfolgt
riickwirkend anhand der fiir den jeweiligen Kalendermonat berechneten Werte nach Anlage

4 in Verbindung mit den §§ 23 bis 33 unter Beriicksichtigung der §§ 17 bis 20e.



§ 22a

Voraussetzungen der Marktprimie

Der Anspruch nach § 22 Absatz 1 besteht nur, wenn

1.

fiir den Strom kein vermiedenes Netzentgelt nach § 18 Absatz 1 Satz 1 der

Stromnetzentgeltverordnung in Anspruch genommen wird,

der Strom in einer Anlage erzeugt wird, die fernsteuerbar im Sinne von § 22b ist,

und

der Strom in einem Bilanz- oder Unterbilanzkreis bilanziert wird, in dem

ausschlieBlich bilanziert wird

a) Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas, der in der
VerduBerungsform des § 15a Absatz 1 Nummer 1 direkt vermarktet wird,

oder

c) Strom, der nicht unter Buchstabe a fillt und dessen Einstellung in den Bilanz-
oder Unterbilanzkreis nicht von der Anlagenbetreiberin, dem Anlagenbetreiber

oder dem Direktvermarktungsunternehmer zu vertreten ist.

§ 22b

Fernsteuerbarkeit

(1) Anlagen sind fernsteuerbar im Sinne von § 22a Nummer 2, wenn die

Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber

1.

die technischen Einrichtungen vorhalten, die erforderlich sind, damit ein
Direktvermarktungsunternehmer oder eine andere Person, an die der Strom
verduBBert wird, jederzeit ebenso wie die Anlagenbetreiberin oder der
Anlagenbetreiber selbst

a) die jeweilige Ist-Einspeisung abrufen kann und

b) die Einspeiseleistung ferngesteuert reduzieren kann, und

dem Direktvermarktungsunternehmer oder der anderen Person, an die der Strom
verduBert wird, die Befugnis einrdumen, jederzeit

a) die jeweilige Ist-Einspeisung abzurufen und

c) die Einspeiseleistung ferngesteuert in einem Umfang zu reduzieren, der fiir eine

bedarfsgerechte Einspeisung des Stroms erforderlich ist.

(2) Fiir Anlagen, bei denen nach § 21¢ des Energiewirtschaftsgesetzes Messsysteme im

Sinne des § 21d des Energiewirtschaftsgesetzes einzubauen sind, die die Anforderungen



nach § 21e des Energiewirtschaftsgesetzes erfiillen, muss die Abrufung der Ist-Einspeisung
und die ferngesteuerte Reduzierung der Einspeiseleistung nach Absatz 1 iiber das
Messsystem erfolgen; § 21g des Energiewirtschaftsgesetzes ist zu beachten. Solange der
Einbau eines Messsystems nicht technisch mdglich im Sinne des § 21c Absatz 2 des
Energiewirtschaftsgesetzes ist, sind unter Berlicksichtigung der einschldgigen Standards und
Empfehlungen des Bundesamtes fiir Sicherheit in der Informationstechnik
Ubertragungstechniken und Ubertragungswege zulissig, die dem Stand der Technik bei
Inbetriebnahme der Anlage entsprechen; § 21g des Energiewirtschaftsgesetzes ist zu
beachten. Satz 2 ist entsprechend anzuwenden fiir Anlagen, bei denen aus sonstigen
Griinden keine Pflicht zum Einbau eines Messsystems nach § 21c des

Energiewirtschaftsgesetzes besteht.

(3) Die Nutzung der technischen Einrichtungen nach Absatz 1 Nummer 1 sowie die
Befugnis, die nach Absatz 1 Nummer 2 dem Direktvermarktungsunternehmer oder der
anderen Person eingerdumt wird, diirfen das Recht des Netzbetreibers zum

Einspeisemanagement nach § 11 nicht beschranken.

Abschnitt 4. Einspeisevergiitung

§ 22¢

Einspeisevergiitung fiir kleine Anlagen

(1) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber konnen fiir Strom aus erneuerbaren
Energien oder aus Grubengas, den sie nach § 15 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a dem
Netzbetreiber zur Verfiigung stellen, von diesem Netzbetreiber eine Einspeisevergiitung

verlangen.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht

1. fiir Strom aus Anlagen, die vor dem 1. Januar 2016 in Betrieb genommen worden
sind und eine installierte Leistung von weniger als 500 Kilowatt haben,

2. fiir Strom aus Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2015 und vor dem 1. Januar
2017 in Betrieb genommen worden sind und eine installierte Leistung von weniger
als 250 Kilowatt haben, und

3. fiir Strom aus Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2016 in Betrieb genommen

worden sind und eine installierte Leistung von weniger als 100 Kilowatt haben.

(3) Die Hohe des Anspruchs nach Absatz 1 bestimmt sich nach den §§ 23 bis 32 unter



Berticksichtigung der §§ 17 bis 20e, wobei sich die dort geregelten anzulegenden Werte vor
der Absenkung nach den §§ 20a bis 20e verringern

1. um 0,4 Cent pro Kilowattstunde flir Strom im Sinne der §§ 29 bis 32 und

2. um 0,2 Cent pro Kilowattstunde fiir Strom im Sinne der §§ 23 bis 28.
(4) Unabhéngig von den Eigentumsverhiltnissen und ausschlieBlich zum Zweck der

Ermittlung der installierten Leistung nach Absatz 2 ist § 19 Absatz 1 Satz 1 entsprechend

anzuwenden.

§22d

Ausfallvergiitung

(1) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber konnen fiir Strom aus erneuerbaren
Energien oder aus Grubengas, den sie nach § 15 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b dem
Netzbetreiber zur Verfiigung stellen, von diesem Netzbetreiber eine Einspeisevergiitung
verlangen. Der Anspruch nach Satz 1 dient der Gewahrleistung der Investitions- und
Planungssicherheit fiir Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber, die ihren Strom

ausnahmsweise voriibergehend nicht direkt vermarkten kdnnen.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht nur, wenn der Strom in einer Anlage erzeugt wird,

die fernsteuerbar im Sinne von § 22b ist.

(3) Die Hohe des Anspruchs nach Absatz 1 bestimmt sich nach den §§ 23 bis 33 unter
Berticksichtigung der §§ 17 bis 20e, wobei sich die dort geregelten anzulegenden Werte um

20 Prozent verringern.

§ 22¢

Gemeinsame Bestimmungen fiir die Einspeisevergiitung

(1) Die Anspriiche nach § 22¢ Absatz 1 und § 22d Absatz 1 gelten nur fiir Strom, der

tatsdchlich nach § 8 abgenommen worden ist.

(2) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber, die Strom nach § 15a Absatz 1 Nummer 3
dem Netzbetreiber zur Verfligung stellen, miissen ab diesem Zeitpunkt und fiir diesen

Zeitraum dem Netzbetreiber den gesamten in dieser Anlage erzeugten Strom,
1. fiir den dem Grunde nach ein Anspruch nach § 16 besteht,

2. der nicht von ihnen selbst oder von Dritten in unmittelbarer raumlicher Nahe zur

Anlage verbraucht wird und



3. der durch ein Netz durchgeleitet wird,

zur Verfiigung stellen, und sie diirfen den in der Anlage erzeugten Strom nicht als

Regelenergie vermarkten.

Abschnitt 5. Besondere Forderbestimmungen (Sparten)

§23
Wasserkraft

(1) Fiir Strom aus Wasserkraft betrdgt der anzulegende Wert

1. bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 500 Kilowatt 12,52 Cent pro
Kilowattstunde,

bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 2 Megawatt 8,25 Cent pro
Kilowattstunde,

bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 5 Megawatt 6,31 Cent pro
Kilowattstunde,

bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 10 Megawatt 5,54 Cent pro
Kilowattstunde,

bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 20 Megawatt 5,34 Cent pro
Kilowattstunde,

bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 50 Megawatt 4,28 Cent pro
Kilowattstunde und

ab einer Bemessungsleistung von mehr als 50 Megawatt 3,30 Cent pro Kilowattstunde.

(2) Der Anspruch nach § 16 in Verbindung mit Absatz 1 besteht auch fiir Strom aus
Anlagen, die vor dem 1. Januar 2009 in Betrieb genommen wurden, wenn nach dem 31. Juli
2014 durch eine wasserbehordlich zugelassene ErtiichtigungsmaBBnahme die installierte
Leistung oder das Leistungsvermdgen der Anlage erhoht wurde. Der Anspruch nach Satz 1
besteht ab dem Abschluss der Maflnahme fiir die Dauer von 20 Jahren zuziiglich des restlich
verbleibenden Teils des Jahres, in dem die Maflnahme nach Satz 1 abgeschlossen worden
ist.

(3) Fiir Strom aus Wasserkraft, der in Anlagen nach Absatz 2 mit einer installierten Leistung
von mehr als 5 Megawatt erzeugt wird, besteht der Anspruch nach § 16 in Verbindung mit
Absatz 1 nur fiir den Strom, der der Leistungserhdhung nach Absatz 2 Satz 1 zuzurechnen

ist. Wenn die Anlage vor dem 1. August 2014 eine installierte Leistung bis einschlieBlich 5



Megawatt aufwies, besteht fiir den Strom, der diesem Leistungsanteil entspricht, der

Anspruch nach der bislang geltenden Regelung.

§24

Deponiegas

Fiir Strom aus Deponiegas betrigt der anzulegende Wert

1. bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 500 Kilowatt 8,42 Cent pro

Kilowattstunde und

bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 5 Megawatt 5,83 Cent pro Kilowattstunde.

§25
Klargas

Fiir Strom aus Klérgas betrdgt der anzulegende Wert

1. bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 500 Kilowatt 6,69 Cent pro

Kilowattstunde und

2. bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 5 Megawatt 5,83 Cent pro

Kilowattstunde.

§ 26

Grubengas

(1) Fiir Strom aus Grubengas betrigt der anzulegende Wert

1. bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 1 Megawatt 6,74 Cent pro pro
Kilowattstunde,

2. bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 5 Megawatt 4,91 Cent pro
Kilowattstunde und

3. ab einer Bemessungsleistung von mehr als 5 Megawatt 4,00 Cent pro

Kilowattstunde.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht nur, wenn das Grubengas aus Bergwerken des

aktiven oder stillgelegten Bergbaus stammt.



§ 27

Biomasse

(1) Fiir Strom aus Biomasse im Sinne der Biomasseverordnung betrigt der anzulegende

Wert

1. bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 150 Kilowatt 13,66 Cent pro
Kilowattstunde,
bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 500 Kilowatt 11,78 Cent pro
Kilowattstunde,
1. bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 5 Megawatt 10,55 Cent pro
Kilowattstunde und
2. bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 20 Megawatt 5,85 Cent pro

Kilowattstunde.

Pflanzendlmethylester gilt in dem Umfang, der zur Anfahr-, Ziind- und Stiitzfeuerung

notwendig ist, als Biomasse.

(2) Der Anspruch nach § 16 in Verbindung mit Absatz 1 besteht fiir Strom aus Biogas, der in
Anlagen ab einer installierten Leistung von 100 Kilowatt erzeugt wird, nur fiir den Anteil
der in einem Kalenderjahr erzeugten Strommenge, der einer Bemessungsleistung der Anlage

von 50 Prozent des Wertes der installierten Leistung der Anlage entspricht.

[ Hinweis: Diese Regelung steht im Zusammenhang mit dem Kapazitdtszuschlag nach § 27d
]

(3) Der Anspruch nach § 16 in Verbindung mit Absatz 1 besteht ferner nur, wenn die
Anlagenbetreiberin

oder der Anlagenbetreiber durch eine Kopie eines Einsatzstoff-Tagebuchs mit Angaben und
Belegen iiber Art, Menge und Einheit sowie Herkunft der eingesetzten Stoffe den Nachweis

fiihrt, welche Biomasse und sonstigen Stoffe eingesetzt werden, und fiir Strom

1. aus Anlagen, in denen Biomethan nach § 27¢ eingesetzt wird, nur, soweit der Strom
in Kraft-Wiarme-Kopplung nach MalB3gabe der Anlage 2 zu diesem Gesetz erzeugt
wird,

2. aus Anlagen, in denen fliissige Biomasse eingesetzt wird, nur fiir den Stromanteil
aus fliissiger Biomasse, die zur Anfahr-, Ziind- und Stiitzfeuerung notwendig ist;
fliissige Biomasse ist Biomasse, die zum Zeitpunkt des Eintritts in den Brenn- oder

Feuerraum fliissig ist.

(4) Bei Inanspruchnahme des Anspruchs nach § 16 in Verbindung mit Absatz 1 sind ab dem



ersten Kalenderjahr, das auf die erstmalige Inanspruchnahme des Anspruchs folgt, jahrlich
bis zum 28. Februar eines Jahres jeweils fiir das vorangegangene Kalenderjahr

nachzuweisen

1. die Erfiillung der Voraussetzungen nach Absatz 3 Nummer 1 nach Maf3gabe der
Nummer 2 der Anlage 2 zu diesem Gesetz ,
der Stromanteil aus fliissiger Biomasse nach Absatz 3 Nummer 2 durch Vorlage einer Kopie

eines Einsatzstoff-Tagebuchs.

Bei der erstmaligen Inanspruchnahme des Anspruchs nach Absatz 1 ist ferner die Eignung
der Anlage zur Erfiillung der Voraussetzungen im Sinne von Satz 1 Nummer 1 durch ein
Gutachten einer Umweltgutachterin oder eines Umweltgutachters mit einer Zulassung fiir
den Bereich Elektrizititserzeugung aus erneuerbaren Energien oder fiir den Bereich

Wirmeversorgung nachzuweisen.

(5) Der Anspruch nach § 16 in Verbindung mit Absatz 1 verringert sich in dem jeweiligen
Kalenderjahr insgesamt auf den Wert ,,MWppgy' nach Nummer 2.1 der Anlage 4 zu diesem

Gesetz, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 3 nicht nachweislich eingehalten werden.

(6) Soweit nach Absatz 3 oder 4 der Nachweis durch eine Kopie eines Einsatzstoft-
Tagebuchs zu fiihren ist, sind die fiir den Nachweis nicht erforderlichen personenbezogenen
Angaben im Einsatzstoff-Tagebuch von der Anlagenbetreiberin oder dem Anlagenbetreiber

zu schwirzen.

§27a

Vergirung von Bioabfillen

(1) Fiir Strom aus Anlagen, in denen Biogas eingesetzt wird, das durch anaerobe Vergirung
von Biomasse im Sinne der Biomasseverordnung mit einem Anteil von getrennt erfassten
Bioabfillen im Sinne der Abfallschliissel Nummer 20 02 01, 20 03 01 und 20 03 02 der
Nummer 1 des Anhangs 1 der Bioabfallverordnung in dem jeweiligen Kalenderjahr von
durchschnittlich mindestens 90 Masseprozent gewonnen worden ist, betragt der

anzulegende Wert

1. bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 500 Kilowatt 15,26 Cent pro
Kilowattstunde und
2. bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 20 Megawatt 13,38 Cent pro

Kilowattstunde.

(2) Der Anspruch nach § 16 in Verbindung mit Absatz 1 besteht nur, wenn die Einrichtungen



zur anaeroben Vergédrung der Bioabfille unmittelbar mit einer Einrichtung zur Nachrotte der
festen Gérriickstinde verbunden sind und die nachgerotteten Gérriicksténde stoftlich

verwertet werden.

(3) Der Anspruch nach § 16 in Verbindung mit Absatz 1 kann nicht mit einem Anspruch

nach § 27 kombiniert werden.

(4) Im Rahmen des § 27a gelten entsprechend

1. § 27 Absatz 1 Satz 2,

2. §27 Absatz 2,

3. die Pflicht zur Nachweisfithrung, welche Biomasse und sonstigen Stoffe eingesetzt
werden, durch eine Kopie eines Einsatzstoff-Tagebuchs nach § 27 Absatz 3,

4. § 27 Absatz 3 Nummer 1 und 2 einschlieBlich der Nachweisregelungen nach § 27
Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 und 2,

5. § 27 Absatz 5 hinsichtlich der Rechtsfolgen bei nicht nachgewiesener Einhaltung
der Voraussetzungen des § 27a und

6. § 27 Absatz 6.

§27b

Vergiarung von Giille

(1) Fiir Strom aus Anlagen, in denen Biogas eingesetzt wird, das durch anaerobe Vergérung
von Biomasse im Sinne der Biomasseverordnung gewonnen worden ist, betrigt der

anzulegende Wert 23,73 Cent pro Kilowattstunde, wenn

1. die Stromerzeugung am Standort der Biogaserzeugungsanlage erfolgt,
2. die installierte Leistung am Standort der Biogaserzeugungsanlage insgesamt
hochstens 75 Kilowatt betrdgt und
3. zur Erzeugung des Biogases in dem jeweiligen Kalenderjahr durchschnittlich ein
Anteil von Giille mit Ausnahme von Gefliigelmist und Gefliigeltrockenkot von
mindestens 80 Masseprozent eingesetzt wird.
(2) Der Anspruch nach § 16 in Verbindung mit Absatz 1 kann nicht mit einem Anspruch

nach § 27 kombiniert werden.

(3) Im Rahmen des § 27b gelten entsprechend
1. § 27 Absatz 1 Satz 2,

2. die Pflicht zur Nachweisfiihrung, welche Biomasse und sonstigen Stoffe eingesetzt

werden, durch eine Kopie eines Einsatzstoff-Tagebuchs nach § 27 Absatz 3,



3. § 27 Absatz 3 Nummer 2 einschlielich der Nachweisregelung nach § 27 Absatz 4
Satz 1 Nummer 2,

4. § 27 Absatz 5 hinsichtlich der Rechtsfolgen bei nicht nachgewiesener Einhaltung
der Voraussetzungen des § 27b und

5. § 27 Absatz 6.

§ 27¢

Gemeinsame Bestimmungen fiir gasformige Energietriger

Aus einem Erdgasnetz entnommenes Gas gilt jeweils als Deponiegas, Kldrgas, Grubengas,

Biomethan oder Speichergas,

1. soweit die Menge des entnommenen Gases im Wérmedquivalent am Ende eines
Kalenderjahres der Menge von Deponiegas, Kldrgas, Grubengas, Biomethan oder
Speichergas entspricht, die an anderer Stelle im Geltungsbereich dieses Gesetzes in
das Erdgasnetz eingespeist worden ist, und

6. wenn fiir den gesamten Transport und Vertrieb des Gases von seiner Herstellung
oder Gewinnung, seiner Einspeisung in das Erdgasnetz und seinem Transport im
Erdgasnetz bis zu seiner Entnahme aus dem Erdgasnetz Massenbilanzsysteme

verwendet worden sind.

§27d

Kapazititszuschlag

(1) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus
Biogas ab einer installierten Leistung von 100 Kilowatt konnen von dem Netzbetreiber
ergianzend zur Marktprdmie nach § 22 einen Zuschlag fiir die Bereitstellung flexibler
installierter Leistung fiir eine bedarfsorientierte Stromerzeugung verlangen
(Kapazititszuschlag). Der Kapazititszuschlag betridgt 40 Euro pro Kilowatt installierter
Leistung und Jahr.

(2) Der Anspruch nach § 16 in Verbindung mit Absatz 1 besteht nur, wenn die
Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber fiir den in § 27 Absatz 2 bestimmten Anteil der
in einem Kalenderjahr erzeugten Strommenge eine finanzielle Férderung nach § 27 oder

§ 27a in Anspruch nehmen und dieser Anspruch nicht nach § 17 verringert ist.

(3) Der Kapazititszuschlag kann fiir die gesamte Forderdauer nach § 20 verlangt werden.



§ 28

Geothermie

Fiir Strom aus Geothermie betrigt der anzulegende Wert 25,20 Cent pro Kilowattstunde.

§ 29

Windenergie an Land

(1) Fiir Strom aus Windenergieanlagen an Land betrigt der anzulegende Wert 4,95 Cent je
Kilowattstunde (Grundwert).

(2) Abweichend von Absatz 1 betrdgt der anzulegende Wert in den ersten fiinf Jahren ab der
Inbetriebnahme der Anlage 8,9 Cent je Kilowattstunde (Anfangswert). Diese Frist
verldngert sich um einen Monat je 0,60 Prozent des Referenzertrags, um den der Ertrag der
Anlage 130 Prozent des Referenzertrags unterschreitet. Zusétzlich verldngert sich die Frist
um einen Monat je 0,19 Prozent des Referenzertrags, um den der Ertrag der Anlage 95
Prozent des Referenzertrags unterschreitet. Referenzertrag ist der errechnete Ertrag der

Referenzanlage nach Mal3gabe der Anlage 3 zu diesem Gesetz.

(3) Anlagen mit einer installierten Leistung bis einschlieBlich 50 Kilowatt gelten im Sinne

des Absatzes 2 als Anlagen mit einem Ertrag von 75 Prozent des Referenzertrages.

§ 30
(weggefallen)

§ 31

Windenergie auf See

(1) Fiir Strom aus Windenergieanlagen auf See betrigt der anzulegende Wert 3,90 Cent pro

Kilowattstunde (Grundwert).

(2) Abweichend von Absatz 1 betrdgt der anzulegende Wert in den ersten zwolf Jahren ab
der Inbetriebnahme der Windenergieanlage auf See 15,40 Cent pro Kilowattstunde
(Anfangswert). Der Zeitraum nach Satz 1 verléngert sich fiir jede liber zwolf Seemeilen
hinausgehende volle Seemeile, die die Anlage von der Kiistenlinie nach § 3 Nummer 30
Halbsatz 2 entfernt ist, um 0,5 Monate und fiir jeden iiber eine Wassertiefe von 20 Metern
hinausgehenden vollen Meter Wassertiefe um 1,7 Monate. Die Wassertiefe ist ausgehend

von dem Seekartennull zu bestimmen.



(3) Wenn die Windenergieanlage auf See vor dem 1. Januar 2020 in Betrieb genommen
worden ist und die Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber dies vor Inbetriebnahme
der Anlage von dem Netzbetreiber verlangt, betrdgt der anzulegende Wert abweichend von
Absatz 1 in den ersten acht Jahren ab der Inbetriebnahme der Anlage 19,40 Cent pro
Kilowattstunde. In diesem Fall entféllt der Anspruch nach Absatz 2 Satz 1, wéahrend der
Anspruch auf die Zahlung nach Absatz 2 Satz 2 mit der Mafigabe entsprechend anzuwenden
ist, dass der verlidngerte Anfangswert 15,40 Cent pro Kilowattstunde betrégt.

(4) Ist die Einspeisung aus einer Windenergieanlage auf See linger als sieben
aufeinanderfolgende Tage nicht moglich, weil die Leitung nach § 17d Absatz 1 Satz 1 des
Energiewirtschaftsgesetzes nicht rechtzeitig fertiggestellt oder gestort ist und der
Netzbetreiber dies nicht zu vertreten hat, verldngert sich die Vergiitung nach den Absétzen 2
und 3, beginnend mit dem achten Tag der Stérung, um den Zeitraum der Storung. Satz 1 ist
nicht anzuwenden, soweit der Betreiber der Windenergieanlage auf See die Entschadigung
nach § 17e Absatz 1 oder 2 des Energiewirtschaftsgesetzes in Anspruch nimmt. Nimmt der
Betreiber der Windenergieanlage auf See die Entschiddigung nach § 17e Absatz 2 des
Energiewirtschaftsgesetzes in Anspruch, verkiirzt sich der Anspruch auf Vergiitung nach den

Absitzen 2 und 3 um den Zeitraum der Verzégerung.

[ Hinweis: Die nachfolgenden Fordersdtze bei PV sind Prognosewerte, weil aufgrund des
geltenden atmenden Deckels noch nicht feststeht, wie hoch die Fordersditze im August 2014
sein werden. Der Prognose liegt die Annahme zugrunde, dass sich der Zubau im Rahmen
des Zubaukorridors bewegt. Eingepreist in den Prognosewert sind die Vermarktungskosten
in Hohe von 0,4 Cent/kWh und fiir Dachanlagen eine Kompensation fiir die
Eigenverbrauchsbelastung in Hohe von 0,4 Cent/kWh in dem Segment zwischen 10 kW und
1 MW.]

§ 32

Solare Strahlungsenergie

(1) Fiir Strom aus Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie betragt
der anzulegende Wert vorbehaltlich der Absétze 2 und 3 bis einschlieBlich einer installierten
Leistung von 10 Megawatt [ 9,23 Cent pro Kilowattstunde — siehe Vorbemerkung |

abziiglich der Verringerung nach § 20e, wenn die Anlage

1. in, an oder auf einem Gebédude oder einer sonstigen baulichen Anlage angebracht ist



und das Gebdude oder die sonstige bauliche Anlage vorrangig zu anderen Zwecken

als der Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie errichtet worden ist,

10. auf einer Flache errichtet worden ist, fiir die ein Verfahren nach § 38 Satz 1 des

Baugesetzbuchs durchgefiihrt worden ist, oder

11. im Bereich eines beschlossenen Bebauungsplans im Sinne des § 30 des

Baugesetzbuchs errichtet worden ist und

a) der Bebauungsplan vor dem 1. September 2003 aufgestellt und spater nicht mit
dem Zweck gedndert worden ist, eine Anlage zur Erzeugung von Strom aus

solarer Strahlungsenergie zu errichten,

der Bebauungsplan vor dem 1. Januar 2010 fiir die Flache, auf der die Anlage errichtet worden ist,

ein Gewerbe- oder Industriegebiet im Sinne der §§ 8 und 9 der Baunutzungsverordnung

ausgewiesen hat, auch wenn die Festsetzung nach dem 1. Januar 2010 zumindest auch mit dem

Zweck gedndert wurde, eine Anlage zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie zu

errichten, oder

der Bebauungsplan nach dem 1. September 2003 zumindest auch mit dem Zweck der Errichtung

einer Anlage zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie aufgestellt worden ist und sich

die Anlage

auf Flachen befindet, die langs von Autobahnen oder Schienenwegen liegen, und
sie in einer Entfernung bis zu 110 Metern, gemessen vom duf3eren Rand der
befestigten Fahrbahn, errichtet worden ist,

auf Flidchen befindet, die zum Zeitpunkt des Beschlusses iiber die Aufstellung
oder Anderung des Bebauungsplans bereits versiegelt waren, oder

auf Konversionsflachen aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, wohnungsbaulicher
oder militérischer Nutzung befindet und diese Flichen zum Zeitpunkt des
Beschlusses iiber die Aufstellung oder Anderung des Bebauungsplans nicht
rechtsverbindlich als Naturschutzgebiet im Sinne des § 23 des
Bundesnaturschutzgesetzes oder als Nationalpark im Sinne des § 24 des

Bundesnaturschutzgesetzes festgesetzt worden sind.

(2) Fiir Strom aus Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie, die
ausschlieBlich in, an oder auf einem Gebédude oder einer Larmschutzwand angebracht sind,

betragt der anzulegende Wert, jeweils abziiglich der Verringerung nach § 20e,

1. bis einschlieBlich einer installierten Leistung von 10 Kilowatt [ 13,15 Cent pro

Kilowattstunde — siehe Vorbemerkung |,

12. bis einschlieBlich einer installierten Leistung von 40 Kilowatt [ 12,90 Cent pro



Kilowattstunde — siehe Vorbemerkung |,

13. bis einschlieBlich einer installierten Leistung von 1 Megawatt [ 11,59 Cent pro

Kilowattstunde — siehe Vorbemerkung | und

14. bis einschlieBlich einer installierten Leistung von 10 Megawatt [ 9,23 Cent pro

Kilowattstunde — siehe Vorbemerkung ].

(3) Fiir Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie, die ausschlielich
in, an oder auf einem Gebédude angebracht sind, das kein Wohngebéude ist und das im

AuBenbereich nach § 35 des Baugesetzbuchs errichtet wurde, gilt Absatz 2 nur, wenn
1. nachweislich vor dem 1. April 2012

a) fiir das Gebdude der Bauantrag oder der Antrag auf Zustimmung gestellt oder

die Bauanzeige erstattet worden ist,

im Fall einer nicht genehmigungsbediirftigen Errichtung, die nach Maflgabe des Bauordnungsrechts
der zustdndigen Behorde zur Kenntnis zu bringen ist, fiir das Gebdude die erforderliche

Kenntnisgabe an die Behorde erfolgt ist oder

im Fall einer sonstigen nicht genehmigungsbediirftigen, insbesondere genehmigungs-, anzeige- und

verfahrensfreien Errichtung mit der Bauausfiihrung des Gebdudes begonnen worden ist,

11. das Gebdude im rdumlich-funktionalen Zusammenhang mit einer nach dem 31.
Mirz 2012 errichteten Hofstelle eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes

steht oder

12. das Gebdude der dauerhaften Stallhaltung von Tieren dient und von der zustandigen

Baubehorde genehmigt worden ist;
im Ubrigen ist Absatz 1 Nummer 1 anzuwenden.

(4) Gebidude sind selbststindig benutzbare, iiberdeckte bauliche Anlagen, die von Menschen
betreten werden kdnnen und vorrangig dazu bestimmt sind, dem Schutz von Menschen,
Tieren oder Sachen zu dienen. Wohngebdude sind Gebiude, die nach ihrer
Zweckbestimmung {iberwiegend dem Wohnen dienen, einschlieBlich Wohn-, Alten- und

Pflegeheimen sowie dhnlichen Einrichtungen.

(5) Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie, die Anlagen zur
Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie auf Grund eines technischen Defekts,
einer Beschadigung oder eines Diebstahls an demselben Standort ersetzen, gelten
abweichend von § 3 Nummer 15 bis zur Hohe der vor der Ersetzung an demselben Standort

installierten Leistung von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie



als zu dem Zeitpunkt in Betrieb genommen, zu dem die ersetzten Anlagen in Betrieb
genommen worden sind. Der Vergiitungsanspruch fiir die nach Satz 1 ersetzten Anlagen

entfallt endgiiltig.

§33

Ausschreibung der Forderung fiir Freifliichenanlagen

(1) Die Bundesnetzagentur muss den jeweils anzulegenden Wert fiir Strom aus
Freiflichenanlagen oder die Hohe einer finanziellen Forderung fiir die Bereitstellung
installierter Leistung aus Freiflichenanlagen nach MalB3gabe der Verordnung nach § 64 im
Rahmen von Ausschreibungs- oder anderen objektiven, transparenten und
diskriminierungsfreien Verfahren (Ausschreibungen) ermitteln. Sie macht die

Ausschreibungen nach Mal3gabe der Rechtsverordnung nach § 64 bekannt.

(2) Ein Anspruch auf eine finanzielle Forderung fiir Strom aus einer Freiflichenanlage nach

§ 16 besteht im Fall einer Ausschreibung, wenn

1. die Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber iiber eine Forderberechtigung
verfiigt, die im Rahmen der Ausschreibung nach Maf3gabe der Rechtsverordnung
nach § 64 fiir die Anlage durch Zuschlag erteilt oder spater der Anlage verbindlich

zugeordnet worden ist,

2. die Anlage im Bereich eines beschlossenen Bebauungsplans im Sinne des § 30 des
Baugesetzbuches errichtet worden ist, der zumindest auch mit dem Zweck
beschlossen oder geéndert wurde, eine Anlage zur Erzeugung von Strom aus solarer

Strahlungsenergie zu errichten,

3. ab der Inbetriebnahme der Anlage der gesamte wiahrend der Forderdauer nach § 20
in der Anlage erzeugte Strom in das Netz eingespeist und nicht selbst verbraucht

wird und

4. die weiteren Anspruchsvoraussetzungen nach diesem Gesetz und nach MalB3gabe der

Rechtsverordnung nach § 64 erfiillt sind.

Die Hohe des jeweils anzulegenden Wertes oder die Hohe der finanziellen Forderung fiir die
Bereitstellung installierter Leistung aus Freifldchenanlagen richtet sich nach dem Zuschlag,
der im Rahmen der Ausschreibung nach Mal3gabe der Rechtsverordnung nach § 64 erteilt

wird.

(3) Fiir Strom aus Freiflichenanlagen, die ab dem ersten Tag des siebten auf die erstmalige

Bekanntmachung einer Ausschreibung nach Absatz 1 Satz 2 folgenden Kalendermonats in



Betrieb genommen werden, verringert sich der anzulegende Wert nach § 32 Absatz 1

Nummer 2 und Nummer 3 auf Null.

(4) Die Bundesnetzagentur verdftentlicht nach Maigabe der Rechtsverordnung nach § 64
das Ergebnis der Ausschreibungen einschlielich der Hohe der anzulegenden Werte, fiir die
jeweils der Zuschlag erteilt wurde. Die Bundesnetzagentur teilt den betroffenen
Netzbetreibern die Zuordnung einer Forderberechtigung zu einer Anlage im Sinne des
Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 einschlieBlich des fiir die Anlage anzulegenden Wertes nach

Mallgabe der Rechtsverordnung nach § 64 mit.*.

In § 34 wird das Wort ,,vergiiteten* durch die Worter ,,finanziell geforderten* ersetzt.

§ 35 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 1 wird das Wort ,,vergiiteten* durch die Worter ,,finanziell geforderten*
ersetzt.
b) Absatz 1a wird aufgehoben.

c) In Absatz 1b Satz 1 werden die Worter ,,einer Verordnung nach § 12 Absatz 3a und § 49
Absatz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes* durch die Worter ,,der
Systemstabilititsverordnung* ersetzt.

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worter ,,18 vorgesehene Vergiitung oder eine hohere als in
den §§ 33g und 33i vorgesehene Pramie* durch die Worter ,,33 vorgesehene finanzielle
Forderung® ersetzt.

e) In Absatz 4 Satz 4 wird die Angabe ,,§ 22 durch die Angabe ,,§ 21 ersetzt.

§ 36 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
,(1) Die Ubertragungsnetzbetreiber miissen

1. den unterschiedlichen Umfang und den zeitlichen Verlauf der nach § 16 finanziell

geforderten Strommengen speichern,
5. die Zahlungen von finanziellen Foérderungen nach § 16 speichern,

6. die Strommengen nach Nummer 1 unverziiglich untereinander vorldufig

ausgleichen,

7. monatliche Abschldge in angemessenem Umfang auf die Zahlungen nach

Nummer 2 entrichten und

8. die Strommengen nach Nummer 1 und die Zahlungen nach Nummer 2 nach



b)

MaBgabe von Absatz 2 abrechnen.

Bei der Speicherung und Abrechnung der Zahlungen nach Satz 1 Nummer 2, 4 und 5

sind die Saldierungen auf Grund des § 35 Absatz 3 zugrunde zu legen.*

In Absatz 2 werden die Worter ,,vergiitet oder nach den §§ 33g und 33i pramiert™ durch
die Worter ,,finanziell gefordert™ ersetzt.

In Absatz 3 Satz 2 werden die Worter ,,Primien nach § 35 Absatz 1a*“ durch die Worter
,der finanziellen Forderung nach § 16 und wird nach den Wortern ,,Erstattung der* das
Wort ,,Pramien* durch die Worter ,,finanziellen Forderung® ersetzt.

§ 37 wird wie folgt gedndert:

a)

d)

In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefiigt:
,Es wird widerleglich vermutet, dass Energiemengen, die aus einem beim

Ubertragungsnetzbetreiber gefiihrten Bilanzkreis an physikalische Entnahmestellen
abgegeben werden und fiir die keine bilanzkreisscharfe Meldung eines
Elektrizititsversorgungsunternehmens nach § 49 vorliegt, von dem Inhaber des
betreffenden Bilanzkreises an Letztverbraucherinnen oder Letztverbraucher geliefert

wurden.*

Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefiigt:
,(2a) Einwiinde gegen Forderungen der Ubertragungsnetzbetreiber auf Zahlungen nach

Absatz 2 berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur, soweit
die ernsthafte Moglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht. Eine Aufrechnung
gegen Forderungen nach Absatz 2 ist nicht zuldssig. Im Fall von Zahlungsriickstdnden
von mehr als einer Abschlagsforderung sind die Ubertragungsnetzbetreiber berechtigt,
den Bilanzkreisvertrag gegeniiber dem Elektrizititsversorgungsunternehmen zu
kiindigen, wenn die Zahlung der Riickstéinde trotz Mahnung drei Wochen nach
Androhung der Kiindigung nicht vollstindig erfolgt ist. Die Sitze 1 und 3 gelten
entsprechend fiir die Meldung der Energiemengen nach § 49 mit der MaB3gabe, dass die
Frist fiir die Meldung der Daten nach Androhung der Kiindigung sechs Wochen betrigt.*

Absatz 3 Satz 2 wird durch folgende Sétze ersetzt:
[ Hinweis: Diese Regelung wird nachgetragen |

Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefiigt:
,,(3a) Fiir die Uberpriifung der Pflicht von Letztverbraucherinnen und Letztverbrauchern

zur Zahlung der EEG-Umlage nach Absatz 3 Satz 2 sind die Ubertragungsnetzbetreiber
berechtigt, sich die vorhandenen Daten iiber Eigenerzeuger nach § 4 Absatz 1 Satz 1 des

Stromsteuergesetzes und iiber die vollstindige Steuerentlastung fiir die gekoppelte



Erzeugung von Kraft und Warme nach § 99a der Energiesteuer-
Durchfiihrungsverordnung von den Hauptzolldmtern und iiber die Eigenversorger nach §
8 Absatz 1 des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes vom Bundesamt fiir Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle iibermitteln zu lassen, soweit dies erforderlich ist, und diese Daten
automatisiert mit den Daten nach § 49 Satz 2 abzugleichen.*

b) In Absatz 5 Satz 2 werden nach den Wortern ,,spatestens am* die Worter ,,1. August des
Folgejahres* durch die Worter ,,1. Januar des Folgejahres* ersetzt.

In § 38 werden die Nummern 3 und 4 wie folgt gefasst:

,,3. die Ubermittlung und den Abgleich von Daten nach § 37 Absatz 3a,
4. ein zwischen den Verfahrensparteien durchgefiihrtes Verfahren vor der

Clearingstelle nach § 57 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1,

§ 39 wird aufgehoben.

Die §§ 40 bis 44 werden durch folgende §§ 40 bis 44 ersetzt:

»S 40

Grundsatz

Das Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle begrenzt auf Antrag nach Mal3gabe der
§§ 41 und 42 fiir eine Abnahmestelle die EEG-Umlage, die von
Elektrizititsversorgungsunternehmen an Letztverbraucher weitergegeben wird, die ... [
Hinweis: Hier werden die privilegierten Unternehmen bzw. Branchen aufgefiihrt; der Inhalt
wird im Lichte der Verhandlungen mit der EU-Kommission zum Beihilfeverfahren

nachgetragen ] oder Schienenbahnen sind. Die Begrenzung erfolgt, um

1. den Beitrag dieser Unternehmen zur EEG-Umlage in einem Mafe zu halten, das mit
ihrer Wettbewerbssituation vereinbar ist, und ihre Abwanderung in das Ausland zu
verhindern, damit insbesondere Téatigkeiten, durch die in besonderem Mal3e
Treibhausgase emittiert werden, nicht verlagert werden und die Finanzierungsbasis
fiir die Forderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien nicht verringert
wird [ Hinweis: Die Zielbestimmung wird im Lichte der Verhandlungen mit der EU-

Kommission ggf. angepasst |, und

9. die intermodale Wettbewerbsfahigkeit von Schienenbahnen zu erhalten,



soweit hierdurch die Ziele des Gesetzes nicht gefdhrdet werden und die Begrenzung mit

dem Interesse aller Stromverbraucherinnen und Stromverbraucher vereinbar ist.

§41
[ Hinweis: § 41 wird im Lichte der Verhandlungen mit der EU-Kommission

nachgetragen |

§ 42

Schienenbahnen

(1) Bei Schienenbahnen erfolgt die Begrenzung der EEG-Umlage, sofern diese nachweisen,

dass und inwieweit

1. die an der betreffenden Abnahmestelle selbst verbrauchte Strommenge unmittelbar
fiir den Fahrbetrieb im Schienenbahnverkehr verbraucht wird und mindestens 3

Gigawattstunden betrdgt und

2. die EEG-Umlage fiir die gesamte bezogene und selbst verbrauchte Strommenge

anteilig an das Unternehmen weitergereicht wurde.

(2) Fiir Schienenbahnen wird die EEG-Umlage fiir die iiber die dritte Gigawattstunde
hinausgehende Strommenge, die das Unternehmen unmittelbar fiir den Fahrbetrieb im

Schienenbahnverkehr selbst verbraucht, begrenzt
1. auf 15 Prozent der nach § 37 Absatz 2 ermittelten EEG-Umlage fiir das Jahr 2015,
2. auf 20 Prozent der nach § 37 Absatz 2 ermittelten EEG-Umlage fiir das Jahr 2016,

3. auf 25 Prozent der nach § 37 Absatz 2 ermittelten EEG-Umlage fiir das Jahr 2017

und
4. auf 30 Prozent der nach § 37 Absatz 2 ermittelten EEG-Umlage ab dem Jahr 2018.

(3) Abnahmestelle im Sinne des Absatzes 1 ist die Summe der Verbrauchsstellen fiir den
Fahrbetrieb im Schienenbahnverkehr des Unternehmens. § 41 Absatz ... [ Hinweis. wird

nach Fertigstellung des § 41 nachgetragen | gilt entsprechend.

§ 43

Antragsfrist und Entscheidungswirkung

(1) Der Antrag nach § 40 in Verbindung mit § 41 oder § 42 einschlieBlich der



Bescheinigungen nach [ § 41 Absatz 2 Satz 1 und Satz 3 ] ist fiir die Antragsstellung auf
Begrenzung im Jahr 2015 zum 30. September 2014, danach jeweils zum 30. Juni des
laufenden Jahres zu stellen (materielle Ausschlussfrist). Dem Antrag miissen die {ibrigen in
§ 41 oder § 42 genannten Unterlagen beigefiigt werden. Das Bundesamt fiir Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle wird erméchtigt, das Verfahren durch Allgemeinverfiigung, die im

Bundesanzeiger bekannt zu machen ist, verbindlich festzulegen.

(2) Die Entscheidung ergeht mit Wirkung gegeniiber der antragstellenden Person, dem
Elektrizititsversorgungsunternechmen und dem regelverantwortlichen
Ubertragungsnetzbetreiber. Sie wird zum 1. Januar des Folgejahres mit einer Geltungsdauer
von einem Jahr wirksam. Die durch eine vorangegangene Entscheidung hervorgerufenen
Wirkungen bleiben bei der Berechnung [ des Verhéltnisses der Stromkosten zur
Bruttowertschopfung nach § 41 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b und Absatz 3 — Hinweis.
Die Formulierung wird ggf. im Lichte der Verhandlungen mit der EU-Kommission

angepasst | auller Betracht.

(3) Neu gegriindete Unternehmen im Sinne des § 41 Absatz [ 2 a | konnen den Antrag
abweichend von Absatz 1 Satz 1 jeweils bis zum 30. September des laufenden Jahres

stellen. Satz 1 gilt fiir Schienenbahnen entsprechend.

(4) Der Anspruch des an der betreffenden Abnahmestelle regelverantwortlichen
Ubertragungsnetzbetreibers auf Zahlung der EEG-Umlage gegeniiber den betreffenden
Elektrizititsversorgungsunternehmen wird entsprechend der Entscheidung des Bundesamtes
fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle begrenzt; die Ubertragungsnetzbetreiber haben diese
Begrenzung im Rahmen von § 36 zu beriicksichtigen. Wechselt der an der betreffenden
Abnahmestelle regelverantwortliche Ubertragungsnetzbetreiber oder das betreffende
Elektrizititsversorgungsunternehmen, wéahrend die Entscheidung nach Absatz 2 Satz 1
wirksam ist, muss die begiinstigte Person dies dem Ubertragungsnetzbetreiber oder dem
Elektrizititsversorgungsunternechmen und dem Bundesamt fiir Wirtschaft und

Ausfuhrkontrolle mitteilen.

§ 43a

Verwaltungsverfahren

(1) Die Entscheidung nach § 40 ist mit Wirkung auch fiir die Vergangenheit
zurlickzunehmen, wenn bekannt wird, dass bei ihrer Erteilung die Voraussetzungen nach

§ 41 oder § 42 nicht vorlagen.



(2) Das Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle ist auch nach Abschluss des
Verfahrens berechtigt, die gesetzlichen Voraussetzungen bei den begiinstigten Personen zu
iiberpriifen. Zum Zweck der Priifung der Voraussetzungen sind die Bediensteten des
Bundesamtes fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle und dessen Beauftragte befugt, die
Grundstiicke, Betriebs- und Geschiftsrdume der begiinstigten Personen wihrend der
tiblichen Geschiftszeiten zu betreten; das Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes

wird insoweit eingeschrénkt.

(3) Im Ubrigen ist das Verwaltungsverfahrensgesetz anzuwenden.

§ 44
Mitwirkungs- und Auskunftspflicht

Die begiinstigten Personen einer Entscheidung nach § 40 haben bei der Evaluierung und
Fortschreibung der §§ 40 bis 43a durch das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie
und seine Beauftragten mitzuwirken und auf Verlangen die erforderlichen Auskiinfte zu

erteilen. Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse werden gewahrt.*.

In § 45 Satz 1 wird die Angabe ,,39 durch die Angabe ,,38* ersetzt.

§ 46 bis 48 werden wie folgt gefasst:

»§ 46

Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber

Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber miissen dem Netzbetreiber

1. bis zum 28. Februar eines Jahres alle fiir die Endabrechnung des Vorjahres
erforderlichen Daten zur Verfiigung stellen und

2. bei Biomasseanlagen nach den §§ 27 bis 27b die Art und Menge der Einsatzstoffe
sowie Angaben zu Warmenutzungen und eingesetzten Technologien nach § 27
Absatz 3 Nummer 1 und Absatz 4 Nummer 1 und § 27a Absatz 2 oder zu dem Anteil
eingesetzter Giille nach § 27 Absatz 3 Nummer 2 und § 27b Absatz 1 Nummer 3 in
der fiir die Nachweisfithrung nach den §§ 27 bis 27b vorgeschriebenen Weise

ubermitteln.



§ 47
Netzbetreiber

(1) Netzbetreiber, die nicht Ubertragungsnetzbetreiber sind, miissen

1. ihrem vorgelagerten Ubertragungsnetzbetreiber die folgenden Angaben

unverziiglich, nachdem sie verfiigbar sind, zusammengefasst {ibermitteln:

a) die tatsdchlich geleisteten finanziellen Férderungen fiir Strom aus erneuerbaren
Energien und aus Grubengas nach den Forderbestimmungen des Erneuerbare-

Energien-Gesetzes in der fiir die jeweilige Anlage anzuwenden Fassung,

b) die von den Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreibern erhaltenen
Meldungen nach § 15b Absatz 2, jeweils gesondert fiir die verschiedenen

VerduBerungsformen nach § 15a Absatz 1,

c) die Kosten fiir die Nachriistung nach § 35 Absatz 1b in Verbindung mit der
Systemstabilititsverordnung, die Anzahl der nachgeriisteten Anlagen und die

von ihnen erhaltenen Angaben nach § 46 sowie

d) die sonstigen fiir den bundesweiten Ausgleich erforderlichen Angaben,

3. bis zum 31. Mai eines Jahres mittels Formularvorlagen, die der
Ubertragungsnetzbetreiber auf seiner Internetseite zur Verfiigung stellt, in
elektronischer Form die Endabrechnung fiir das Vorjahr sowohl fiir jede einzelne
Anlage als auch zusammengefasst vorlegen; § 19 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend;
bis zum 31. Mai eines Jahres ist dem vorgelagerten Ubertragungsnetzbetreiber ein
Nachweis iiber die nach § 35 Absatz 1b Satz 1 zu ersetzenden Kosten vorzulegen;
spitere Anderungen der Ansitze sind dem Ubertragungsnetzbetreiber unverziiglich
mitzuteilen und bei der ndchsten Abrechnung zu beriicksichtigen.

(2) Fiir die Ermittlung der auszugleichenden Energiemengen und Forderzahlungen nach

Absatz 1 sind insbesondere erforderlich

1. die Angabe der Spannungsebene, an die die Anlage angeschlossen ist,

4. die Hohe der vermiedenen Netzentgelte nach § 35 Absatz 2,

5. die Angabe, inwieweit der Netzbetreiber die Energiemengen von einem
nachgelagerten Netz abgenommen hat, und

6. die Angabe, inwieweit der Netzbetreiber die Energiemengen nach Nummer 3 an
Letztverbraucherinnen, Letztverbraucher, Netzbetreiber oder

Elektrizititsversorgungsunternehmen abgegeben oder sie selbst verbraucht hat.



§48

Ubertragungsnetzbetreiber

(1) Fiir Ubertragungsnetzbetreiber gilt § 47 entsprechend mit der MaBgabe, dass die
Angaben und die Endabrechnung nach § 47 Absatz 1 flir Anlagen, die unmittelbar oder
mittelbar nach § 8 Absatz 2 an ihr Netz angeschlossen sind, unbeschadet des § 52 Absatz 3

auf ithrer Internetseite veroffentlicht werden miissen.

(2) Ubertragungsnetzbetreiber miissen ferner den Elektrizititsversorgungsunternehmen, fiir
die sie regelverantwortlich sind, bis zum 31. Juli eines Jahres die Endabrechnung fiir die

EEG-Umlage des jeweiligen Vorjahres vorlegen. § 47 Absatz 2 gilt entsprechend.

(3) Die Ubertragungsnetzbetreiber miissen weiterhin

1. die Daten fiir die Berechnung der Marktprdmie nach Mallgabe der Nummer 3 der
Anlage 4 zu diesem Gesetz in nicht personenbezogener Form verodffentlichen,

7. die Daten fiir den Ausgleichsmechanismus nach Mallgabe des § 7 der
Ausgleichsmechanismusverordnung verdffentlichen und der Bundesnetzagentur

ubermitteln.

(4) Ubertragungsnetzbetreiber, die von ihrem Recht nach § 37 Absatz 2a Satz 3 Gebrauch
machen, miissen alle Netzbetreiber, in deren Netz der Bilanzkreis physische

Entnahmestellen hat, iiber die Kiindigung des Bilanzkreises informieren.*

Dem § 49 werden folgende Sétze 2 und 3 angefiigt:

»Soweit die Belieferung liber Bilanzkreise erfolgt, miissen die Energiemengen
bilanzkreisscharf mitgeteilt werden. Satz 1 ist auf Letztverbraucherinnen und
Letztverbraucher, die nach § 37 Absatz 3 Satz 1 Elektrizitatsversorgungsunternehmen
gleichstehen und ihre Stromerzeugungsanlage als Eigenerzeuger betreiben, entsprechend
anzuwenden, es sei denn, dass die installierte Leistung der Eigenerzeugungsanlage 10
Kilowatt und die selbst verbrauchte Strommenge 10 Megawattstunden pro Kalenderjahr
nicht iiberschreiten. Die Ubertragungsnetzbetreiber miissen unverziiglich, spitestens jedoch
ab dem 1. Januar 2016, bundesweit einheitliche Verfahren fiir die vollstindig automatisierte
elektronische Ubermittlung der Daten nach Satz 2 zur Verfiigung stellen, die den Vorgaben

des Bundesdatenschutzgesetzes geniigen.*

In § 50 Satz 2 werden die Worter ,,nach § 57 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2, die iiber den Einzelfall

hinausgehende Bedeutung haben, und Entscheidungen* gestrichen.



§ 51 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gedndert

a) Die Worter ,,dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
und dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Technologie* werden durch die Worter
,»dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie* ersetzt.

f) Die Worter ,,und 65a“ werden durch die Worter ,,bis 65b* ersetzt.

§ 52 wird wie folgt gefasst:

»§ 52

Information der Offentlichkeit

(1) Netzbetreiber und Elektrizititsversorgungsunternehmen miissen auf ihren Internetseiten

1. die Angaben nach den §§ 45 bis 49 unverziiglich nach ihrer Ubermittlung und
2. einen Bericht liber die Ermittlung der von ihnen nach den §§ 45 bis 49 mitgeteilten
Daten unverziiglich nach dem 30. September eines Jahres
verdffentlichen und bis zum Ablauf des Folgejahres vorhalten; § 48 Absatz 1 bleibt

unberihrt.

(1a) Die Ubertragungsnetzbetreiber miissen die nach § 35 Absatz 1 finanziell geférderten
und nach § 37 Absatz 1 vermarkteten Strommengen nach Mallgabe der
Ausgleichsmechanismusverordnung auf einer gemeinsamen Internetseite in nicht

personenbezogener Form veroffentlichen.

(2) Die Angaben und der Bericht miissen eine sachkundige dritte Person in die Lage
versetzen, ohne weitere Informationen die ausgeglichenen Energiemengen und finanziellen

Forderungen vollstindig nachvollziehen zu kdnnen.

(3) Daten, die im Anlagenregister registriert sind und auf Grund der Rechtsverordnung nach
§ 64¢ im Internet veréffentlicht werden, miissen von den Netzbetreibern nicht veroffentlicht

werden.

§ 53 wird aufgehoben.

§ 54 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
,»(1) Elektrizititsversorgungsunternehmen konnen im Gegenzug zur Zahlung der EEG-

Umlage nach § 37 Absatz 2 gegeniiber Letztverbraucherinnen und Letztverbrauchern im



Rahmen der Stromkennzeichnung nach § 42 des Energiewirtschaftsgesetzes den nach
Absatz 2 berechneten Wert als Anteil in Prozent fiir ,,erneuerbare Energien, gefordert

nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz* ausweisen.*

b) In Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 wird jeweils das Wort ,,auszuweisende® durch das Wort
»ausgewiesene ersetzt.

g) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worter ,,Vergiitung nach § 16 in Anspruch genommen
wurde, und der Strommenge, die in der Form des § 33b Nummer 1 direkt vermarktet
durch die Worter ,,finanzielle Forderung nach § 16 in Anspruch genommen* ersetzt.

(13

Absatz 5 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird das Wort ,,verpflichtet* durch das Wort ,,berechtigt* und die Zahl
Angabe ,,43° durch die Angabe ,,43a* ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
,,Jm Fall der Ausweisung sind in diesem Energietragermix die Anteile nach § 42

Absatz 1 Nummer 1 des Energiewirtschaftsgesetzes auszuweisen.*

Es wird folgender Absatz 6 angefiigt:
,»(0) Fiir Letztverbraucherinnen und Letztverbraucher, die nach § 37 Absatz 3 die EEG-

Umlage zahlen miissen, gelten die Absdtze 1 bis 5 mit der MaBgabe entsprechend, dass
ithr eigener Strom anteilig als Strom aus erneuerbaren Energien, gefordert nach dem

Erneuerbare-Energien-Gesetz, gilt.*

Die §§ 55 und 56 werden wie folgt gefasst:

»§ 35

Herkunftsnachweise

(1) Die zustindige Behorde stellt Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreibern
Herkunftsnachweise fiir Strom aus erneuerbaren Energien aus. Satz 1 gilt nicht fiir Strom,
der nach § 15a Absatz 1 Nummer 1 direkt vermarktet oder dem Netzbetreiber nach § 15
Absatz 1 Nummer 3 zur Verfiigung gestellt wird. Die zustindige Behorde iibertragt und
entwertet Herkunftsnachweise. Ausstellung, Ubertragung und Entwertung erfolgen
elektronisch und nach MafBigabe der Herkunftsnachweisverordnung; sie miissen vor

Missbrauch geschiitzt sein.

(2) Die zustidndige Behorde erkennt auf Antrag nach Mal3gabe der
Herkunftsnachweisverordnung Herkunftsnachweise fiir Strom aus erneuerbaren Energien
aus dem Ausland an. Das gilt nur fiir Herkunftsnachweise, die mindestens die Vorgaben des

Artikels 15 Absatz 6 und 9 der Richtlinie 2009/28/EG des Europdischen Parlaments und des



Rates vom 23. April 2009 zur Forderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen
und zur Anderung und anschlieBenden Aufthebung der Richtlinien 2001/77/EG und
2003/30/EG (ABI. L 140 vom 5.6.2009, S. 16) erfiillen. Strom, fiir den ein
Herkunftsnachweis nach Satz 1 anerkannt worden ist, gilt als Strom, der nach § 15a Absatz

1 Nummer 2 direkt vermarktet wird.

(3) Die zustindige Behorde richtet eine elektronische Datenbank ein, in der die Ausstellung,
Anerkennung, Ubertragung und Entwertung von Herkunftsnachweisen registriert werden

(Herkunftsnachweisregister).
(4) Zustdandige Behorde im Sinne der Absétze 1 bis 3 ist das Umweltbundesamt.

(5) Herkunftsnachweise sind keine Finanzinstrumente im Sinne des § 1 Absatz 11 des

Kreditwesengesetzes oder des § 2 Absatz 2b des Wertpapierhandelsgesetzes.

§ 56

Doppelvermarktungsverbot

(1) Strom aus erneuerbaren Energien und aus Grubengas sowie in ein Gasnetz eingespeistes
Deponie- oder Kldrgas sowie Gas aus Biomasse diirfen nicht mehrfach verkauft,
anderweitig liberlassen werden oder entgegen § 34 an eine dritte Person verdufert werden.
Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas darf insbesondere nicht in mehreren
VerduBerungsformen nach § 15a Absatz 1 oder mehrfach in derselben Form nach § 15a
Absatz 1 verduBert werden. Die Vermarktung als Regelenergie gilt im Rahmen der

Direktvermarktung nicht als mehrfacher Verkauf oder anderweitige Uberlassung von Strom.

(2) Anlagenbetreiberinnen oder Anlagenbetreiber, die eine finanzielle Férderung nach § 16
fiir Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas in Anspruch nehmen, diirfen
Herkunftsnachweise oder sonstige Nachweise, die die Herkunft des Stroms belegen, fiir
diesen Strom nicht weitergeben. Gibt eine Anlagenbetreiberin oder ein Anlagenbetreiber
einen Herkunftsnachweis oder sonstigen Nachweis, der die Herkunft des Stroms belegt, fiir
Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas weiter, darf fiir diesen Strom keine

finanzielle Forderung nach § 16 in Anspruch genommen werden.

(3) Solange im Rahmen einer gemeinsamen Projektumsetzung nach dem Projekt-
Mechanismen-Gesetz fiir die Emissionsminderungen der Anlage
Emissionsreduktionseinheiten erzeugt werden konnen, darf fiir den Strom aus der
betreffenden Anlage keine finanzielle Forderung nach § 16 einschlieBlich einer Pramie nach

§ 27d oder § 68 in Anspruch genommen werden.



(4) Unbeschadet des § 62 Absatz 1 Nummer 1 verringert sich bei Versto3en gegen die
Absitze 1 bis 3 im Fall einer Einspeisevergiitung nach den §§ 22¢ und 22d der Anspruch
nach § 16 auf den Monatsmarktwert; in sonstigen Fillen entféllt der Anspruch. Satz 1 gilt
jeweils fiir den Zeitraum der Dauer des VerstoB3es zuziiglich der darauffolgenden sechs

Kalendermonate.*

§ 57 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 werden die Worter ,,Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit* durch die
Worter ,,Wirtschaft und Energie® ersetzt.

Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
,Aufgabe der Clearingstelle ist es, folgende Anwendungsfragen nach Mal3gabe der

Absétze 3 und 4 zu kléren:

1. Fragen und Streitigkeiten zur Anwendung der §§ 3 bis 33, 45, 46, 56 und 66 bis 68

sowie der hierzu auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen,

2. Fragen und Streitigkeiten zur Anwendung der Regelungen, die den in Nummer 1
genannten Regelungen in einer vor dem 1. August 2014 geltenden Fassung dieses

Gesetzes entsprochen haben, und

3. Fragen und Streitigkeiten zur Messung des fiir den Betrieb einer Anlage gelieferten

oder verbrauchten Stroms.*

In Absatz 2 Satz 4 werden die Worter ,,3 und* gestrichen.

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
»(3) Zur Kldrung von Anwendungsfragen zwischen zwei Verfahrensparteien kann die

Clearingstelle

1. Verfahren zur Kliarung der Anwendungsfragen zwischen den Verfahrensparteien auf
thren gemeinsamen Antrag durchfiihren; § 204 Absatz 1 Nummer 11 des
Biirgerlichen Gesetzbuchs findet entsprechende Anwendung; die Verfahren kénnen
auch als schiedsrichterliche Verfahren im Sinne des Zehnten Buchs der

Zivilprozessordnung durchgefiihrt werden, oder

2. Stellungnahmen fiir ordentliche Gerichte, bei denen diese Anwendungsfragen

rechtshidngig sind, auf deren Ersuchen abgeben.

Verfahrensparteien konnen Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber,
Direktvermarktungsunternehmer und Netzbetreiber sein. Ihr Recht, die ordentlichen

Gerichte anzurufen, bleibt unberiihrt.*



In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort ,,Anlagenbetreiber,* die Worter ,,ein
Direktvermarktungsunternehmer, eingefligt.

Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 werden die Worter ,,Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit.* durch

die Worter ,,Wirtschaft und Energie.* ersetzt.
bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefligt:
,Die Aufgaben miissen vorrangig und beschleunigt durchgefiihrt werden.*

cc) In dem neuen Satz 3 wird das Wort ,,Parteien durch das Wort ,,Verfahrensparteien

ersetzt.

a) Absatz 6 Satz 2 wird gestrichen.

b) In Absatz 7 Satz 1 wird das Wort ,,Parteien* durch das Wort ,,Verfahrensparteien*
ersetzt.

In § 60 werden die Worter ,,-betreiber den Vergiitungsanspruch nach § 16 geltend machen oder den
Strom in der Form nach § 33b Nummer 1 oder 2 direkt vermarkten,* durch die Worter

,Anlagenbetreiber eine finanzielle Forderung nach § 16 in Anspruch nehmen, ersetzt.

§ 61 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
,»(1) Die Bundesnetzagentur hat vorbehaltlich weiterer Aufgaben, die ihr in

Rechtsverordnungen auf Grund dieses Gesetzes ilibertragen werden, die Aufgabe, zu

iiberwachen, dass
1. Netzbetreiber nur Anlagen nach § 11 regeln, zu deren Regelung sie berechtigt sind,

7. die Ubertragungsnetzbetreiber den nach den §§ 16 und 35 finanziell geforderten
Strom nach § 37 Absatz 1 in Verbindung mit der
Ausgleichsmechanismusverordnung vermarkten, die EEG-Umlage ordnungsgeméaf
ermitteln, festlegen, verdffentlichen und den Elektrizitdtsversorgungsunternehmen
berechnen und dass insbesondere den Ubertragungsnetzbetreibern nur die finanzielle
Forderung nach den §§ 16 bis 33 berechnet wird und hierbei die Saldierungen nach

§ 35 Absatz 3 beriicksichtigt worden sind,
8. die Daten nach § 51 {ibermittelt sowie nach § 52 verdffentlicht werden,

9. die Kennzeichnung des nach diesem Gesetz geforderten Stroms nur nach Maf3gabe

des § 54 erfolgt.



Sie unterstiitzt das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie bei der Evaluierung

dieses Gesetzes und der Erstellung des Erfahrungsberichts.*

b) Absatz 1b wird wie folgt gedndert:

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
,,3. zur Ubermittlung der Daten nach § 67 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und zur

Abwicklung von Wechseln nach § 15b Absatz 2 und 3, jeweils insbesondere zu

Verfahren, Fristen und Datenformaten, .

bb) In Nummer 4 wird die Angabe Wort ,,2.4.2.4* durch die Angabe ,,2.2.4“, werden die
Worter ,,tatsdchlichen Monatsmittelwerts des Marktwerts* durch das Wort
,,Monatsmarktwerts® und der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.

cc) Folgende Nummer 5 wird angefiigt:
,»J. Uber die an das Anlagenregister zu iibermittelnden Daten einschlieBlich der hierzu

Verpflichteten, iiber Art und Umfang eines erweiterten Zugangs zu Informationen des
Anlagenregisters fiir bestimmte Personenkreise, liber konkretisierende Bedingungen
und Spezifikationen zur Nutzung des Anlagenregisters sowie iiber das Verhéltnis des
Anlagenregisters zu Festlegungen nach § 12 Absatz 4 Satz 4 des
Energiewirtschaftsgesetzes, wenn und soweit sie in einer Rechtsverordnung nach §

64e hierzu ermichtigt wird.*

§ 62 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe d wird die Angabe ,,4 durch die Angabe ,,5° ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe ,,Buchstabe ¢ durch die Worter ,,Buchstabe ¢ oder d*
ersetzt.

§ 63 wird wie folgt gefasst:

»§ 63
Fachaufsicht

Soweit Bundesbehorden Aufgaben nach diesem Gesetz wahrnehmen, unterliegen sie der

Fachaufsicht des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie.*

§ 63a wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 werden das Wort ,,Amtshandlungen* durch die Worter ,,individuell



b)

zurechenbare 6ffentliche Leistungen® ersetzt und nach dem Wort

,Herkunftsnachweisregisters* die Worter ,,und des Anlagenregisters* eingefiigt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort ,,Herkunftsnachweisregisters* die Worter ,,und des

Anlagenregisters* eingefiigt

Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 werden die Worter ,,Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Technologie* durch die Worter ,,Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie* und
das Wort ,,Amtshandlungen* durch die Worter ,,individuell zurechenbare 6ffentliche

Leistungen® ersetzt.
bb) In Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

,»2. das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium fiir Erndhrung und
Landwirtschaft fiir individuell zurechenbare 6ffentliche Leistungen der
Bundesanstalt fiir Landwirtschaft und Erndhrung im Zusammenhang mit der
Anerkennung von Systemen oder mit der Anerkennung und Uberwachung einer
unabhingigen Kontrollstelle nach der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung;

insoweit werden die Gebiihren zur Deckung des Verwaltungsaufwands erhoben,®.

cc) In Nummer 3 werden jeweils die Worter ,,Bundesministerium fiir Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit* durch die Worter ,,Bundesministerium fiir
Wirtschaft und Energie* und das Wort ,,Amtshandlungen* durch die Worter

»individuell zurechenbare 6ffentliche Leistungen® ersetzt.

dd) In Nummer 4 werden die Worter ,,Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Technologie* durch die Worter ,,Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie®, das
Wort ,,Amtshandlungen® durch die Worter ,,individuell zurechenbare 6ffentliche

Leistungen® und der Punkt durch ein Komma ersetzt.

ee) Folgende Nummern 5 und 6 werden angefiigt:

,»J. das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie fiir individuell zurechenbare
offentliche Leistungen der Bundesnetzagentur im Rahmen der Ausschreibung nach der
Rechtsverordnung auf Grund des § 64; das Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Energie kann die Erméchtigung durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des

Bundesrates auf die Bundesnetzagentur iibertragen,



6. das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie fiir individuell zurechenbare
offentliche Leistungen der nach der Rechtsverordnung auf Grund von § 64e fiir die
Einrichtung und den Betrieb des Anlagenregisters nach § 1c zustdndigen
Bundesoberbehorde im Zusammenhang mit der Registrierung von Anlagen und der
Bereitstellung von Daten; das Bundesministerium filir Wirtschaft und Energie kann die
Ermichtigung durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates auf die nach
einer Rechtsverordnung nach § 64e fiir die Einrichtung und den Betrieb des

Anlagenregisters zustdndige Bundesoberbehdrde iibertragen.*

In der Uberschrift des Teils 7 werden die Worter ,,Verordnungserméchtigung,

Erfahrungsbericht,* durch die Worter ,, Verordnungserméachtigungen, Berichte,* ersetzt.

Nach der Uberschrift des Teil 7 wird folgende Uberschritt eingefiigt:

»Abschnitt 1. Verordnungsermichtigungen®.

Die §§ 64 bis 64b werden wie folgt gefasst:

»S 64

Verordnungsermiichtigung zur Ausschreibung der Forderung fiir Freiflichenanlagen

(1) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie wird erméachtigt, durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates im Anwendungsbereich des § 33
Regelungen vorzusehen
1. zu dem Verfahren und dem Inhalt der Ausschreibungen, insbesondere
a) zur kalenderjdhrlich insgesamt auszuschreibenden installierten Leistung in

Megawatt oder elektrischer Arbeit in Megawattstunden,

b) zur Aufteilung der jéhrlichen Ausschreibungsmenge in Teilmengen und der

Bestimmung von Mindest- und Maximalgroen von Teillosen,

c) zur Festlegung von Mindest- und Hochstbetrégen fiir den nach § 33 Absatz 1

Satz 1 zu ermittelnden anzulegenden Wert,

2. zu weiteren Anspruchsvoraussetzungen nach § 33 Absatz 2 Nummer 4, insbesondere



a) Anforderungen an die Flichen zu stellen, auf denen die Anlagen errichtet

werden miissen,

d) die AnlagengroBe zu begrenzen und abweichend von § 19 Absatz 1 und Absatz

la die Zusammenfassung von Anlagen zu regeln,

e) Anforderungen zu stellen, die der Netz- und Systemintegration der Anlagen

dienen,

f) abweichende Regelungen zu den §§ 15a bis 22¢ zu treffen,
. zu Anforderungen fiir die Teilnahme an den Ausschreibungen, insbesondere

a) Mindestanforderungen an die Eignung der Teilnehmer zu stellen,
b) Anforderungen an den Planungsstand der Projekte zu stellen,

c) Anforderungen zu der Art, der Form und dem Inhalt von Sicherheiten zu stellen,
die bei der Zuschlagserteilung zu leisten sind, um eine Inbetriebnahme der
Anlage sicherzustellen, und die entsprechenden Regelungen zur teilweisen oder

vollstdndigen Zuriickzahlung dieser Sicherheiten,

d) zuregeln, wie die Einhaltung der Anforderungen nach den Buchstaben a bis c

nachzuweisen sind,

. zu der Art, der Form und dem Inhalt der Zuschlagserteilung im Rahmen einer

Ausschreibung und zu den Kriterien fiir die Zuschlagserteilung,

. zu der Art, der Form und dem Inhalt der durch einen Zuschlag vergebenen

Forderung, insbesondere zu regeln, dass die finanzielle Férderung abweichend von

den §§ 22 bis 22e und 33 nicht ausschlieBlich fiir den eingespeisten Strom in Cent

pro Kilowattstunde, sondern ganz oder teilweise fiir die Bereitstellung installierter

Leistung in Euro pro Kilowatt zu zahlen ist,

. zu einem Aufwendungsersatz fiir die Erstellung von nicht bezuschlagten Geboten,

. zu Anforderungen, die eine Inbetriebnahme der ausgeschriebenen Menge

sicherstellen sollen, insbesondere

a) einen Rahmen fiir Geldzahlungen fiir die Inhaber der Forderberechtigung zu
regeln, die fallig werden, wenn eine Anlage nicht oder verspétet in Betrieb

genommen worden ist,

b) Kriterien fiir einen Ausschluss von Bietern hinsichtlich kiinftiger

Ausschreibungen zu regeln,

c) die Moglichkeit vorzusehen, die im Rahmen der Ausschreibungen vergebene

Forderberechtigungen nach einer bestimmten Frist zu entziehen oder zu dndern,



8. zu der Art, der Form und dem Inhalt der Verdffentlichungen der Bekanntmachung
von Ausschreibungen, der Ausschreibungsergebnisse und der erforderlichen
Mitteilungen an die Netzbetreiber,

9. zur Ubertragbarkeit von Férderberechtigungen und ihrer verbindlichen Zuordnung

zu einer Anlage, insbesondere

a) zu den zu beachtenden Frist- und Formerfordernissen und Mitteilungspflichten,

b) zum Kreis der berechtigten Personen und den an diese zu stellenden

Anforderungen,

10. zu den nach den Nummern 1 bis 9 zu Uibermittelnden Informationen und zum Schutz

der in diesem Zusammenhang tibermittelten personenbezogenen Daten.

(2) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie wird erméchtigt, durch

Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates im Anwendungsbereich des § 33

1. abweichend von § 33 und Absatz 1 nicht die Bundesnetzagentur, sondern eine
andere juristische Person des 6ffentlichen Rechts mit den Ausschreibungen nach §
33 zu betrauen oder in entsprechendem Umfang eine juristische Person des
Privatrechts zu beauftragen und hierzu Einzelheiten zu regeln,

2. die Bundesnetzagentur zu erméchtigen, unter Bertlicksichtigung des Zwecks und
Ziels nach § 1 und der Grundsétze nach § 1a Festlegungen fiir die Ausschreibungen
einschlieBlich der konkreten Ausgestaltung der Regelungen nach Absatz 1 Nummer
1 bis 10 zu treffen oder fiir Bereiche der Ausschreibungen Festlegungen zu treffen,
die nicht vom Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie in der Verordnung

nach Absatz 1 geregelt worden sind.

§ 64a

Verordnungserméchtigung zur Stromerzeugung aus Biomasse

(1) Die Bundesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des

Bundesrates im Anwendungsbereich der §§ 27 bis 27b zu regeln,

1. welche Stoffe als Biomasse gelten und

2. welche technischen Verfahren zur Stromerzeugung angewandt werden diirfen.
(2) Die Bundesregierung wird ferner erméchtigt, durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates im Anwendungsbereich des § 27¢ Nummer 2 Anforderungen
an ein Massenbilanzsystem zur Riickverfolgung von aus einem Erdgasnetz entnommenem

Gas zu regeln.



§ 64b

Verordnungserméchtigung zu Nachhaltigkeitsanforderungen fiir Biomasse

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie wird erméchtigt, im Einvernehmen mit

dem Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft und dem Bundesministerium fiir

Umwelt, Bau, Naturschutz und Reaktorsicherheit durch Rechtsverordnung ohne

Zustimmung des Bundesrates

1.

zu regeln, dass der Anspruch auf die Vergiitung fiir Strom aus fester, fliissiger oder

gasformiger Biomasse nur besteht, wenn die zur Stromerzeugung eingesetzte

Biomasse folgende Anforderungen erfiillt:

a)

b)

c)

bestimmte dkologische und sonstige Anforderungen an einen nachhaltigen
Anbau und an die durch den Anbau in Anspruch genommenen Fliachen,
insbesondere zum Schutz natiirlicher Lebensrdume, von Griinland mit grof3er
biologischer Vielfalt im Sinne der Richtlinie 2009/28/EG und von Flidchen mit
hohem Kohlenstoffbestand,

bestimmte 0kologische und soziale Anforderungen an eine nachhaltige
Herstellung,

ein bestimmtes Treibhausgas-Minderungspotenzial, das bei der Stromerzeugung

mindestens erreicht werden muss,

die Anforderungen nach Nummer 1 einschlielich der Vorgaben zur Ermittlung des

Treibhausgas-Minderungspotenzials nach Nummer 1 Buchstabe ¢ zu regeln,

festzulegen, wie Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber die Einhaltung der

Anforderungen nach den Nummern 1 und 2 nachweisen miissen; dies schlief3t

Regelungen ein

a)

d)

zum Inhalt, zu der Form und der Giiltigkeitsdauer dieser Nachweise
einschlieBlich Regelungen zur Anerkennung von Nachweisen, die nach dem
Recht der Européischen Union oder eines anderen Staates als Nachweis iiber die
Erflillung von Anforderungen nach Nummer 1 anerkannt wurden,

zur Einbeziehung von Systemen und unabhingigen Kontrollstellen in die
Nachweisfiihrung und

zu den Anforderungen an die Anerkennung von Systemen und unabhingigen
Kontrollstellen sowie zu den MaBnahmen zu ihrer Uberwachung einschlieBlich
erforderlicher Auskunfts-, Einsichts-, Probenentnahme- und Weisungsrechte
sowie des Rechts der zustindigen Behorde oder unabhingiger Kontrollstellen,

wihrend der Geschifts- oder Betriebszeit Grundstiicke, Geschéfts-, Betriebs-



und Lagerrdume sowie Transportmittel zu betreten, soweit dies fiir die
Uberwachung oder Kontrolle erforderlich ist,
die Bundesanstalt fiir Landwirtschaft und Erndhrung mit Aufgaben zu betrauen, die die
Einhaltung der in der Rechtsverordnung nach den Nummern 1 bis 3 geregelten
Anforderungen sicherstellen, insbesondere mit der ndheren Bestimmung der in der
Rechtsverordnung auf Grund der Nummern 1 und 2 geregelten Anforderungen sowie mit

der Wahrnehmung von Aufgaben nach Nummer 3.%.

§ 64d wird wie folgt gedndert:

a) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,,Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit™ durch die Worter ,,Wirtschaft und Energie* ersetzt und die Worter
,»im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Technologie*
gestrichen.

b) In Nummer 6 werden die Worter ,,Vergiitung nach § 16 in Anspruch genommen oder der
in der Form des § 33b Nummer 1 direkt vermarktet durch die Worter ,,finanzielle
Forderung nach § 16 in Anspruch genommen* ersetzt.

§ 64e wird wie folgt gefasst:

»S 64e

Verordnungserméichtigung zum Anlagenregister

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie wird erméchtigt, zu den in § 1c Absatz 1
Satz 2 bestimmten Zwecken durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zu

regeln:

+—die Einrichtung und den Betrieb des Anlagenregisters nach § 1c durch die

Bundesnetzagentur oder

3—abweichend von Nummer 1 die Verpflichtung von einer oder mehreren juristischen
Personen des Privatrechts zum Betrieb des Anlagenregisters; dies schliet Regeln
zur Uberwachung dieser Personen durch die Bundesnetzagentur und der Vorgaben

hierzu ein,
4—die Ausgestaltung des Anlagenregisters; hierbei kann auch festgelegt werden,

a) welche Angaben an das Anlagenregister libermittelt werden miissen, einschlielich
der Fristen, sowie der Anforderungen an die Art, die Formate, den Umfang und die

Autbereitung der zu liefernden Daten,



b) wer zur Ubermittlung verpflichtet ist,

¢) dass die Registrierung bei einem Dritten erfolgen muss, der zur Ubermittlung an

den Betreiber des Anlagenregisters verpflichtet ist,

d) dass Wechsel der VerduBBerungsformen abweichend von § 15b Absatz 2 dem
Anlagenregister mitzuteilen sind, einschlieBlich der Fristen fiir die
Dateniibermittlung sowie Bestimmungen zu Format und Verfahren, die den

Anforderungen nach § 15b Absatz 3 entsprechen,

e) dass die Angaben mit den Daten des Herkunftsnachweisregisters nach § 55 Absatz
3 oder mit anderen Registern und Datensitzen abgeglichen werden, die

eingerichtet oder erstellt werden:

aa) auf Grund dieses Gesetzes oder einer hierauf erlassenen Rechtsverordnung,
auf Grund des Energiewirtschaftsgesetzes oder einer hierauf erlassenen
Rechtsverordnung oder Festlegung oder
auf Grund des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen oder einer hierauf

erlassenen Rechtsverordnung oder Festlegung,

f) dass Angaben der Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber liber
genehmigungsbediirftige Anlagen mit Daten der zustéindigen

Genehmigungsbehorde abgeglichen werden,

g) dass im Fall eines Betriebs des Anlagenregisters durch juristische Personen des

Privatrechts

aa) die Daten an die Bundesnetzagentur und nach Mafigabe des § 51 Absatz 3 Satz
2 an das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie iibermittelt werden
miissen, soweit dies fiir die Erfiillung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz
erforderlich ist,
Entgelte erhoben werden konnen, einschlieBlich Festlegung, Ausgestaltung und
Bemessungsgrundlage der Entgelte,
5—welche registrierten Daten im Internet veroffentlicht werden; hierbei ist ein hohes
MaB an Transparenz anzustreben; dies schlieBt ferner Bestimmungen nach § 20a
Absatz 2 iiber die erforderlichen Verdffentlichungen zur Uberpriifung des Zubaus
von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biomasse, Windenergieanlagen an Land

und solarer Strahlungsenergie ein,

6—die Pflicht der Netzbetreiber, die jeweilige Ist-Einspeisung von Anlagen, die im

Anlagenregister registriert sind und die mit technischen Einrichtungen im Sinne von



§ 6 Absatz 1 Nummer 2 ausgestattet sind, abzurufen und diese Daten an das
Anlagenregister zu iibermitteln, einschlielich der Fristen sowie der Anforderungen

an die Art, die Formate, den Umfang und die Aufbereitung der zu liefernden Daten,

F=Regelungen zum Schutz personenbezogener Daten im Zusammenhang mit den nach

den Nummern 3 bis 5 zu iibermittelnden Daten,

8—das Verhiiltnis zu den Ubermittlungs- und Verdffentlichungspflichten nach den §§ 45
bis 51; hierbei kann insbesondere geregelt werden, in welchem Umfang Daten, die
in dem Anlagenregister erfasst und veroftentlicht werden, ab dem Zeitpunkt ihrer
Veroffentlichung nicht mehr nach den §§ 45 bis 52 libermittelt und veroffentlicht

werden miissen

9—Art und Umfang der Weitergabe der Daten an Dritte, soweit dies zur Erfiillung der
Aufgaben des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie im Zusammenhang

mit dem Ausbau erneuerbarer Energien erforderlich ist.*

§ 64f wird wie folgt gedndert:

a) Die Nummern 2 bis 6 werden durch folgende Nummer 2 ersetzt:
,»2. zu regeln, dass
a) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber den Strom aus ihrer Anlage zum

Zweck der Inanspruchnahme der Einspeisevergiitung nach § 22d abweichend von
§ 15a Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b einem Dritten zur Verfiigung stellen

miissen,

b) sich der Anspruch nach § 22d Absatz 1 gegen den Dritten richtet, dem der Strom

nach Buchstabe a zur Verfiigung gestellt wird,

c¢) der Dritte nach den Buchstaben a und b im Rahmen eines Ausschreibungs- oder
anderen objektiven, transparenten und diskriminierungsfreien Verfahrens ermittelt
wird und mit dieser Aufgabe betreut wird; hierbei konnen insbesondere die
ausschreibende Behorde, Anforderungen an die Durchfiihrung der Ausschreibung,
an den mit der Ausfallvermarktung beauftragten Dritten, an die Voraussetzungen,
die Anlagen fiir die Inanspruchnahme der Ausfallvermarktung erfiillen miissen, an
die Bedingungen und Durchfiihrung der Ausfallvermarktung und an die Hohe der

finanziellen Férderung im Rahmen der Ausfallvermarktung bestimmt werden;.

Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 3.



§ 64g wird aufgehoben.

§ 64h wird wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,,Vorschriften* durch das Wort , Bestimmungen*
ersetzt.

In Absatz 1 werden die Worter ,,64c, 64d, 64f und 64g* durch die Worter ,,64c und 64d* ersetzt.

In Absatz 2 werden die Worter ,,64b, 64c, 64f Nummer 1, 2, 3, und 7 und 64g* durch die Worter
,,04b und 64c¢* ersetzt.

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worter ,,64d, 64¢ und 64f Nummer 6 durch die Worter
,,04d und 64¢* ersetzt.

Die §§ 65 bis 66 werden durch folgende Abschnitte 2 und 3 ersetzt:

,,Abschnitt 2. Berichte

»§ 65
Erfahrungsbericht

Die Bundesregierung evaluiert dieses Gesetz und legt dem Bundestag bis zum

31. Dezember 2018 und dann alle vier Jahre einen Erfahrungsbericht vor.

§ 65a

Monitoringbericht

Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag bis zum 31. Dezember 2014 und dann

jahrlich liber
+—den Ausbau der erneuerbaren Energien,

2—die Erreichung der Ziele nach § 1 Absatz 2; dies schlieBt die Uberpriifung ein, ob der

Ausbau der erneuerbaren Energien dem Ausbaupfad nach § 1b entspricht,

3—den erreichten und erwarteten Ausbau der Stromerzeugung aus solarer

Strahlungserzeugung im Hinblick auf § 20e Absatz 6 Satz 1,

4—den Stand der Direktvermarktung von Strom aus erneuerbaren Energien und
Grubengas; hierbei ist auch zu berichten, ob und inwieweit die Ausfallvergiitung

nach § 22d weiterhin erforderlich ist, und



5—die Herausforderungen, die sich aus den Nummern 1 bis 4 ergeben; dies schlief3t ein

a) Handlungsempfehlungen fiir den Fall, dass der Ausbaupfad nach § 1b iiber- oder

unterschritten wird, und

c) rechtzeitig vor Erreichung des in § 20e Absatz 5 Satz 1 bestimmten Ziels einen

Vorschlag fiir eine Neugestaltung der bisherigen Regelung.

§ 65b

Ausschreibungsbericht

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie berichtet dem Bundestag bis zum
30. Juni 2016 iiber die Erfahrungen mit den Ausschreibungen nach § 33. Der Bericht soll

auch Handlungsempfehlungen enthalten,

+—ob und in welcher Form die H6he der finanziellen Férderung auch bei anderen

erneuerbaren Energien durch Ausschreibungen ermittelt werden soll und

2Z—welche Strommengen oder Kapazititen fiir die Erreichung der Ziele nach § 1

Absatz 2 und fiir die Einhaltung des Ausbaupfads nach § 1b erforderlich sind.

Abschnitt 3. Ubergangsbestimmungen

§ 66

Allgemeine Ubergangsbestimmungen

(1) Fiir Strom aus Anlagen, die nach dem am 31. Juli 2014 geltenden Inbetriebnahmebegriff
vor dem 1. August 2014 in Betrieb genommen worden sind, sind die Bestimmungen dieses

Gesetzes entsprechend anzuwenden mit der Maf3gabe, dass

1. statt § 3 Nummer 15 § 3 Nummer 5 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am
31. Juli 2014 geltenden Fassung anzuwenden ist,

2. statt § 6 Absatz 2 und 6 § 6 Absatz 2, 5 und 6 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in
der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung anzuwenden ist,

3. § 17 Absatz 1 nur fiir Betreiberinnen und Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie, die nach dem 31. Dezember 2011 in Betrieb
genommen worden sind, anzuwenden ist, solange die Anlagenbetreiberin oder der
Anlagenbetreiber

a) die Anlage nicht als geforderte Anlage im Sinne des § 20a Absatz 5 des



Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung
registriert und den Standort und die installierte Leistung der Anlage nicht an die
Bundesnetzagentur mittels der von ihr bereitgestellten Formularvorgaben
iibermittelt hat oder

b) die zur Registrierung der Anlage in das Anlagenregister erforderlichen Angaben
nicht nach Maflgabe der Rechtsverordnung nach § 64e iibermittelt hat,

4. § 20a Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 2 bis 4 nicht anzuwenden sind,

5. statt der §§ 20a bis 20e und 23 bis 33 die §§ 20 bis 20b und 23 bis 33 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung
anzuwenden sind,

6. § 22c¢ Absatz 2 und 3 Halbsatz 2 nicht anzuwenden ist,

7. §22d Absatz 2 und 3 Halbsatz 2 nicht anzuwenden ist,

8. Nummer 1.2 der Anlage 4 mit der MaB3gabe anzuwenden ist, dass der jeweils
anzulegende Wert ,,AW* erhoht wird um
a) 0,6 Cent pro Kilowattstunde fiir vor dem 1. Januar 2015 erzeugten Strom und
c) 0,45 Cent pro Kilowattstunde fiir nach dem 31. Dezember 2014 erzeugten

Strom,

9. § 66 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 mit folgenden

Mallgaben anzuwenden ist:
a) statt Absatz 1 Nummer 10 ist Absatz 1 Nummer 2 bis 9 dieses Paragrafen
anzuwenden,
statt Absatz 1 Nummer 11 ist § 67 Absatz 3 und § 68 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am
1. August 2014 geltenden Fassung anzuwenden und

Absatz 13, 13a und 15 sind nicht anzuwenden.
(2) Fiir Strom aus Anlagen, die

1. nach dem am 31. Juli 2014 geltenden Inbetriebnahmebegrift vor dem 1.
August 2014 in Betrieb genommen worden sind und
2. vor dem 1. August 2014 zu keinem Zeitpunkt Strom ausschlieBlich aus erneuerbaren

Energien oder Grubengas erzeugt haben,

ist § 3 Nummer 15 Halbsatz 1 anzuwenden.

(3) Fiir Strom aus Anlagen, die nach dem 31. Juli 2014 und vor dem 1. Januar 2015 in
Betrieb genommen worden sind, sind abweichend von Absatz 1 die Bestimmungen des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung anzuwenden,

wenn die Anlagen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigungsbediirftig sind



oder fiir ihren Betrieb einer Zulassung nach einer anderen Bestimmung des Bundesrechts

bediirfen und vor dem 23. Januar 2014 genehmigt oder zugelassen worden sind.

(4) Fiir Strom aus Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie mit einer
installierten Leistung von mehr als 10 Kilowatt und hochstens 30 Kilowatt, die nach dem
31. Juli 2014 und vor dem 1. Juli 2015 in Betrieb genommen worden sind, ist § 6 Absatz 2
Nummer 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung
anzuwenden. Anlagen nach Satz 1, die ihre Pflicht nach § 6 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe
b des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung erfiillen,
miissen zusdtzlich ihre Anlagen mit technischen Vorrichtungen nach § 6 Absatz 2 Nummer 2

ausstatten.

§ 67

Ubergangsbestimmungen fiir Strom aus Biomasse

(1) Fiir Strom aus Anlagen, die nach dem am 31. Juli 2014 geltenden Inbetriebnahmebegriff

vor dem 1. August 2014 in Betrieb genommen worden sind,

1. verringert sich ab dem 1. August 2014 der Vergiitungsanspruch nach § 16 in
Verbindung mit § 27 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der fiir die Anlage
jeweils anzuwendenden Fassung fiir jede Kilowattstunde Strom, um die in einem
Kalenderjahr die vor dem 1. August 2014 erreichte Hochstbemessungsleistung der
Anlage tiberschritten wird, auf den Monatsmarktwert; fiir Anlagen, die vor dem 1.
Januar 2009 in Betrieb genommen worden sind, verringert sich entsprechend der
Vergiitungsanspruch nach § 8 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 21.
Juli 2004 (BGBI. I S. 1918) in der am 31. Dezember 2008 geltenden Fassung nach
Mallgabe von Halbsatz 1,

2. entfdllt der Anspruch auf monatliche Abschlidge nach § 16 Absatz 1 Satz 3
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung und
werden sdamtliche Vergiitungs- und Pramienanspriiche nicht fillig, solange
Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber ihre Pflicht zum Nachweis durch eine
Kopie eines Einsatzstoft-Tagebuchs nach § 27 Absatz 5 Halbsatz 1 und Nummer 1
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung

nicht erfullt haben.

(2) Fiir Strom aus Anlagen, die nach dem am 31. Dezember 2011 geltenden

Inbetriebnahmebegriff vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb genommen worden sind,

1. entfillt der Anspruch auf die Vergiitungserh6hung nach den §§ 27 Absatz 5 Satz 1



und 66 Absatz 1 Nummer 4a Satz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am
31. Dezember 2011 geltenden Fassung ab dem 1. Januar 2015; abweichend von
Halbsatz 1 entfallt der Anspruch ab dem sechsten auf die erstmalige
Geltendmachung des Anspruchs folgenden Kalenderjahres, wenn die
Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber die Vergiitungserhohung erstmals
nach dem 31. Dezember 2009 und vor dem 1. August 2014 in Anspruch genommen
hat,
besteht der Anspruch auf Erhéhung des Bonus fiir Strom aus nachwachsenden Rohstoffen
nach § 27 Absatz 4 Nummer 2 in Verbindung mit Nummer VI.2.c der Anlage 2 zu dem
Erneuerbare-Energien-Gesetz in der am 31. Dezember 2011 geltenden Fassung ab dem 1.
August 2014 nur, wenn zur Stromerzeugung iiberwiegend Landschaftspflegematerial
einschlieBlich Landschaftspflegegras im Sinne von Nummer 5 der Anlage 3 zur
Biomasseverordnung in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung eingesetzt werden,

ist § 27¢c Nummer 2 anzuwenden bei Strom, der nach dem 31. Juli 2014 erzeugt worden ist.

(3) Fiir Anlagen, die nach dem am 31. Juli 2014 geltenden Inbetriebnahmebegriff vor dem 1.
August 2014 sowohl in Betrieb genommen worden sind als auch die Flexibilititspramie
nach § 33i des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung in
Anspruch genommen haben, besteht abweichend von § 66 Absatz 1 auch nach dem 31. Juli
2014 der Anspruch auf die Flexibilitdtsprdmie nach § 33i des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung mit der Maf3gabe, dass abweichend von
§ 331 Absatz 1 Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014
geltenden Fassung fiir den gesamten in der Anlage erzeugten Strom keine
Einspeisevergiitung gezahlt wird und fiir diesen Strom unbeschadet der §§ 27 Absatz 3 und
4, 27a Absatz 2, 27¢ Absatz 3 und 33e Satz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am
31. Juli 2014 geltenden Fassung dem Grunde nach ein Vergiitungsanspruch nach § 16 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung besteht, der nicht
nach § 17 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung

verringert ist.

(4) Fiir Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2011 und vor dem 1. August 2014 in Betrieb
genommen worden sind, ist auch nach dem 31. Juli 2014 die Biomasseverordnung in ihrer

am 31. Juli 2014 geltenden Fassung anzuwenden.



§ 68

Flexibilititsprimie zur Flexibilisierung bestehender Anlagen

(1) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus
Biogas, die nach dem am 31. Juli 2014 geltenden Inbetriebnahmebegriff vor dem 1. August
2014 in Betrieb genommen worden sind, konnen ergidnzend zur Marktprdmie von dem
Netzbetreiber eine Pramie fiir die Bereitstellung flexibler installierter Leistung fiir eine

bedarfsorientierte Stromerzeugung (Flexibilititspramie) verlangen,

1. wenn fiir den gesamten in der Anlage erzeugten Strom keine Einspeisevergilitung
gezahlt wird und ein Anspruch nach § 16 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der
fiir die Anlage jeweils anzuwendenden Fassung dem Grunde nach besteht, der nicht
nach anderen Bestimmungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der fiir die
Anlage jeweils anzuwendenden Fassung verringert ist,

2. wenn die Bemessungsleistung der Anlage in einem Kalenderjahr
a) mindestens das 0,5fache und
b) hdochstens das 0,7fache
der vor dem 1. August 2014 erreichten Hochstbemessungsleistung der Anlage
betrigt,

3. solange sie die zur Registrierung der Inanspruchnahme der Flexibilitétspramie
erforderlichen Angaben nicht nach Maflgabe der Rechtsverordnung nach § 64e an
das Anlagenregister iibermittelt haben,

4. sobald eine Umweltgutachterin oder ein Umweltgutachter mit einer Zulassung fiir
den Bereich Elektrizititserzeugung aus erneuerbaren Energien bescheinigt hat, dass
die Anlage fiir den zum Anspruch auf die Flexibilititspramie erforderlichen
bedarfsorientierten Betrieb nach allgemein anerkannten Regeln der Technik

technisch geeignet ist.

Hochstbemessungsleistung ist die hochste Bemessungsleistung der Anlage in einem
Kalenderjahr seit dem Zeitpunkt ihrer Inbetriebnahme. Im Fall von Anlagen, die nach dem
31. Dezember 2011 in Betrieb genommen worden sind, gilt abweichend von Satz 2 als
Hochstbemessungsleistung der Anlage die installierte Leistung der Anlage verringert um
10,0 Prozent; in diesem Fall miissen Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber im
Rahmen der Meldung nach Satz 1 Nummer 3 anstelle der Hochstbemessungsleistung die um

10,0 Prozent verringerte installierte Leistung melden.

(2) Die Hohe der Flexibilititspramie wird kalenderjéhrlich berechnet. Die Berechnung
erfolgt fiir die jeweils flexibel bereitgestellte installierte Leistung nach Mallgabe von Absatz



6. Auf die zu erwartenden Zahlungen sind monatliche Abschldge in angemessenem Umfang

zu leisten.

(3) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber miissen dem Netzbetreiber die erstmalige

Inanspruchnahme der Flexibilitdtspramie nach Absatz 1 vorab mitteilen.

(4) Die Flexibilitiatspramie ist bis zum Ende der Forderdauer nach § 20 zu zahlen. Die
Flexibilitatspramie wird ab dem ersten Tag des zweiten auf die Meldung nach Absatz 3
folgenden Kalendermonats gezahlt. Der Anspruch auf die Flexibilititspramie entfallt fiir
jedes Kalenderjahr, in dem die Voraussetzungen nach Absatz 1 und 3 nicht erfiillt sind. Fiir
jedes auf die Meldung nach Absatz 3 folgende Kalenderjahr, in dem gegen Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 Buchstabe b verstoflen wird, verringert sich zudem der Anspruch nach § 16 fiir

den gesamten in der Anlage erzeugten Strom auf den Monatsmarktwert.
(5) § 21 gilt entsprechend.

(6) Die Hohe der Flexibilititspramie ,,FP* in Euro pro Jahr direkt vermarkteten und

tatsdchlich eingespeisten Stroms wird nach der folgenden Formel berechnet:
FP = (PHBem - PBem) * KK
Dabei ist

1. ,,Peen die Bemessungsleistung nach § 3 Nummer 3 in Kilowatt; im ersten
Kalenderjahr der Inanspruchnahme der Flexibilitatspramie ist die
Bemessungsleistung nach § 3 Nummer 3 mit der Maligabe zu berechnen, dass nur
die in den Kalendermonaten der Inanspruchnahme der Flexibilitatspramie erzeugten
Kilowattstunden und nur die vollen Zeitstunden dieser Kalendermonate zu
beriicksichtigen sind; dies gilt nur fiir die Zwecke der Berechnung der Hohe der
Flexibilititspramie,

2. ,,Pusem’ die hochste bisherige Bemessungsleistung nach Absatz 1 Satz 2 und 3 in
Kilowatt,

3. ,,KK* die Kapazititskomponente fiir die Bereitstellung der flexibel installierten
Leistung in Euro pro Kilowatt und Jahr; ,,KK* betrdgt fiir Anlagen
a) bis einschlieBlich einer installierten Leistung von 500 Kilowatt 400 Euro pro

Kilowatt und Jahr und
b) ab einer installierten Leistung von mehr als 500 Kilowatt 250 Euro pro Kilowatt
und Jahr,

,FP* die Flexibilitatsprdmie in Euro pro Kalenderjahr,

(7) Die Flexibilitidtspramie entfillt in jedem Kalenderjahr, in dem die Bemessungsleistung

die 0,5fache Hochstbemessungsleistung unterschreitet oder die 0,7fache



Hochstbemessungsleistung tiberschreitet.

(8) Der Anspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, wenn die Anlagenbetreiberin oder der
Anlagenbetreiber eine Flexibilitdtsprdmie nach § 331 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in

der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung in Anspruch genommen hat.

§ 69

Weitere Ubergangsbestimmungen

(1) Fiir Anlagen, die vor dem 1. August 2014 in Betrieb gegangen sind und nach dem am 31.
Juli 2014 geltenden Erneuerbare-Energien-Gesetz ihre Anlagen mit einer technischen
Einrichtung nach § 6 Absatz 1 ausstatten mussten, gilt § 6 Absatz 1 Satz 2 ab dem 1. Januar
2009 riickwirkend.

(2) § 39 Absatz 1 und 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014
geltenden Fassung findet auf Strom, den Elektrizitétsversorgungsunternehmen nach dem 31.
Dezember 2013 und vor dem 1. August 2014 an ihre gesamten Letztverbraucherinnen und
Letztverbraucher geliefert haben, mit der Ma3gabe Anwendung, dass abweichend von § 39
Absatz 1 Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden
Fassung dieser Strom die dort genannten Anforderungen in dem Zeitraum nach dem 31.
Dezember 2013 und vor dem 1. August 2014 sowie zugleich jeweils in mindestens vier

Monaten dieses Zeitraums erfullt.

(3) Fiir Schienenbahnen, die noch keine Begrenzungsentscheidung fiir das Jahr 2014 haben,
finden die §§ 40 bis 44 fiir die Antragsstellung auf Begrenzung fiir das Jahr 2014 mit
folgenden Malligaben Anwendung:

1. Die EEG-Umlage wird fiir die liber die dritte Gigawattstunde hinausgehende
Strommenge, die das Unternechmen unmittelbar fiir den Fahrbetrieb im
Schienenbahnverkehr selbst verbraucht, begrenzt auf 15 Prozent der nach § 37
Absatz 2 ermittelten EEG-Umlage fiir das Jahr 2014.

2. Der Antrag nach § 40 Absatz 1 in Verbindung mit § 42 einschlieflich der der
Bescheinigungen nach [§ 41 Absatz 2 Satz 2 und 3] ist bis zum 30. September
2014 zu stellen (materielle Ausschlussfrist).

3. Die Entscheidung wird riickwirkend zum 1. Juli 2014 mit einer Geltungsdauer

von einem halben Jahr wirksam.

(4) Die Ubertragungsnetzbetreiber haben gegen Elektrizititsversorgungsunternehmen fiir

die auBerhalb der Regelverantwortung eines Ubertragungsnetzbetreibers eigens fiir die



Versorgung von Schienenbahnen erzeugten, unmittelbar in das Bahnstromnetz eingespeisten
und unmittelbar fiir den Fahrbetrieb im Schienenverkehr verbrauchten Strommengen
(Bahnkraftwerksstrom) fiir die Jahre 2009 bis 2013 nur Anspruch auf Zahlung einer EEG-
Umlage von 0,05 Cent pro Kilowattstunde. Die Anspriiche werden wie folgt fallig:

1. fiir Bahnkraftwerksstrom, der in den Jahren 2009 bis 2011 verbraucht worden
ist, zum 31. August 2014,
2. fiir Bahnkraftwerksstrom, der im Jahr 2012 verbraucht worden ist, zum 31.
Januar 2015 und
3. fiir Bahnkraftwerksstrom, der im Jahr 2013 verbraucht worden ist, zum 31.
Oktober 2015.
Elektrizititsversorgungsunternehmen miissen ihrem Ubertragungsnetzbetreiber
unverziiglich die Endabrechnungen fiir die Jahre 2009 bis 2013 fiir den
Bahnkraftwerksstrom vorlegen; § 50 gilt entsprechend. Abweichend von § 12 der
Ausgleichsmechanismusverordnung handelt es sich bei Zahlungen der EEG-Umlage fiir
Bahnkraftwerksstrom, der im Jahr 2009 verbraucht worden ist, um Einnahmen nach § 3
Absatz 3 Nummer 2 der Ausgleichsmechanismusverordnung.
Elektrizitdtsversorgungsunternehmen konnen fiir Bahnkraftwerksstrom, den sie vor dem 1.
Januar 2009 geliefert haben, die Abnahme und Vergiitung nach § 37 Absatz 1 Satz 1 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2011 und gemal3 § 14 Absatz 3
Satz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2008 geltenden Fassung

verweigern.*.

Anlage 1 wird aufgehoben.

Anlage 2 wird wie folgt geidndert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe ,,4* durch die Angabe ,,3* und die Angabe ,,5° durch die Angabe ,,4*
ersetzt.

h) In Nummer 5 wird die Angabe ,,Absatz 4 durch die Angabe ,,Absatz 3 ersetzt.

In Nummer 8 Satz 2 der Anlage 3 wird nach dem Wort ,,sind* das Wort ,,nicht* gestrichen.

Anlage 4 wird wie folgt gefasst:



1.1.

1.2.

2.1.

2.2.

2.2.1.

»Anlage 4. Hohe der Marktpramie

Berechnung der Marktprimie
Im Sinne dieser Anlage ist:

— ,,MP“ die Hohe der Marktpramie nach § 22 Absatz 2 in Cent pro

Kilowattstunde,

- ,,AW* der anzulegende Wert nach den §§ 23 bis 33 unter Beriicksichtigung der
§§ 17 bis 20e in Cent pro Kilowattstunde,

- ,,MW* der jeweilige Monatsmarktwert.

Die Hohe der Marktpramie nach § 22 Absatz 2 (,,MP*) in Cent pro Kilowattstunde
direkt vermarkteten und tatsdchlich eingespeisten Stroms wird nach der folgenden

Formel berechnet:
MP = AW - MW

Ergibt sich bei der Berechnung ein Wert kleiner Null, wird abweichend von Satz 1

der Wert ,,MP*“ mit dem Wert Null festgesetzt.
Berechnung des Monatsmarktwerts ,,MW¢

Monatsmarktwert bei Strom aus Wasserkraft, Deponiegas, Klirgas,

Grubengas, Biomasse und Geothermie nach den §§ 23 bis 28

Als Wert , MW in Cent pro Kilowattstunde ist bei direkt vermarktetem Strom aus
Wasserkraft, Deponiegas, Klirgas, Grubengas, Biomasse und Geothermie der Wert
»MWEepex* anzulegen. Dabei ist ,, MWgpex* der tatsdchliche Monatsmittelwert der
Stundenkontrakte am Spotmarkt der Strombdrse EPEX Spot SE in Paris in Cent pro

Kilowattstunde.

Monatsmarktwert bei Strom aus Windenergie und solarer Strahlungsenergie
nach den §§ 29 bis 33

Energietriigerspezifischer Monatsmarktwert

Als Wert , MW* in Cent pro Kilowattstunde ist anzulegen bei direkt vermarktetem

Strom aus
—  Windenergieanlagen an Land der Wert , MW wind an Land",
—  Windenergieanlagen auf See der Wert ,, MW wing aufsee” Und

— Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie der Wert



2.2.2.

2.2.2.1.

2.2.22.

2.2.23.

2.2.3

224

3.1.

,,MWSOIar‘ ¢ .
Windenergie an Land

»»sMWwinganLana’ 1St der tatsdchliche Monatsmittelwert des Marktwerts von Strom aus
Windenergieanlagen an Land am Spotmarkt der Stromboérse EPEX Spot SE in Paris
in Cent pro Kilowattstunde. Dieser Wert wird wie folgt berechnet:

Fiir jede Stunde eines Kalendermonats wird der durchschnittliche Wert der
Stundenkontrakte am Spotmarkt der Stromboérse EPEX Spot SE in Paris mit der
Menge des in dieser Stunde nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 3.1

erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen an Land multipliziert.
Die Ergebnisse fiir alle Stunden dieses Kalendermonats werden summiert.

Diese Summe wird dividiert durch die Menge des in dem gesamten Kalendermonat
nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 3.1 erzeugten Stroms aus

Windenergieanlagen an Land.
Windenergie auf See

SMWiwingaursee - 1St der tatsdchliche Monatsmittelwert des Marktwerts von Strom aus
Windenergieanlagen auf See am Spotmarkt der Strombdrse EPEX Spot SE in Paris
in Cent pro Kilowattstunde. Fiir die Berechnung von , MW wing aufsee* Sind die
Nummern 2.2.2.1 bis 2.2.2.3 mit der Ma3gabe anzuwenden, dass statt des nach der
Online-Hochrechnung nach Nummer 3.1 erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen
an Land der nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 3.1 erzeugte Strom aus

Windenergieanlagen auf See zugrunde zu legen ist.
Solare Strahlungsenergie

MW st der tatsdchliche Monatsmittelwert des Marktwerts von Strom aus
Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie am Spotmarkt der
Stromborse EPEX Spot SE in Paris in Cent pro Kilowattstunde. Fiir die
Berechnung von ,MWs,,*“ sind die Nummern 2.2.2.1 bis 2.2.2.3 mit der MaB3gabe
anzuwenden, dass statt des nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 3.1
erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen an Land der nach der Online-
Hochrechnung nach Nummer 3.1 erzeugte Strom aus Anlagen zur Erzeugung von

Strom aus solarer Strahlungsenergie zugrunde zu legen ist.
Veroffentlichung der Berechnung

Die Ubertragungsnetzbetreiber miissen jederzeit unverziiglich auf einer



gemeinsamen Internetseite in einheitlichem Format die auf der Grundlage einer
reprisentativen Anzahl von gemessenen Referenzanlagen erstellte Online-
Hochrechnung der Menge des tatsidchlich erzeugten Stroms aus
Windenergieanlagen an Land, Windenergieanlagen auf See und Anlagen zur
Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie in ihren Regelzonen in
mindestens stiindlicher Auflosung verdffentlichen. Als Referenzanlagen diirfen nur
Anlagen ausgewéhlt werden, flir deren Stromerzeugung eine finanzielle Férderung

nach § 16 in Anspruch genommen wird.

3.2. Die Ubertragungsnetzbetreiber miissen ferner fiir jeden Kalendermonat bis zum
Ablauf des zehnten Werktags des Folgemonats auf einer gemeinsamen Internetseite
in einheitlichem Format und auf drei Stellen nach dem Komma gerundet folgende

Daten in nicht personenbezogener Form verdffentlichen:

a) den Wert der Stundenkontrakte am Spotmarkt der Stromborse EPEX Spot SE

in Paris fiir jeden Kalendertag in stiindlicher Auflosung,
b) den Wert ,,MWgpex* nach Mallgabe der Nummer 2.1,
¢) den Wert , MW inganLana’™ Nach MalB3gabe der Nummer 2.2.2,
d) den Wert , MWyingaursee - Nach MaBBgabe der Nummer 2.2.3 und
e) den Wert ,, MW, nach MalB3gabe der Nummer 2.2.4.

3.3. Soweit die Daten nach Nummer 3.2 nicht bis zum Ablauf des zehnten Werktags des
Folgemonats verfiigbar sind, sind sie unverziiglich in nicht personenbezogener

Form zu verdffentlichen, sobald sie verfiigbar sind.*.

Anlage 5 wird aufgehoben.

Artikel 2

Anderung des Energiewirtschaftsgesetzes

Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBI. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 3
Absatz 4 des Gesetzes vom 4. Oktober 2013 (BGBI. I S. 3746) gedndert worden ist, wird wie folgt
gedndert:

1. § 3 Nummer 18b wird wie folgt gefasst:



,»18b. erneuerbare Energien

Energien im Sinne des § 3 Nummer 9 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, .

2. In § 12f werden die Worter ,,und Technologie, dem Bundesministerium fiir Umwelt,

Naturschutz und Reaktorsicherheit” durch die Worter ,, und Energie® ersetzt.

3. § 17d wird wie folgt gefasst:

»§ 17d

Umsetzung des Offshore-Netzentwicklungsplans

(1) Betreiber von Ubertragungsnetzen, in deren Regelzone der Netzanschluss von
Windenergieanlagen auf See erfolgen soll (anbindungsverpflichteter
Ubertragungsnetzbetreiber), haben die Leitungen entsprechend den Vorgaben des Offshore-
Netzentwicklungsplans zu errichten und zu betreiben. Sie haben mit der Umsetzung der
Netzanschliisse von Windenergieanlagen auf See entsprechend den Vorgaben des Offshore-
Netzentwicklungsplans zu beginnen und die Errichtung der Netzanschliisse von
Windenergieanlagen auf See ziigig voranzutreiben. Eine Leitung nach Satz 1 gilt ab dem

Zeitpunkt der Fertigstellung als Teil des Energieversorgungsnetzes.

(2) Der anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber, der eine Anbindungsleitung
nach Absatz 1 errichtet, hat spétestens nach Auftragsvergabe das Datum des
voraussichtlichen Fertigstellungstermins der Anbindungsleitung dem Betreiber der
Windenergieanlage auf See gegeniiber bekannt zu machen und auf seiner Internetseite zu
verdffentlichen. Nach Bekanntmachung des voraussichtlichen Fertigstellungstermins nach
Satz 1 hat der anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber mit dem Betreiber der
Windenergieanlage auf See einen Realisierungsfahrplan abzustimmen, der die zeitliche
Abfolge fiir die einzelnen Schritte zur Errichtung der Windenergieanlage auf See und zur
Herstellung des Netzanschlusses enthélt. Der anbindungsverpflichtete
Ubertragungsnetzbetreiber und der Betreiber der Windenergieanlage auf See haben sich
regelméBig liber den Fortschritt bei der Errichtung der Windenergieanlage auf See und der
Herstellung des Netzanschlusses zu unterrichten; mogliche Verzogerungen oder
Abweichungen vom Realisierungsfahrplan nach Satz 2 sind unverziiglich mitzuteilen. Der
bekannt gemachte voraussichtliche Fertigstellungstermin kann nur mit Zustimmung der

Regulierungsbehorde gedndert werden; die Regulierungsbehorde trifft die Entscheidung



nach pflichtgemidfem Ermessen und unter Beriicksichtigung der Interessen der Beteiligten
und der volkswirtschaftlichen Kosten. 30 Monate vor Eintritt der voraussichtlichen

Fertigstellung wird der bekannt gemachte Fertigstellungstermin verbindlich.

(2a) Die Zuweisung von Anschlusskapazititen auf Anbindungsleitungen erfolgt durch die
Regulierungsbehorde im Benehmen mit dem Bundesamt fiir Seeschifffahrt und
Hydrographie in einem objektiven, transparenten und diskriminierungsfreien Verfahren. Die
unter Beriicksichtigung sdmtlicher bestehenden unbedingten Netzanbindungszusagen
hochstens zuweisbare Anschlusskapazitit betrdgt bis zum 31. Dezember 2020 6,5 Gigawatt.
Ab dem 1. Januar 2021 erhoht sich die Menge der nach Satz 2 zuweisbaren
Anschlusskapazitét jahrlich um 800 Megawatt. Die Regulierungsbehorde kann die
Zuweisung von Anschlusskapazitdt mit Nebenbestimmungen nach § 36 des

Verwaltungsverfahrensgesetzes versehen.

(2b) Sind fiir Kapazitdtszuweisungen nicht in ausreichendem Umfang verfiigbare
Kapazititen nach Absatz 2a Satz 2 und 3 vorhanden oder iibersteigt die Nachfrage der im
Bundesfachplan Offshore nach § 17a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 identifizierten
Windenergieanlagen auf See die auf einer beauftragten Anbindungsleitung noch zur
Verfiigung stehende Kapazitit, erfolgt die Kapazititszuweisung nach Absatz 2a Satz 1 im
Wege eines Versteigerungsverfahrens oder eines anderen nach Absatz 5 Satz 1 Nummer 3
bestimmten Zuweisungsverfahrens. Soweit die Kapazitdtszuweisung im Wege eines
Versteigerungsverfahrens erfolgt, geht diesem ein Verfahren voraus, in dem die Zulassung
zur Versteigerung schriftlich zu beantragen ist. Die Regulierungsbehdrde entscheidet iiber
die Zulassung zum Versteigerungsverfahren durch schriftlichen Bescheid. Der Antrag auf
Zulassung ist abzulehnen, wenn der Antragsteller die Voraussetzungen fiir die Teilnahme am
Versteigerungsverfahren nicht nachweist. Die Erlose eines Versteigerungsverfahrens oder
eines anderen Zuweisungsverfahrens sind kostenmindernd im Rahmen des

Kostenausgleichs nach Absatz 4 Satz 1 zu beriicksichtigen.

(2¢) Um einen geordneten und effizienten Ausbau von Windenergieanlagen auf See und
Offshore-Anbindungsleitungen zu gewéhrleisten, kann die Regulierungsbehorde im
Benehmen mit dem Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie dem Betreiber einer
Windenergieanlage auf See, die iiber eine unbedingte Netzanbindungszusage oder eine nach
Absatz 2a zugewiesene Kapazitit fiir eine Anbindungsleitung verfiigt, diese entziehen und
diesem freie Anschlusskapazitit auf einer anderen Anbindungsleitung zuweisen, soweit dies
den Bestimmungen des Bundesfachplans Offshore nicht entgegen steht. Vor der

Entscheidung sind der betroffene Betreiber einer Windenergieanlage auf See und der



betroffene anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber zu horen.

(3) Ein Betreiber einer Windenergieanlage auf See, die iiber die notwendige Zulassung im
Sinne des § 1 Nummer 10a des Seeaufgabengesetzes verfiigt, hat im Rahmen der von der
Regulierungsbehdrde nach Absatz 2a zugewiesenen Kapazitét auf der ihr zugewiesenen
Anbindungsleitung Anspruch auf Netzanbindung ab dem verbindlichen
Fertigstellungstermin gemif3 Absatz 2 Satz 5; hat die Regulierungsbehorde die
Kapazititszuweisung auf einen Zeitpunkt nach dem verbindlichen Fertigstellungstermin
befristet, hat der Betreiber einer Windenergieanlage auf See erst ab diesem Zeitpunkt
Anspruch auf Netzanbindung. Ein Anspruch des Betreibers einer Windenergieanlage auf
See auf Erweiterung der Netzkapazitit nach § 9 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ist
ausgeschlossen; fiir nicht zugewiesene Kapazitét sind die §§ 11 und 12 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes nicht anzuwenden. Die Regulierungsbehorde soll in Abstimmung mit
dem Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie die fiir die Windenergieanlage auf See
vorgesehene Anschlusskapazitit entziehen, wenn der Betreiber der Windenergieanlage auf
See nicht spatestens 24 Monate vor dem verbindlichen Fertigstellungstermin nach Absatz 2
Satz 5 der Regulierungsbehorde den Nachweis iiber eine bestehende Finanzierung fiir die
Errichtung der Windenergieanlage auf See erbringt, nicht spitestens zwolf Monate vor dem
verbindlichen Fertigstellungstermin nach Absatz 2 Satz 5 mit der Errichtung der
Windenergieanlage auf See begonnen hat oder die technische Betriebsbereitschaft der
Windenergieanlage auf See nicht innerhalb von 18 Monaten nach dem verbindlichen
Fertigstellungstermin nach Absatz 2 Satz 5 hergestellt ist. Fiir den Nachwesis iiber eine
bestehende Finanzierung sind verbindliche Vertrédge iiber die Bestellung der
Windenergieanlagen, der Fundamente, der fiir die Windenergieanlage auf See vorgesehenen
Umspannanlage und der parkinternen Verkabelung vorzulegen. Fiir Betreiber von
Windenergieanlagen auf See mit unbedingter Netzanbindungszusage gilt Satz 3
entsprechend mit der MaB3gabe, dass dem verbindlichen Fertigstellungstermin nach Absatz 2

Satz 5 der Fertigstellungstermin aus der unbedingten Netzanbindungszusage gleichsteht.

(4) Die Betreiber von Ubertragungsnetzen sind verpflichtet, den unterschiedlichen Umfang
ihrer Kosten nach Absatz 1 und den §§ 17a und 17b iiber eine finanzielle Verrechnung
untereinander auszugleichen; § 9 Absatz 3 des Kraft-Wiarme-Kopplungsgesetzes ist
entsprechend anzuwenden. Betreiber von Ubertragungsnetzen sind zum Ersatz der
Aufwendungen verpflichtet, die die Betreiber von Windenergieanlagen auf See fiir die
Planung und Genehmigung der Netzanschlussleitungen bis zum 17. Dezember 2006 getitigt
haben, soweit diese Aufwendungen den Umstdnden nach fiir erforderlich anzusehen waren

und den Anforderungen eines effizienten Netzbetriebs nach § 21 entsprechen.



(5) Die Regulierungsbehorde kann durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 nédhere

Bestimmungen treffen

1. zu Inhalt und Verfahren der Erstellung des Offshore-Netzentwicklungsplans nach §
17b; dies schliet die Festlegung weiterer Kriterien zur Bestimmung der zeitlichen

Abfolge der Umsetzung ein,

2. zur Umsetzung des Offshore-Netzentwicklungsplans, zu den erforderlichen
Schritten, die die Betreiber von Ubertragungsnetzen zur Erfiillung ihrer Pflicht nach
Absatz 1 zu unternehmen haben, und deren zeitlicher Abfolge; dies schlief3t
Festlegungen zur Ausschreibung und Vergabe von Anbindungsleitungen, zur
Vereinbarung von Realisierungsfahrplanen nach Absatz 2 Satz 2, zur Information
der Betreiber der anzubindenden Windenergieanlagen auf See und zu einem

Umsetzungszeitplan ein, und

3. zum Verfahren zur Zuweisung, Versteigerung, Verlagerung und Entziehung von
Anbindungskapazitéten; dies schlie8t Festlegungen zur Art und Ausgestaltung des
Zuweisungsverfahrens nach Absatz 2a, zum Zeitpunkt der Durchfiihrung eines
Zuweisungsverfahrens, zu den Mindestvoraussetzungen fiir die Zulassung zu einem
Zuweisungsverfahren und fiir die Zuweisung von Anschlusskapazitét, zu moglichen

Sicherheitsleistungen oder Garantien ein.

Festlegungen zum Verfahren zur Zuweisung, Versteigerung, Verlagerung und Entziehung
von Anbindungskapazitéten erfolgen im Einvernehmen mit dem Bundesamt fiir

Seeschifffahrt und Hydrographie

(6) § 65 Absatz 2a ist entsprechend anzuwenden, wenn der anbindungsverpflichtete
Ubertragungsnetzbetreiber eine Leitung, die nach dem Offshore-Netzentwicklungsplan nach
Absatz 1 errichtet werden muss, nicht entsprechend den Vorgaben des Offshore-

Netzentwicklungsplans errichtet.*

In § 171 werden die Worter ,,Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

und dem* gestrichen.

In § 43 Satz 1 Nummer 3 werden die Worter ,,Offshore-Anlagen im Sinne des § 3 Nr. 9 durch die

Worter ,,Windenergieanlagen auf See im Sinne des § 3 Nummer 30 ersetzt.

4. § 49 wird wie folgt gedndert:



a) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort ,,Technologie* durch das Wort ,,Energie* ersetzt und
die Worter ,,und, soweit Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien
im Sinne des Erneuerbare-Energien-Gesetzes betroffen sind, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, gestrichen.

b) In Absatz 4a Satz 1 und 3 wird das Wort ,,Technologie* durch das Wort ,,Energie*
ersetzt.

In § 63 Absatz 1 Satz 2 werden die Worter ,,des Bundesministeriums fiir Umwelt,

Naturschutz und Reaktorsicherheit® gestrichen.

In § 117a Satz 1 werden die Worter ,,gemél § 33a* durch die Worter ,,nach § 15a Absatz 1

Nummer 1 oder 2¢ ersetzt.

§ 118 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 9 wird gestrichen.

b) Folgender Absatz 13 wird angefiigt:
»(13) § 17d Absatz 3 Satz 5 findet keine Anwendung auf einen Betreiber von

Windenergieanlagen auf See, der bis zum 31. Dezember 2014 der Regulierungsbehdrde den
Nachweis iiber eine bestehende Finanzierung erbringt, der spatestens bis zum 31. Dezember
2015 mit der Errichtung der Windenergieanlage auf See begonnen hat und die technische
Betriebsbereitschaft der Windenergieanlagen auf See bis zum 30. Juni 2018 hergestellt hat.
Fiir den Nachweis der bestehenden Finanzierung gilt § 17d Absatz 3 Satz 4 entsprechend.*

Es werden ersetzt:

a)

b)

in § 17a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2 sowie Absatz 3 Satz 2, § 17b Absatz 2 Satz 3, § 17g Satz
1, § 17h Satz 1 sowie § 171 Satz 2 die Worter ,,Offshore-Anlagen® durch die Worter
»Windenergieanlagen auf See* und

in § 17e Absatz 1 Satz 1, 2, 4 und 6, Absatz 2 Satz 1, 2, 4, 5 und 6, Absatz 3 und Absatz 6, § 17f
Absatz 2 Satz 4 sowie § 17h Satz 1 die Worter ,,Offshore-Anlage* durch die Worter
,»Windenergieanlage auf See*.

Artikel 3

Anderung der Stromnetzentgeltverordnung

In § 18 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 der Stromnetzentgeltverordnung vom 25. Juli 2005 (BGBI. I S.
2225), die zuletzt durch Artikel 1 und 2 der Verordnung vom 14. August 2013 (BGBI. I S. 3250)



gedndert worden ist, werden die Worter ,,vergiitet oder in den Formen des § 33b Nummer 1 oder
Nummer 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes direkt vermarktet durch die Worter ,,finanziell

gefordert™ ersetzt.

Artikel 4

Anderung der Stromnetzzugangsverordnung

In § 11 der Stromnetzzugangsverordnung vom 25. Juli 2005 (BGBI. I S. 2243), die zuletzt durch
Artikel 5 der Verordnung vom 14. August 2013 (BGBI. I S. 3250) gedndert worden ist, wird die
Angabe ,,33a“ jeweils durch die Angabe ,,15a Absatz 1 Nummer 1° ersetzt.

Artikel 5

Anderung der Anreizregulierungsverordnung

In § 23 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 der Anreizregulierungsverordnung vom 29. Oktober 2007
(BGBI. I S. 2529), die zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung vom 14. August 2013 (BGBL I S.
3250) gedndert worden ist, werden die Worter ,,Offshore-Anlagen” durch die Worter

»Windenergieanlagen auf See* ersetzt.

[ Hinweis: E Il 6 wird um Priifung gebeten, ob in § 25a ARegV der Verweis auf das BMU

gestrichen werden kann. |

Artikel 6

Anderung der Biomasseverordnung

Die Biomasseverordnung vom 21. Juni 2001 (BGBI. I S. 1234), die zuletzt durch Artikel 5 Absatz
10 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBIL. I S. 212) gedndert worden ist, wird wie folgt
gedndert:

1. In § 1 werden die Worter ,.fiir welche Stoffe eine zusitzliche einsatzstoffbezogene
Vergiitung in Anspruch genommen werden kann, welche energetischen Referenzwerte

fiir die Berechnung dieser Vergiitung anzuwenden sind, wie die einsatzstoffbezogene



Vergiitung zu berechnen ist, “ gestrichen.

§ 2 Absatz 4 Satz 3 wird gestrichen.

§ 2a wird aufgehoben.

Die Anlagen 1, 2 und 3 werden aufgehoben.

Artikel 7
Anderung des Kraft-Wirme-Kopplungsgesetzes

Das Kraft-Wéarme-Kopplungsgesetz vom 19. Miarz 2002 (BGBI. I S. 1092), das zuletzt durch
Artikel 4 Absatz 77 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. I S. 3154) gedndert worden ist, wird

wie folgt gedndert:

1. § 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

»KWK-Strom, der nach § 16 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes finanziell gefordert wird,

fallt nicht in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes.

2. In § 12 werden die Worter ,,gemeinsam mit dem Bundesministerium fiir Umwelt,

Naturschutz und Reaktorsicherheit* gestrichen.



Artikel 8

Anderung des Erneuerbare-Energien-Wirmegesetzes

In Nummer II.1 Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe aa der Anlage zu dem Erneuerbare-Energien-
Wirmegesetz vom 7. August 2008 (BGBI. I S. 1658), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 68 des
Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBI. 1 S. 3044) geédndert worden ist, werden die Worter
,Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 25. Oktober 2008 (BGBI. I S. 2074), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 28. Juli 2011 (BGBI. I S. 1634) geédndert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung* durch die Worter ,,Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 25. Oktober 2008 (BGBL. I S. 2074)

in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung* ersetzt.

Artikel 9

Anderung der Systemdienstleistungsverordnung

Die Systemdienstleistungsverordnung vom 3. Juli 2009 (BGBI. I S. 1734), die zuletzt durch Artikel
4 des Gesetzes vom 28. Juli 2011 (BGBI. I S. 1634) geédndert worden ist, wird wie folgt gedandert:

1. § 1 wird wie folgt gefasst:

»§ 1

Anwendungsbereich

Diese Verordnung regelt die Anforderungen an den Systemdienstleistungs-Bonus nach § 66
Absatz 1 Nummer 8 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden
Fassung in Verbindung mit § 66 Absatz 1 Nummer 9 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in

der am 1. August 2014 geltenden Fassung und wie der Nachweis zu fiihren ist.”

Teil 2 wird aufgehoben.

In § 5 werden nach dem Wort ,,Gesetzes* die Worter ,,in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung in
Verbindung mit § 66 Absatz 1 Nummer 9 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 1. August

2014 geltenden Fassung® eingefiigt.



§ 6 wird wie folgt gefasst:

»§ 6

Zertifikate und Sachverstindigengutachten

Der Nachweis, dass die Voraussetzungen des § 5 in Verbindung mit Anlage 3 am
Netzverkniipfungspunkt eingehalten werden, kann durch Einheitenzertifikat und durch das
Gutachten einer oder eines Sachverstindigen erbracht werden. Treten in entsprechender
Anwendung der Nummer 2.3. der ,,Regelungen und Ubergangsfristen fiir bestimmte
Anforderungen in Ergdnzung zur technischen Richtlinie: Erzeugungsanlagen am
Mittelspannungsnetz”, Stand 15. Februar 2011 (Ergénzung vom 15. Februar 2011) (BAnz.
Nr. 51 vom 31. Mirz 2011, S. 1189) bei der Berechnung mehr als sechs Uberschreitungen
auf, gelten die Anforderungen dieser Verordnung solange als erfiillt, wie die fiir diesen Fall
dort vorgesehenen Anforderungen eingehalten und dies nach dem dort beschriebenem
Verfahren nachgewiesen wird. Fiir Anlagen im Sinne der Ubergangsbestimmung des § 8
Absatz 1 gilt Nummer 2.3 der Ergénzung vom 15. Februar 2011 entsprechend mit der
Mafgabe, dass die Fristen nicht mit der Inbetriebsetzung der Anlage, sondern dem 1. April

2012 zu laufen beginnen.*

§ 8 wird wie folgt gedndert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefiigt:
»(2) Fiir Strom aus Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2011 und vor dem 1. August 2014

in Betrieb genommen worden sind, ist die Systemdienstleistungsverordnung in der am 31.

Juli 2014 geltenden Fassung anzuwenden.*

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und nach dem Wort ,,Gesetzes werden die Worter ,,in der am
31. Juli 2014 geltenden Fassung in Verbindung mit § 66 Absatz 1 Nummer 9 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 1. August 2014 geltenden Fassung® eingefiigt.

Anlagen 1 und 2 werden aufgehoben.

Anlage 3 wird wie folgt gedndert:

a) Nummer 1 wird aufgehoben.

In die Anlage 3 wird als Nummer [ vor Nummer 2 die Nummer III der bisherigen Anlage 1
eingefiigt und in der neuen Nummer I vor Nummer 1 die Worter ,,An Kapitel 9.2 werden
folgende Definitionen angefiigt* durch die Worter ,,Im Rahmen der Anlage 3 sind folgende
Definitionen anzuwenden® ersetzt.



Die bisherigen Nummern 2 bis 7 werden zu den Nummern II bis VII.

Artikel 10

Anderung der Ausgleichsmechanismusverordnung

Die Ausgleichsmechanismusverordnung vom 17. Juli 2009 (BGBI. I S. 2101), die zuletzt durch

Artikel 2 des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBI. I S. 1754) gedndert worden ist, wird wie folgt

gedndert:

a)

b)
”1-

In § 2 wird die Angabe ,,16 bis 33 durch die Angabe ,,16 bis 21 sowie den §§ 22¢ bis

32 ersetzt.

§ 3 wird wie folgt gedndert:
In Absatz 2 letzter Halbsatz wird die Angabe ,,§ 43 Absatz 3 durch die Angabe ,,§ 43
Absatz 4 ersetzt.

In Absatz 4 werden die Nummern 1 und 1a durch folgende Nummer 1 ersetzt:
finanzielle Forderungen nach den §§ 16, 35 Absatz 1 und 66 bis 68 des Erneuerbare-

Energien-Gesetzes,".

c)

3.

In Absatz 6 wird nach der Angabe ,,§ 37 Absatz 2 die Angabe ,,Satz 3 durch die
Angabe ,,Satz 4 ersetzt.

In § 7 Absatz 1 Nummer 2 werden nach der Angabe ,,§§ 29 und* die Worter ,,30 des

Erneuerbare-Energien-Gesetzes und Strom nach §* gestrichen.

§ 9 wird aufgehoben.

In § 11 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 die Worter ,,Bundesministerium fiir
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und dem* gestrichen und das Wort

,»lechnologie® durch das Wort ,,Energie* ersetzt.



Artikel 11

Anderung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung

Die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung vom 23. Juli 2009 (BGBI. I S. 2174), die zuletzt
durch Artikel 2 Absatz 70 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBI. I S. 3044) gedndert worden

ist, wird wie folgt gedndert:

1. Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt gefasst:

a) Die Angabe zu Teil 4 wird wie folgt gefasst:

,»leil 4. Zentrales Informationsregister

§ 61 (weggefallen)

§ 62 (weggefallen)

§ 63 (weggefallen)

§ 64 (weggefallen)

§ 65 (weggefallen)

§ 66 Informationsregister

§ 67  Datenabgleich

§ 68 Malnahmen der zustindigen Behorde
§ 69 (weggeftallen)“.

d) Die Angabe zu § 72 wird wie folgt gefasst:
»$ 72 (weggefallen)“.

§ 3 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a) Die Angabe ,,§ 27 Absatz 1* wird durch die Worter ,,den Vergiitungsbestimmungen fiir
Strom aus Biomasse* ersetzt.

Nach den Wortern ,,des Erneuerbare-Energien-Gesetzes* werden die Worter ,,in der fiir die Anlage
jeweils anzuwendenden Fassung* eingefiigt.

Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

,»,3. die Betreiberin oder der Betreiber der Anlage, in der die fliissige Biomasse zur
Stromerzeugung eingesetzt wird, die zur Registrierung der Anlage erforderlichen
Angaben nach Mallgabe der Rechtsverordnung nach § 64e des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes an das Anlagenregister nach § 1c des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
iibermittelt hat; die Verpflichtung nach Halbsatz 1 gilt auch als erfiillt, wenn die
Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber die Registrierung der Anlage im
Anlagenregister nach den §§ 61 bis 63 der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung in
der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung beantragt hat.*



1. In § 11 Satz 2 Nummer 2 werden die Worter ,,in Verbindung mit den §§ 61 bis 63 durch
die Vorlage der Bescheinigung der zustindigen Behdrde nach § 64 Absatz 4 durch die
Weorter ,,durch die Vorlage einer Bestitigung der zustdndigen Behorde iiber die
Registrierung der Anlage nach Mafigabe der Rechtsverordnung nach § 64e; im Fall des §
3 Absatz 1 Nummer 3 letzter Halbsatz reicht abweichend hiervon die Vorlage der
Bescheinigung der zustindigen Behorde nach § 64 Absatz 4 der Biomassestrom-

Nachhaltigkeitsverordnung in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung* ersetzt.

Teil 4 wird wie folgt gefasst:

,»leil 4. Zentrales Informationsregister

§ 61
(weggefallen)

§ 62
(weggefallen)

§ 63
(weggefallen)

§ 64
(weggefallen)

§ 65
(weggefallen)

§ 66

Informationsregister

Die zustidndige Behorde fiihrt ein zentrales Register iiber alle Zertifizierungssysteme,

Zertifizierungsstellen, Zertifikate, Nachweise, Bescheinigungen und Berichte im



Zusammenhang mit der Nachweisfiihrung nach dieser Verordnung (Informationsregister).

§ 67
Datenabgleich

(1) Die zustidndige Behorde gleicht die Daten im Informationsregister ab

1. mit den Daten im Anlagenregister nach § 1c des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und
1. mit den Daten, die der fiir Biokraftstoffe zustindigen Stelle nach § 37d Absatz 1 des

Bundes-Immissionsschutzgesetzes vorliegen.

(2) Bei Nachhaltigkeitsnachweisen nach § 23 kann die zustdndige Behorde Daten mit der
Behorde oder Stelle, die diese Nachweise ausgestellt hat, abgleichen. § 77 Satz 2 bleibt

davon unberiihrt.

§ 68

MafBinahmen der zustindigen Behorde

Die zustindige Behorde muss dem Netzbetreiber, an dessen Netz die Anlage zur
Stromerzeugung angeschlossen ist, Folgendes mitteilen, soweit es sich auf die in dieser

Anlage eingesetzte fliissige Biomasse bezieht:

1. VerstoBe gegen die Mitteilungspflicht nach § 13,
2. Widerspriiche zwischen verschiedenen Daten, die im Rahmen des Datenabgleichs
bekannt geworden sind, und

3. sonstige Zweifel an

a) der Wirksamkeit eines Nachhaltigkeitsnachweises, eines Zertifikates

oder einer Bescheinigung oder

b) der Richtigkeit der darin nachgewiesenen Tatsachen.

§ 69
(weggefallen)*.

§ 72 wird aufgehoben.

§ 73 wird wie folgt gedndert:



a) In Absatz 1 werden die Buchstaben b bis d durch folgende Buchstaben b bis e ersetzt:
,»b) das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie,

c¢) das Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft,
d) das Bundesministerium fiir Umwelt, Bau, Naturschutz und Reaktorsicherheit und

e) die nachgeordneten Behdrden dieser Ministerien, insbesondere an die Bundesnetzagentur
und die fiir Biokraftstoffe zustédndige Stelle nach § 37d Absatz 1 des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes, .

b) Absatz 1a wird wie folgt gefasst:
,»(1a) Soweit dies zum Abgleich der Daten des Informationsregisters nach § 66 mit dem

Anlagenregister nach § 1c des Erneuerbare-Energien-Gesetzes erforderlich ist, darf die

zustandige Behorde Informationen an die Betreiberin des Anlagenregisters iibermitteln.*

§ 74 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Nummer 9 werden die Worter ,,Anlagen- und* gestrichen.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
»(2) Soweit die Bundesanstalt fiir Landwirtschaft und Erndhrung Aufgaben nach dieser

Verordnung wahrnimmt, obliegt die Rechts- und Fachaufsicht {iber die Bundesanstalt fiir
Landwirtschaft und Erndhrung dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie. Fragen
von grundsitzlicher Bedeutung sind mit dem Bundesministerium der Finanzen
abzustimmen, und es ist das Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Erndhrung und
Landwirtschaft und dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und

Reaktorsicherheit herzustellen.*

In § 77 Satz 1 und in Anlage 5 Nummer 4 Satz 1 werden jeweils die Worter ,,Umwelt,

Naturschutz und Reaktorsicherheit* durch die Worter ,,Wirtschaft und Energie* ersetzt.

In § 77 Satz 2 und in Anlage 5 Nummer 4 Satz 1 werden jeweils die Worter ,,Erndhrung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz* durch die Worter ,,Erndhrung und

Landwirtschaft® ersetzt.



Artikel 12

Anderung der Ausgleichsmechanismus-Ausfiihrungsverordnung

Die Ausgleichsmechanismus-Ausfithrungsverordnung vom 22. Februar 2010 (BGBI. 1 S. 134), die
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 19. Februar 2013 (BGBL. I S. 310) gedndert worden ist,

wird wie folgt gedndert:

1. § 3 Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 3 wird die Angabe ,,33b* wird durch die Worter ,,15a Absatz 1 Nummer 1
ersetzt.

b) In Satz 4 Nummer 1 Buchstabe a wird die Angabe ,,§§ 29 und 30* durch die Angabe ,,§
29 ersetzt.

In § 6 Absatz 3 Satz 1 werden die Worter ,,nach Mal3gabe einer vollziehbaren Entscheidung der
Bundesnetzagentur nach § 61 Absatz 1 Nummer 3 und 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes*

gestrichen.

Artikel 13

Anderung der Herkunftsnachweisverordnung

In § 4 Absatz 1 der Herkunftsnachweisverordnung vom 28. November 2011 (BGBI. I S. 2447), die
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBI. 1 S. 1754) gedndert worden ist, werden
die Worter ,,Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und dem Bundesministerium fiir
Wirtschaft und Technologie nach Maligabe des § 64 Absatz 4 Nummer 5 des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes* durch die Worter ,,Wirtschaft und Energie* ersetzt.

Artikel 14

Aufhebung der Managementprimienverordnung

Die Managementprdmienverordnung vom 2. November 2012 (Bundesgesetzblatt I S. 2278) wird

aufgehoben.



Artikel 15

Anderung der Herkunftsnachweis-Durchfiihrungsverordnung

Die Herkunftsnachweis-Durchfiihrungsverordnung vom 15. Oktober 2012 (BGBI. I S. 2147) wird

wie folgt gedndert:

1. In § 11 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b werden nach den Wortern ,,§ 39 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes* die Worter ,,in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung

und § 69 Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes* eingefiigt.

2. In § 22 Absatz 4 Satz 1 die Worter ,,33b Nummer 1, 2 oder 3* durch die Worter ,,15

Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2.

3. Es werden ersetzt:

a) in § 6 Absatz 1 Nummer 6 und Absatz 3 Satz 2 sowie § 22 Absatz 2 Satz 4 die Angabe
,»,33b Nummer 1 durch die Worter ,,15a Absatz 1 Nummer 1,

b) in § 10 Absatz 2 Nummer 2 die Worter ,,Offshore-Anlagen im Sinne des § 3 Nummer 9
durch die Worter ,,Windenergieanlagen auf See nach § 3 Nummer 30°.
Artikel 16

Anderung der Herkunftsnachweisgebiihrenverordnung

In § 1 Absatz 1 und 2 Satz 2 der Herkunftsnachweisgebiihrenverordnung vom 17. Dezember 2012
(BGBL. T S. 2703) wird jeweils das Wort ,, Amtshandlung® durch die Worter ,,individuell

zurechenbare offentliche Leistung* ersetzt.

Artikel 17

Anderung der Besondere-Ausgleichsregelung-Gebiihrenverordnung

In § 1 Absatz 1 der Besondere-Ausgleichsregelung-Gebiihrenverordnung vom 5. Mirz 2013 (BGBI.
I S. 448) wird das Wort ,,Amtshandlungen* durch die Worter ,,individuell zurechenbare 6ffentliche

Leistung® ersetzt.



Artikel 18

Anderung des Unterlassungsklagengesetzes

In § 2 Absatz 2 Nummer 9 des Unterlassungsklagengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 27. August 2002 (BGBL I S. 3422, 4346), das durch Artikel 7 des Gesetzes vom 1. Oktober
2013 (BGBI. I S. 3714) gedndert worden ist, werden die Worter ,,§ 53 Absatz 2 und 3 gestrichen.

Artikel 19

Bekanntmachungserlaubnis

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie kann den Wortlaut des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes in der vom 1. August 2014 an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

Artikel 20

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. August 2014 in Kraft.

(2) Mit Wirkung vom 9. April 2014 treten folgende Bestimmungen in Artikel 1 in Kraft:

1. in Nummer 3 § 3 Nummer 12 und 28,
2. Nummer 16 und

3. In Nummer 40 § 69.



Begriindung

A. Allgemeiner Teil

[ Hinweis: Der Allgemeine Teil wird kurzfristig nachgereicht |



B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des EEG)

Zu Nummer 1 (Uberschrift des Gesetzes)

Die Uberschrift des Gesetzes wird geiindert, um die Rechtsanwendung zu vereinfachen. Das EEG
wird regelmiBig evaluiert und angepasst. Fiir bestehende Anlagen bleibt allerdings grundsétzlich
das bei ihrer jeweiligen Inbetriebnahme geltende Recht anwendbar, so dass in der Rechtspraxis
parallel verschiedene Fassungen des EEG zur Anwendung kommen. Deshalb ist es schon derzeit
iblich, das EEG mit dem Zusatz der Jahreszahl des Inkrafttretens der jeweiligen Fassung des
Gesetzes zu zitieren. Hierauf reagiert die Anderung des Titels, indem der Kurzbezeichnung des

Gesetzes die Jahreszahl 2014 beigefiigt wird.

Zu Nummer 2 (Inhaltsiibersicht)

Die Anderung der Inhaltsiibersicht ist eine redaktionelle Folge verschiedener Anderungen im
Gesetzestext, insbesondere infolge der Einflihrung der verpflichtenden Direktvermarktung und der

Festlegung von Ausbaukorridoren.

Zu Nummer Die §§ 1 bis 3 werden durch folgende §§ 1 bis 3 ersetzt: (§§ 1 bis 3 EEG)

Zu§ 1 EEG

Absatz 1 ist gegeniiber dem EEG 2012 unveréndert.

Absatz 2 wird neu gefasst, um die bestehenden Mindestziele fiir den Ausbau erneuerbarer Energien
in 2020, 2030 und 2040 durch die Ausbaukorridore fiir 2025 und 2035 zu ersetzen. Das Ziel fiir
2050 bleibt hiervon unberiihrt und weiterhin ein Mindestziel. Der Anteil der Stromerzeugung aus
erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch soll gemif3 dieses Ausbaukorridor von derzeit

etwa 25 Prozent bis zum Jahr 2025 auf 40 bis 45 Prozent und bis zum Jahr 2035 auf 55 und 60



Prozent ansteigen. Dieser Ausbaukorridor gewdhrleistet einen zielorientierten, stetigen und
nachhaltigen Ausbau der erneuerbaren Energien im Strombereich. Dies bietet der Branche der
erneuerbaren Energien einen verldsslichen Wachstumspfad. Gleichzeitig werden die Kosten des
weiteren Ausbaus der erneuerbaren Energien begrenzt. Dariiber hinaus schafft der Ausbaukorridor
Planungssicherheit fiir die weiteren Akteure der Energiewirtschaft wie Netzbetreiber und
konventionelle Kraftwerksbetreiber. Auf diese Weise kann eine optimale Integration der
Stromerzeugung aus konventionellen und erneuerbaren Energien gelingen und eine bessere

Synchronisierung des Ausbaus der erneuerbaren Energien mit dem Netzausbau erfolgen.

Dem neuen Ausbaukorridor liegt nach dem Jahr 2020 das gleiche Ausbautempo wie den Zielen des
EEG 2012 zugrunde. Er konkretisiert die bisherigen Ziele durch Einfiihrung einer oberen

Korridorgrenze.

Der bisher in Absatz 2 benannte Grundsatz, dass die erneuerbaren Strommengen in das

Elektrizititsversorgungssystem integriert werden sollen, wird in § 1a Absatz 1 iiberfiihrt.

Absatz 3 wurde lediglich redaktionell an die Anderungen in Absatz 1 angepasst.

Zu § 1a EEG

Durch § 1a EEG werden die Grundsétze des EEG im Gesetz normiert.

Zu den Absétzen 1 und 2

Absatz 1 Satz 1 gibt wieder, was bisher in § 1 Absatz 2 letzter Halbsatz EEG 2012 geregelt war.
Satz 2 ergidnzt diesen Gedanken. Fiir den Erfolg der Energiewende von zentraler Bedeutung ist die
Transformation des gesamten Energieversorgungssystems und die Markt- und Netzintegration der
erneuerbaren Energien in dieses Energieversorgungssystem. Um die in § 1 EEG festgelegten Ziele
der Energiewende zu erreichen, miissen die erneuerbaren Energien mehr Verantwortung
iibernehmen und zunehmend Aufgaben erfiillen, die bisher von den konventionellen Energietragern
wahrgenommen wurden. An diesem in § la Absatz 1 EEG 2014 neu geregelten Grundsatz der
Transformation des Energieversorgungssystems und der Markt- und Netzintegration der
erneuerbaren Energien in dieses neue System orientieren sich die Regelungen im EEG. Durch die
vorliegende Novelle werden hierfiir zentrale Weichenstellungen vorgenommen, so wird u.a. die

verpflichtende Direktvermarktung eingefiihrt, die die Integration der erneuerbaren Energien in den



Markt verbessert, und die Anforderungen zur besseren Netzintegration der erneuerbaren Energien in
§ 6 EEG verschirft. Die verpflichtende Direktvermarktung wird auch durch den neuen Absatz 2

prominent im Gesetz hervorgehoben.

Zu Absatz 3

Der neue Absatz 3 stellt klar, dass Grundlage fiir die Pflicht zur Tragung der Forderkosten das
Verursacherprinzip ist. Die Erzeugung von Strom aus konventionellen Kraftwerken ist mit
negativen Auswirkungen verbunden. So tragen sie zu Klimaerwdrmung bei und verursachen
Sicherheitsrisiken und atomare Abfille. Diese Folgen sind letztlich von den Stromverbrauchern
verursacht, die diesen Strom nachfragen. Die mit der Energiewende verbundenen Kosten sollen
unter Einbeziehung des Verursacherprinzips und energiewirtschaftlicher ~Gesichtspunkte
angemessen verteilt werden. Nur dann kann die hohe Akzeptanz der Energiewende in der
Bevolkerung erhalten bleiben. Um unverhidltnismadflige Belastungen zu vermeiden und aus
energiewirtschaftlichen Griinden bestehen jedoch Ausnahmen von diesem Grundsatz, auch weil die
Energiewende nur dann ein Erfolg sein wird, wenn Deutschland weiterhin 6konomisch erfolgreich
ist und die wirtschaftliche Wettbewerbsfahigkeit erhalten bleibt. Dies wird bei der Verteilung der

Kosten angemessen beriicksichtigt.

Zu Absatz 4

Durch Absatz 4 wird eine grundlegende Anderung der Bestimmung der Férderhdhe als neuer
Grundsatz im EEG normiert. So soll das bisherige System der administrativen Festlegung der
Forderhohen auf der Grundlage von wissenschaftlichen Erfahrungsberichten zum EEG erstmals im
Bereich von Freiflichenanlagen durch ein wettbewerbliches System der Ermittlung der
Forderhohen im Wege von Ausschreibungen ersetzt werden. Die Pilotausschreibungen im Bereich
von Freiflichenanlagen sollen dazu genutzt werden, erste Erfahrungen mit diesem neuen System zu
sammeln. Hierdurch soll die Umstellung der finanziellen Forderung auch fiir Strom aus anderen
Erneuerbare-Energien-Technologien vorbereitet werden. Ziel eines solchen Systemwechsels ist es,
die Ziele der Energiewende kostengiinstiger zu erreichen. Die Erreichung dieses Ziels héingt
wesentlich vom jeweiligen Ausschreibungsdesign ab, so dass die Sammlung von ersten Erfahrungen

mit diesem neuen Instrument eine hohe Bedeutung haben wird.



Zu § 1b EEG

Der Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch in Deutschland soll bis zum Jahr
2025 auf 40 bis 45 Prozent gesteigert werden. Hierfiir ist ein fortschreitender und ambitionierter
Ausbau der erneuerbaren Energien im Stromsektor erforderlich. Vor dem Hintergrund der in den
letzten Jahren stark gestiegenen Forderkosten des EEG soll der Fokus des Ausbaus in Zukunft auf
den kostengiinstigeren Technologien wie Wind an Land und Photovoltaik liegen. Fiir beide
Technologien ist deshalb ein jéhrlicher Ausbau von 2.500 MW (brutto) vorgesehen. Im Fall der
Windenergie an Land ist dies im Vergleich zu den letzten Jahren ein deutlicher Anstieg der
zugebauten Leistung, da seit 2009 im Mittel nur ca. 2.000 MW pro Jahr installiert wurden.
Hingegen lag der jahrliche Ausbau der Photovoltaik in den vergangenen Jahren mit teilweise mehr
als 7.000 MW weit iiber dem im EEG 2009 festgelegten Zubaukorridor. Ferner soll die Nutzung der
Windenergie auf See kontinuierlich ausgebaut werden, um die Kostensenkungspotentiale dieser
Technologie durch Lern- und Skaleneftekte zu heben. Das Ziel bei der Windenergie auf See ist es,
bis 2020 eine Leistung von 6,5 GW und bis 2030 von 15 GW zu installieren. Dies trigt einerseits
der gegenwirtigen Situation verzogerter Projektrealisierungen Rechnung, soll aber auf der anderen
Seite der Offshore-Branche eine verlédssliche Ausbauperspektive bieten. Die Stromerzeugung aus
Biomasse soll sich zukiinftig iberwiegend auf Rest- und Abfallstoffe konzentrieren. Hier wird ein

Ausbau auf etwa 100 MW pro Jahr angestrebt.

Ab dem Jahr 2017 ist vorgesehen, die Fordersidtze mittels Ausschreibungen zu ermitteln (§ la
Absatz 4 EEG 2014). Im Rahmen der Vorbereitung der Ausschreibungen wird evaluiert, welcher
jéhrliche Bruttoausbau erforderlich ist, um den Korridor einzuhalten; dies wird im Rahmen der
neuen Berichtspflicht nach § 65b Satz 2 Nummer 2 EEG 2014 untersucht und kann Abweichungen

bei den Zubaumengen bedeuten.

Die historische Entwicklung des Anteils der erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch ist in
der Abbildung im Allgemeinen Teil dargestellt. Ausgehend von einem Anteil von 6,2 Prozent im
Jahr 2000 (Einfiihrung des EEG) stieg der Anteil auf 24,8 Prozent im Jahr 2013 (vorldufiger Wert).
Der Ausbaukorridor setzt diesen Wachstumstrend fort. Dabei fiihrt der vorgeschlagene Ausbaupfad
mit den in § 1b EEG 2014 festgelegten technologieespezifischen Ausbauzielen insgesamt zu einer

korridorkonformen Entwicklung des Anteils erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch.

Der oben dargestellten Entwicklung des Anteils der erneuerbaren Energien am

Bruttostromverbrauch liegen folgende Annahmen zugrunde:

* Die Effizienzziele der Bundesregierung hinsichtlich bisheriger Stromanwendungen werden



beriicksichtigt, jedoch wird erwartet, dass Effizienzgewinne durch hinzukommende
Verbraucher wieder ausgeglichen werden. Daher wird angenommen, dass der jdhrliche

Bruttostromverbrauch konstant auf dem heutigen Niveau von 600 TWh bleibt.

* Fiir die Windenergie an Land wird bis 2025 unterstellt, dass jéhrlich Anlagen mit einer
Leistung von insgesamt 2.500 MW errichtet werden. Die zugrunde gelegten Volllaststunden
von Neuanlagen betragen im Schnitt 2.100 h/a. Fiir die Bestandsanlagen wird eine

Nutzungsdauer von 20 Jahren unterstellt.

* Die jahrlich installierte Leistung von Photovoltaikanlagen liegt nach dem Ausbaupfad bei
2.500 MW bis 2025. Fiir die Nutzung von Photovoltaikanlagen wird eine Dauer von 25
Jahren angenommen. Die Erzeugung von Strom aus neuen Photovoltaikanlagen wird im

Schnitt mit Volllaststunden von 950 h/a berechnet.

* Die installierte Leistung von Windenergieanlagen auf See betragt 6,5 GW im Jahr 2020 und
15 GW im Jahr 2030. Im Schnitt bedeutet dies einen jihrlichen Zubau von etwa 800 MW

pro Jahr. Die Volllaststunden wurden mit 4.000 h/a angenommen.

* Biomasseanlagen bleiben weiterhin eine wichtige Saule fiir die Zielerreichung in 2025 und
vor allem fiir die Energiewende. Thre Rolle als Volumentriager wird jedoch gegen die des
»flexiblen Alleskdnners® ausgetauscht. Deshalb werden fiir die Neuanlagen im Ausbaupfad

von 100 MW pro Jahr etwa 4.000 Volllaststunden angenommen.

» Strommengen der Energietrdger Wasserkraft, Geothermie und aus biogener Stromerzeugung
ohne EEG-Fo6rderanspruch (u.a. Mitverbrennung von Biomasse in konventionellen

Kraftwerken) werden unveriandert fortgeschrieben.

Zu § 1¢c EEG

Fiir die Umsetzung des Ausbaupfads wird ein Anlagenregister eingefiihrt, in dem alle Erneuerbare-
Energien-Anlagen registriert werden. Wie in Absatz 1 geregelt, dient dies u.a. dem Zweck, die
Steuerung des Ausbaus der erneuerbaren Energien entsprechend dem Ausbaukorridor zu
iiberpriifen. Das Anlagenregister schafft die notwendigen energiewirtschaftlichen Informationen
und erleichtert dadurch die Systemintegration. Gleichzeitig wird der bundesweite Ausgleich des
nach diesem Gesetz abgenommenen Stroms sowie der finanziellen Férderung und die Erfiillung

nationaler und internationaler Berichtspflichten durch zentral erhobene und aktuell gehaltene Daten



erleichtert. Nicht zuletzt ist das Anlagenregister Voraussetzung fiir die Umsetzung der §§ 20c — 20e.

Um die Transparenz des EEG insgesamt zu erhohen, legt Absatz 2 fest, dass das Anlagenregister der
Offentlichkeit zuginglich gemacht wird und die in ihm gespeicherten Daten mindestens monatlich
im Internet verdffentlicht werden. Damit soll das Anlagenregister auch zugunsten der interessierten
Offentlichkeit eine umfassende Datenquelle darstellen, die alle relevanten Informationen zum

Ausbau der erneuerbaren Energien zeitnah bereithélt.

Absatz 3 verweist fiir das Néhere auf die Verordnungsermichtigung in § 64e. Die entsprechende
Verordnung, die Anlagenregisterverordnung, soll auf dieser Grundlage erlassen werden und

zeitgleich mit dieser EEG-Novelle in Kraft treten.

Zu § 2 EEG

§ 2 wird redaktionell angepasst, weil mit der Einfiihrung der verpflichtenden Direktvermarktung die
Abnahme und Vergiitung des Stroms zur Ausnahme wird. Regelfall ist die Direktvermarktung in

Verbindung mit der finanziellen Férderung in Form der Marktpramie.

Zu § 3 EEG

In § 3 EEG werden zahlreiche neue Begriffsbestimmungen eingefiihrt, um die Verstdndlichkeit des
Gesetzes zu erhohen. Infolge dessen wird zugleich die Nummerierung neu vorgenommen, dies dient
der leichteren Lesbarkeit. Soweit die Definitionen neu eingefiigt oder gedndert werden, wird dies
nachfolgend begriindet. Soweit keine inhaltlichen Anderungen oder nur redaktionelle Anpassungen
vorgenommen werden, kann auf die Begrindung der jeweiligen Fassungen des EEG

zuriickgegriffen werden, die diese Begriffe jeweils eingefiihrt haben.

Zu Nummer 6

Mit Nummer 6 wird der fiir die finanzielle Férderung von Strom im EEG 2014 zentrale Begriff der
Direktvermarktung definiert. Die Begriffsbestimmung entspricht inhaltlich der bisherigen

Beschreibung des Begriffs Direktvermarktung in § 33a EEG 2012.



Zu Nummer 7

Die neue Nummer 7 definiert erstmals den Begriff des Direktvermarktungsunternehmers.
Direktvermarktungsunternehmer sind Wirtschaftsakteure, die entweder fiir die Anlagenbetreiberin
oder den Anlagenbetreiber die Direktvermarktung des Strom aus deren Anlage iibernechmen und
abwickeln oder die den Strom von der Anlagenbetreiberin oder dem Anlagenbetreiber aufkaufen,
um diesen Strom eigenstindig weiter zu vermarkten. Die Direktvermarktung bleibt nach dem
Gesetz grundsitzlich Aufgabe der Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber, es steht ihnen aber
frei, mit der  Durchfihrung und  Abwicklung der  Direktvermarktung  einen
Direktvermarktungsunternehmer zu beauftragen oder den Strom an den
Direktvermarktungsunternehmer als Stromhéndler zu verduBern, anstatt ihn direkt an
Letztverbraucherinnen und Letztverbraucher zu verkaufen. Der letzte Halbsatz stellt klar, dass ein
Direktvermarktungsunternehmer — jedenfalls in Bezug auf den von ihm vermarkteten Strom — kein
Letztverbraucher oder Netzbetreiber sein kann. Der Eigenschaft eines
Direktvermarktungsunternehmers steht nicht entgegen, dass der Direktvermarktungsunternehmer
auch Strom aus eigenen Anlagen direkt vermarktet; als Direktvermarktungsunternehmer tritt er
allerdings nur bei der Direktvermarktung von Strom aus Anlagen anderer, mit ihm nicht
personenidentischer Anlagenbetreiberinnen oder Anlagenbetreiber auf. Ein Netzbetreiber kann kein

Direktvermarktungsunternehmer sein.

Zu Nummer ,,Freifliichenanlage® jede Anlage zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie,

die nicht in, an oder auf einem Gebédude oder einer sonstigen baulichen Anlage angebracht ist,

Durch § 3 Nummer 10 wird der Begriff der Freiflichenanlagen definiert. Unter Freifld-chenanlagen
fallen alle Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie, die nicht in, an oder auf
einem Gebdude oder einer sonstigen baulichen Anlage angebracht sind. Hierunten fallen alle
Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie nach § 32 Absatz 1 Nummer 2 und
3, aber auch alle Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie, die auf anderen

bisher von der Forderung nach § 32 ausgeschlossenen Flachen errichtet werden._



Zu Nummer ,,Inbetriebnahme* die erstmalige Inbetriebsetzung der Anlage nach Herstellung der
technischen Betriebsbereitschaft der Anlage ausschliefSlich mit erneuerbaren Energien oder
Grubengas; die technische Betriebsbereitschaft setzt voraus, dass die Anlage fest an dem fiir den
dauerhaften Betrieb vorgesehenen Ort und dauerhaft mit dem fiir die Erzeugung von Wechselstrom
erforderlichen Zubehor installiert wurde; der Austausch des Generators oder sonstiger technischer
oder baulicher Teile nach der erstmaligen Inbetriebnahme fiihrt nicht zu einer Anderung des

Zeitpunkts der Inbetriebnahme,

Mit der Anderung in § 3 Nummer 15 Halbsatz 1 wird die Inbetriebnahme von brennstoffbasierten
Anlagen zukiinftig an die erstmalige Inbetriebsetzung ausschlieBlich mit erneuerbaren Energien
oder Grubengas gekniipft. Eine Inbetriebsetzung mit fossilen Energietridgern stellt abweichend von
der bisherigen Regelung keine Inbetriebnahme mehr dar. Fiir Anlagen, die vor dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes nach dem bis dahin geltenden Inbetriebnahmebegriff mit nicht nach dem EEG

forderfahigen Energietrdgern in Betrieb genommen wurden, gilt § 66 Absatz 2.

Zu Nummer 18

Da der Begriff des Letztverbrauchers fiir die Frage, wer nach § 37 Absatz 2 und 3 die EEG-Umlage
zu zahlen hat, eine entscheidende Rolle spielt, wird er nunmehr in Nummer 18 definiert. Die
Definition ist im Kern inhaltsgleich mit der Definition des Begriffs Letztverbraucher im
Energiewirtschaftsgesetz, stellt aber {ibereinstimmend mit der Rechtsprechung des BGH zu dem
Netzentgelten klar, dass die Umwandlung von elektrischer Energie einen Verbrauch dieser Energie

darstellt. Ausgenommen werden lediglich Netzverluste.

Zu Nummer ,,Monatsmarktwert* der nach Anlage 4 riickwirkend berechnete tatséichliche
Monatsmittelwert des energietriigerspezifischen Marktwerts von Strom aus erneuerbaren Energien
oder aus Grubengas am Spotmarkt der Strombérse EPEX Spot SE in Paris in Cent pro
Kilowattstunde,

Mit dem Begriff ,,Monatsmarktwert* wird der bislang im EEG nicht definierte, insbesondere zur
Berechnung der Marktprdmie erforderliche tatsichliche monatliche Mittelwert des jeweiligen
energietrdgerspezifischen Marktwerts von Strom aus erneuerbaren Energien oder Grubengas am

Spotmarkt der Stromborse EPEX Spot SE gesetzlich definiert.



Zu Nummer ,,Schienenbahn“ jedes Unternehmen, das zum Zweck des Personen- oder Giiterverkehrs
Fahrzeuge wie Eisenbahnen, Magnetschwebebahnen, Straflenbahnen oder nach ihrer Bau- und

Betriebsweise dhnliche Bahnen auf Schienen betreibt

Mit der Einfiigung von § 3 Nummer 22 wird der Begriff der Schienenbahn gesetzlich definiert. Das
betreffende  Unternehmen muss selbst tatsdchlich  Schienenfahrzeuge betreiben, die
Unternehmenstitigkeit muss zumindest teilweise unmittelbar der Transport von Personen oder
Giitern sein. Hiervon nicht erfasst sind reine Schienenbahninfrastrukturunternehmen, die lediglich
mittelbar zum Betrieb der Schienenfahrzeuge beitragen. Maligeblich ist auBerdem die
Schienengebundenheit des betriebenen Verkehrsmittels. Der Betrieb von Oberleitungsomnibussen
und dhnlichen Fahrzeugen fillt daher nicht in den Anwendungsbereich der Besonderen

Ausgleichsregelung.

Zu Nummer ,,Windenergieanlage an Land* jede Anlage zur Erzeugung von Strom aus Windenergie,
die keine Windenergieanlage auf See im Sinne von Nummer ,,Windenergieanlage auf See“ jede Anlage
zur Erzeugung von Strom aus Windenergie, die auf See in einer Entfernung von mindestens drei
Seemeilen gemessen von der Kiistenlinie aus seewiirts errichtet worden ist; als Kiistenlinie gilt die in
der Karte Nummer 2920 Deutsche Nordseekiiste und angrenzende Gewiisser, Ausgabe 1994, XII.,
sowie in der Karte Nummer 2921 Deutsche Ostseekiiste und angrenzende Gewisser, Ausgabe 1994,
XII., des Bundesamtes fiir Seeschifffahrt und Hydrographie im Mal}stab 1 : 375 0002 dargestellte

Kiistenlinie.* ist,

In der neu eingefiigten Nummer ,,Windenergieanlage an Land“ jede Anlage zur Erzeugung von
Strom aus Windenergie, die keine Windenergieanlage auf See im Sinne von Nummer
»Windenergieanlage auf See* jede Anlage zur Erzeugung von Strom aus Windenergie, die auf See
in einer Entfernung von mindestens drei Seemeilen gemessen von der Kiistenlinie aus seewdrts
errichtet worden ist; als Kiistenlinie gilt die in der Karte Nummer 2920 Deutsche Nordseekiiste und
angrenzende Gewdsser, Ausgabe 1994, XII., sowie in der Karte Nummer 2921 Deutsche
Ostseekiiste und angrenzende Gewdsser, Ausgabe 1994, XII., des Bundesamtes fiir Seeschifffahrt
und Hydrographie im MaBstab 1 : 375 0002 dargestellte Kiistenlinie.” ist, wird der Begriff
Windenergieanlage an Land definiert. Alle Windenergieanlagen, die keine Windenergieanlagen auf
See sind, sind nach dieser Definition Windenergieanlagen an Land. Dies gilt auch dann, wenn sie in
Gewissern errichtet werden. Die Aufnahme dieser Definition in das EEG dient der besseren

Lesbarkeit des Gesetzes.



Zu Nummer ,,Windenergieanlage auf See“ jede Anlage zur Erzeugung von Strom aus Windenergie, die
auf See in einer Entfernung von mindestens drei Seemeilen gemessen von der Kiistenlinie aus seewérts
errichtet worden ist; als Kiistenlinie gilt die in der Karte Nummer 2920 Deutsche Nordseekiiste und
angrenzende Gewisser, Ausgabe 1994, XII., sowie in der Karte Nummer 2921 Deutsche Ostseekiiste
und angrenzende Gewiisser, Ausgabe 1994, XII., des Bundesamtes fiir Seeschifffahrt und

Hydrographie im Mafstab 1 : 375 0002 dargestellte Kiistenlinie.*

Nummer 30 greift inhaltlich unverdndert die Definition von § 3 Nummer 9 EEG 2012 auf.
Allerdings wird nunmehr der Begriff Windenergieanlage auf See und nicht mehr der Begrift der
Offshore-Anlage definiert. Inhaltlich ist damit keine Anderung verbunden, die Begriffsinderung

erfolgt aus Griinden der Einheitlichkeit und der besseren Versténdlichkeit.

Zu Nummer § 4 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: (§ 4 EEG)

Die Anderung an § 4 ist eine redaktionelle Folge der Anderung in § 57, die dort im Einzelnen

begriindet wird.

Zu Nummer § 5 wird wie folgt geiindert: (§ 5 EEG)

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1)

Durch Nummer 5 Buchstabe a wird § 5 Absatz 1 um die Worte ,,dieses oder* erginzt. Damit wird
der Gesetzeswortlaut in Ubereinstimmung mit der materiellen Rechtslage gebracht, wie sie sich aus
dem Urteil des Bundesgerichtshofs zur Bestimmung des Netzverkniipfungspunktes vom 10.
Oktober 2012 (Az. VIII ZR 362/11) ergibt. Es bedarf demnach keiner wortlautergdnzenden
Auslegung mehr, um die gesamtwirtschaftliche Betrachtung auch bei alternativen
Verkniipfungspunkten innerhalb desselben Netzes anzustellen. Die inhaltliche Entsprechung von
Gesetzeswortlaut und  materieller Rechtslage erhoht damit die Transparenz und

Anwenderfreundlichkeit der Regelung. Eine Anderung der Rechtslage ist damit nicht verbunden.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)

Die Erginzung um einen neuen Absatz 2 Satz 2 dient der Rechtssicherheit und

Anwenderfreundlichkeit der Norm. Zwar galt im Riickgriff auf den allgemeinen zivilrechtlichen



Grundsatz von Treu und Glauben schon bisher, dass die Ausiibung des Wahlrechtes des
Anlagenbetreibers nicht rechtsmissbrauchlich erfolgen darf (vgl. BT-Drs. 16/8148, S. 41).
Allerdings galt insoweit als offen, wann die Grenze zur Rechtsmissbriduchlichkeit konkret
iiberschritten ist. Der Bundesgerichtshof hat nunmehr im zweiten Leitsatz seines Urteils vom 10.
Oktober 2012 (Az. VIII ZR 362/11) festgestellt, dass dem Wahlrecht dann der Einwand des
Rechtsmissbrauchs entgegensteht, wenn ,,die dem Netzbetreiber hierdurch entstehenden Kosten
nicht nur unerheblich iiber den Kosten eines Anschlusses an dem gesamtwirtschaftlich giinstigsten
Verkniipfungspunkt liegen. Diese Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes greift der
Gesetzeswortlaut nunmehr auf, bedient sich dabei im Sinne einer verstindlicheren Sprache
allerdings nicht der vom Bundesgerichtshof gewédhlten Formulierung der doppelten Verneinung.
Von erheblichen Mehrkosten wird dabei regelmédBig auszugehen sein, wenn die vom
Anlagenbetreiber gewihlte Verkniipfungsvariante fiir den Netzbetreiber zu Mehrkosten in Hohe von
10 Prozent gegeniiber dem Anschluss am gesamtwirtschaftlich giinstigsten Verkniipfungspunkt
filhrt. Bei der Bestimmung des gesamtwirtschaftlich giinstigsten Verkniipfungspunktes sind dabei
nur die unmittelbaren Kosten zu beriicksichtigen. Dies bedeutet, dass eventuelle Netz- und
Trafoverluste als sogenannte mittelbare Kosten nicht zu beriicksichtigen sind. Neben dem Anfallen
von derlei erheblichen Mehrkosten kénnen im Rahmen des § 242 BGB auch andere Griinde zu

einer Rechtsmissbrauchlichkeit des Wahlrechtes des Anlagenbetreibers fiihren.

Zu Buchstabe ¢ und d (Absatz 6 Satz 1 Nummer 3 neu)

Durch die Einfiigung des neuen Absatzes 6 Nummer 4 wird die bereits bestehende Pflicht des
Netzbetreibers kodifiziert, den Einspeisewilligen auf Verlangen die notwendigen Informationen zur
Erfiillung der Pflicht nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und Absatz 2 zur Verfiigung zu stellen.
Damit der Netzbetreiber die Einspeiseleistung der Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer
Strahlungsenergie ferngesteuert reduzieren kann, miissen sich die Anlagenbetreiberinnen und
Anlagenbetreiber und der jeweilige Netzbetreiber auf ein gemeinsames Kommunikationssignal
verstindigen, das der Netzbetreiber senden und der Anlagenbetreiber empfangen kann.
Grundsitzlich muss der Netzbetreiber den Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreibern ein
entsprechendes Signal vorgeben. Die Vorgabe des Netzbetreibers sollte sich an den aktuellen

technischen Richtlinien orientieren und angemessen sein.



Zu Nummer § 6 wird wie folgt gefasst: (§ 6 EEG)

Zu Absatz 1

Durch die Anderungen in § 6 Absatz 1 wird klargestellt, dass die Pflicht nach § 6 Absatz 1 Nummer
1 und 2 auch dann erfiillt ist, wenn mehrere Anlagen iiber eine gemeinsame technische Einrichtung
am gemeinsamen Verknilipfungspunkt mit dem Netz geregelt und die gesamte Ist-Einspeisung der
Anlagen ferngesteuert abgerufen werden kann. Bislang war unklar, ob jede einzelne Anlage eine
entsprechende technische Einrichtung vorhalten musste oder ob es ausreichte, wenn mehrere
Anlagen, die iiber denselben Verkniipfungspunkt mit dem Netz verbunden waren, iiber eine
gemeinsame technische Einrichtung am Netzverkniipfungspunkt verfiigten. So hat das Landgericht
Berlin mit Urteil vom 14. Mérz 2012 (Az. 22 O 352/11), bestétigt vom Kammergericht Berlin (23 U
71/12) und dem Bundesgerichtshof (VIII ZR 278/12), entschieden, dass jede einzelne Anlage iiber
eine eigene technische Einrichtung im Sinne der Nummern 1 und 2 verfiigen miisse. Da es fiir die
Netzbetreiber aber ausreichend ist und in der Regel auch nur gefordert wird, dass sie iiber eine
gemeinsame technische Einrichtung am Netzverkniipfungspunkt die Anlagen regeln und die
Einspeiseleistung insgesamt abrufen konnen miissen, wird durch § 6 Absatz 1 Satz 2 klargestellt,
dass auch in diesem Fall die Voraussetzungen des § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 erfiillt sind.
Um die Rechtsunsicherheit in der Vergangenheit zu beseitigen, wird diese Regelung iiber § 69
Absatz 1 auch auf Bestandsanlagen erstreckt und gilt auch riickwirkend fiir die Vergangenheit.
Durch die Anderungen in §6 Absatz1 entscheidet die Anlagenbetreiberin oder der
Anlagenbetreiber, ob eine gemeinsame technische Einrichtung am Netzverkniipfungspunkt genutzt
oder ob jede einzelne Anlage mit einer individuellen Einrichtung ausgestattet werden soll. Damit
kann unterschiedlichen technischen Ausstattungen von Anlagen Rechnung getragen werden, ohne
dass die Systemstabilitét gefdhrdet wiirde. Der Anlagenbetreiber oder die
Anlagenbetreiberin kann je nach Anlage die technisch und wirtschaftlich sinnvollste Losung
wihlen. Sollte die Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber sich fiir eine gemeinsame
Einrichtung im Sinne des Satzes 2 entscheiden, kann dies allerdings auch dazu fiihren, dass die in
§ 11 Absatz 1 Satz 1 oder Satz 2 vorgesehene Abschaltreihenfolge vom Netzbetreiber nicht
eingehalten werden kann. Diesen Nachteil kann die Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber
nur vermeiden, wenn er an jede einzelne Anlage mit einer entsprechenden technischen Einrichtung

ausstattet.



Zu Absatz 2

Zu Nummer 1

Durch § 6 Absatz 2 Nummer 1 wird der bisherige Schwellenwert fiir Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie fiir die Erflillung der Pflicht nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 EEG
von bisher 30 Kilowatt auf 10 Kilowatt installierter Leistung abgesenkt. Demnach legt Absatz 2
Nummer 1 fest, dass Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie ab einer
installierten Leistung von 10 Kilowatt derart technisch ausgestattet sein miissen, dass der
Netzbetreiber im Bedarfsfall jederzeit die Einspeiseleistung ferngesteuert reduzieren kann. Somit
wird sichergestellt, dass Photovoltaikanlagen ab einer installierten Leistung von 10 kW regelbar
sind. So soll der weitere Zubau von Anlagen aus solarer Strahlungsenergie die Anforderungen an
die Sicherheit und Zuverlédssigkeit des Elektrizititsversorgungssystems erfiillen. Die Kosten fiir die
abregelungsfiahigen Wechselrichter (,,EinsMan-ready*) oder technischen Vorrichtungen sowie die
Empfangsvorrichtung tragt die Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber. Die Kosten kdnnen
minimiert werden, wenn die technischen Einrichtungen (z.B. abregelungstidhiger Wechselrichter
und Rundsteuerempfianger) bei der Neuinstallation der Anlage installiert werden. Die Mehrkosten,
die durch diese Regelung flir Anlagen mit einer installierten Leistung zwischen 10 kW und 30 kW
verursacht werden, sind im Hinblick auf den erhohten Mehrwert fiir die Sicherheit des
Elektrizitdtsversorgungssystems vertretbar und reduzieren die Rendite nicht in unangemessener
Weise. In Bezug auf die konkrete technische Umsetzung werden keine Vorgaben gemacht. Der
abregelungsfihige Wechselrichter oder die technische Vorrichtung (z.B. Schiitz) muss jedoch
mindestens die Befehle ,,Einspeiseleistung 100 Prozent (Ein)*“ und ,,Einspeiseleistung 0 Prozent
(Aus)“ umsetzen konnen, falls nicht technische Regelwerke andere oder weitere Parameter
vorgeben. Nach dem Stand der Technik kann die geforderte Funktionalitidt durch abregelungsfahige
Wechselrichter umgesetzt werden. Hier wird zur besseren Einbindung empfohlen, bereits in der
Planungsphase eine Verbindungsleitung zur Kommunikation zwischen zentralem Zéhlerplatz und
Anlage vorzusehen (vorzugsweise Ethernet aufgrund des BSI-Schutzprofils). Ist eine separate
technische Vorrichtungen (z.B. Schiitz) erforderlich, sollte diese vorzugsweise zugénglich am
Zidhlerplatz des Einspeisezdhlers Z2 installiert sein. Insbesondere sollte bei der zu verwendenden
Technik auf eine Upgrade-Féhigkeit in Richtung kommunikativer Anbindung an ein Messsystem
nach dem Energiewirtschaftsgesetz geachtet werden. Ein abregelungsfiahiger Wechselrichter
(,,EinsMan Ready*) sollte grundsétzlich den Anforderungen geniigen kdnnen, die eine Integration
dieser Anlagen in ein intelligentes Netz bzw. die Anbindung in ein intelligentes Messsystem

vorsehen. Im Energiewirtschaftsgesetz und nachgelagerten Verordnungen enthaltene Bestimmungen



sind im Interesse groBBtmoglicher Effizienz bei der Umsetzung der Anforderungen nach § 6 EEG zu

beachten.

Das Signal als Ausloser fiir die Abregelung der Anlage muss der Netzbetreiber versenden. Die
hierfiir erforderliche Technik wird durch ihn bereitgehalten und finanziert. Der Anlagenbetreiber
muss lediglich ein entsprechendes Empfangsgerdt vorhalten, das in Kombination mit dem
abregelungsfihigen ~Wechselrichter oder der technischen Vorrichtung ermoglicht, die
Einspeiseleistung der Anlage ferngesteuert zu reduzieren. Zur Signaliibermittlung durch den
Netzbetreiber kommt in diesem Anlagensegment bis 100 kW installierter Leistung standardméaBig
die Rundsteuertechnik ebenso wie Systeme, die den Anforderungen der §§ 21c ff. EnWG
entsprechen, in Betracht. Bei der Entscheidung {iiber die einzusetzende Technik hat der
Netzbetreiber auch die beim Anlagenbetreiber entstehenden Kosten einzubeziehen und eine
technisch angemessene und gesamtwirtschaftlich giinstige Losung anzustreben. Der
Anlagenbetreiber ist nicht verpflichtet, die technischen Einrichtungen vom Netzbetreiber zu
erwerben. Die Preise, die der Netzbetreiber fiir die technischen Einrichtungen sowie eine ggf.
notwendige Parametrierung der Einrichtungen vom Anlagenbetreiber verlangt, miissen angemessen

und diskriminierungsfrei sein.
Zu Nummer 2

Absatz 2 Nummer 2 legt fest, dass auch Anlagen mit einer installierten Leistung von weniger als
10 kW und mehr als 800 Watt installierter Leistung einer beschriankten Pflicht zur Steuerbarkeit
unterliegen. Die Einspeiseleistung muss nicht ferngesteuert reduziert werden koénnen, jedoch
miissen die Anlagen mit einem abregelungsfdhigen Wechselrichter oder einer technischen
Vorrichtung (z.B. Schiitz) ausgestattet sein, die eine spitere Ansteuerbarkeit und Einbindung in das
Einspeisemanagement des  Netzbetreibers  technisch ~ ermdglicht.  Eine  technische
Empfangsvorrichtung (z.B. Rundsteuerempfinger, Fernwirktechnik oder Smart Meter) miissen
diese kleinen Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie nicht vorhalten. Es
wird aber durch den abregelungsfihigen Wechselrichter oder eine andere technische Einrichtung
(z.B. Schiitz) die Moglichkeit geschaffen, dass der Netzbetreiber bei einer spiteren Ausstattung mit
einer technischen Empfangsvorrichtungen die Anlagen ferngesteuert regeln konnen. Insbesondere
sollte bei der zu verwendenden Technik auf eine Upgrade-Fahigkeit in Richtung kommunikativer
Anbindung an ein Messsystem nach dem Energiewirtschaftsgesetz geachtet werden, so dass die
Moglichkeit besteht, die Anlagen spéter in Kombination mit einer Messeinrichtung, die den
Anforderungen der §§21c und 21d EnWG geniigen, abregeln zu konnen. Im

Energiewirtschaftsgesetz und nachgelagerten Verordnungen enthaltene Bestimmungen sind im



Interesse groftmoglicher Effizienz bei der Umsetzung der Anforderungen nach § 6 EEG zu
beachten; die Installation einer technischen Empfangsvorrichtung (Rundsteuerempfinger,
Fernwirktechnik oder intelligente Messsysteme) ist daher dem Anlagenbetreiber bei Anlagen bis
10 kW installierter Leistung nicht, und auch nicht auf Verlangen des Netzbetreibers,
vorgeschrieben. Diese Anlagen konnen somit aufgrund der nicht vorliegenden
Kommunikationsverbindung derzeit nur ins Einspeisemanagement einbezogen werden, wenn sie

freiwillig eine entsprechende Empfangsvorrichtung einbauen.

Durch § 6 Absatz 2 Nummer 1 und 2 wird eine Vorgabe der europdischen Netzkodizes,
insbesondere des Netzcodes ,,Anforderungen fiir Erzeugungsanlagen“ (,,Requirements for
Generators RfG*), vorausschauend umgesetzt. Fiir die Mitgliedstaaten der Européischen Union sind

die Vorgaben der Netzkodizes bindend, ihre Erarbeitung ist weit fortgeschritten.

Die Moglichkeit nach § 6 Absatz 2 Nummer 2 EEG 2012, statt der Erfiillung des Absatzes 1
Nummer 1 eine Wirkleistungsbegrenzung auf 70 Prozent der installierten Leistung zu vollziehen,
entfillt aus Griinden der Beschrinkung des nicht-regelbaren Zubaus zu Gunsten der Anforderungen

der Sicherheit des Stromsystems.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt die Zusammenfassung von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer

Strahlungsenergie. Diese Regelung zur Zusammenfassung bleibt unverandert erhalten.

Zu Absatz 4

Der neue § 6 Absatz 4 stellt eine Ausformung des allgemeinen Rechtsgrundsatzes des ,,venire contra
factum proprium* dar. Die Netzbetreiber sind nach § 5 Absatz 6 Nummer 4 verpflichtet, den
Einspeisewilligen die erforderlichen Informationen zur Erfiillung der Pflichten nach § 6 Absatz 1
und 2 Nummer 1 zu iibermitteln. Insbesondere miissen sie die notwendigen technischen Parameter
zum Empfang eines Kommunikationssignals vorgeben. Die Anforderungen kann die
Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber nicht erfiillen, solange der Netzbetreiber sie oder ihn
nicht {iber die konkreten Anforderungen informiert hat. Allerdings obliegt es der Anlagenbetreiberin
oder dem Anlagenbetreiber, die entsprechenden Informationen anzufordern. Die Bereitstellung
dieser Informationen liegt nach dieser Anforderung im Verantwortungsbereich des Netzbetreibers

und fillt — anders als etwa die iibrigen Anforderungen — in dessen Risikosphére.

Es widre widerspriichlich, wenn der Netzbetreiber der Anlagenbetreiberin oder dem



Anlagenbetreiber die Auszahlung der Férderung nach den §§ 16 ff. EEG verweigern wiirde, obwohl
er selbst durch sein Verhalten die Auszahlung unmdoglich gemacht hat. Daher gilt die harte Sanktion
des § 17 Absatz 2 Nummer 2 EEG nicht, wenn die Anlagenbetreiberin bzw. der Anlagenbetreiber
alles in der eigenen Sphire Mdgliche zur Erfiillung der Pflicht nach § 6 Absatz 1 oder 2 getan hat
und die Erflillung der Pflicht nur den fehlenden Informationen des Netzbetreibers gescheitert ist.
Kann die Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber die eigene Pflicht also nicht erfiillen, weil
der Netzbetreiber die erforderlichen Informationen trotz schriftlicher Anfrage nicht zur Verfligung
stellt, so gelten die Pflichten als erfiillt, wenn der Anlagenbetreiber oder die Anlagenbetreiberin den
Teilbereich der Pflichten erfillt, den er oder sie ohne die erforderlichen Informationen erfiillen
kann. Er oder sie bleibt also insbesondere dazu verpflichtet, die eigene Anlage mit einem
abregelungsfahigen Wechselrichter oder einer technischen Vorrichtung, z.B. einem Schiitz,
auszustatten, die eine spitere Ansteuerbarkeit und Einbindung in das Einspeisemanagement des
Netzbetreibers technisch ermoglicht (,,EinsMan-ready*). Daher muss er oder sie zumindest einen
abregelungsfihigen Wechselrichter oder einen Schiitz vorhalten und einbauen und den
Netzbetreiber schriftlich oder elektronisch zur Ubermittlung der notwendigen Informationen nach §
5 Absatz 6 Satz 1 Nummer 4 EEG aufgefordert haben. Solange der Netzbetreiber die Informationen
nach § 5 Absatz 6 Satz 1 Nummer 4 nicht {ibermittelt hat, greift die scharfe Sanktion des § 17
Absatz 2 Nummer 2 EEG nicht, sondern der Anspruch nach den §§ 16 ff. besteht ungekiirzt. Erst
wenn der Netzbetreiber die erforderlichen Informationen nach § 5 Satz 1 Absatz 6 Nummer 4 EEG
iibermittelt hat, kann die Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber eine entsprechende
technische Einrichtung zum Empfang des Kommunikationssignals vom Netzbetreiber nachtréglich
einbauen. Dies muss sie oder er dann auch unverziiglich tun, ansonsten greift die Sanktion des § 17
Absatz 2 Nummer 2 EEG. Die Kosten dieser Nachriistung trigt die Anlagenbetreiberin oder der
Anlagenbetreiber. Ein Schadensersatzanspruch gegen den Netzbetreiber aufgrund der Verletzung
der Pflicht nach § 5 Absatz 6 Satz 1 Nummer 4 EEG ist gesetzlich nicht vorgesehen. Vielmehr muss
die Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber damit rechnen, dass sie oder er zumindest spéter
eine entsprechende Empfangsvorrichtung (in der Regel einen Rundsteuerempfanger oder einen

Smart Meter) einbauen muss.

Zu Absatz 5

Die bisher in Absatz 5 geregelten besonderen Systemdienstleistungsanforderungen fiir
Windkraftanlagen  werden  gestrichen, da  diese mittlerweile in die geltenden
Netzanschlussbestimmungen (z.B. Mittelspannungsrichtlinie) eingegangen sind. Daher wird auch
die Einhaltung der Systemdienstleistungsrichtlinie nicht mehr eine Anspruchsvoraussetzung fiir den

Forderanspruch. Allerdings verweist § 7 Absatz 2 EEG weiterhin auf § 49 EnWG, so dass



klargestellt ist, dass die technischen Regelwerke auch auf Anlagen zur Erzeugung von Strom aus
erneuerbaren Energien Anwendung finden. Anstelle des bisherigen Absatz 5 treten die bisher in § 6
Absatz 4 EEG 2012 geregelten besonderen technischen Anforderungen fiir Biomasseanlagen. Der
bisherige § 6 Absatz 4 Satz 1 EEG 2012 wird dabei durch Absatz 5 Satz 1 neu strukturiert, indem
die weiterhin kumulativ geforderten Fordervoraussetzungen des technisch gasdicht abgedeckten
neuen Gérrestlagers und der mindestens 150-tdgigen hydraulischen Verweilzeit im gasdichten und
an eine Gasverwertung angeschlossenen System nunmehr in zwei Einzelziffern aufgetrennt werden.

Inhaltlich andert sich hierdurch unmittelbar nichts.

Der neugefasste Absatz 5 Satz 2 tritt an die Stelle der bisherigen Privilegierung nach § 6 Absatz 4
Satz 2 EEG 2012 fiir reine Fliissiggiille-Biogasanlagen und befreit nunmehr sdmtliche
Biogasanlagen, die ausschlieBlich feste oder fliissige Giille im Sinne des § 3 Nummer 13 EEG 2014
einsetzen, von der Pflicht zur technisch gasdichten Abdeckung neuer Gérrestlager am Standort der
Biogaserzeugung und zur mindestens 150-tdgigen hydraulischen Verweilzeit im gasdichten und an
eine Gasverwertung angeschlossenen System. Diese Befreiung gilt somit insbesondere auch fiir
Biogasanlagen, die eine Forderung nach § 27b (kleine Giilleanlagen) in Anspruch nehmen, sofern in
der Anlage — iiber die Fordervoraussetzungen des § 27b hinausgehend — ausschlielich Giille im

Sinne des § 3 Nummer 13 EEG 2014 eingesetzt wird.

Von der Pflicht zur mindestens 150-tidgigen hydraulischen Verweilzeit im gasdichten und an eine
Gasverwertung angeschlossenen System befreit werden nach Absatz 5 Satz 3 zudem Biogasanlagen,
die eine Forderung nach § 27a (Bioabfallvergidrungsanlagen) in Anspruch nehmen. Das 150-Tage-
Erfordernis ist in den Fillen des § 27a nicht sachgerecht, da der mit der Regelung verfolgte
Klimaschutzeffekt — ebenso wie bei den schon bislang befreiten reinen Giilleanlagen — auch ohne
das 150-Tage-Erfordernis bereits durch das Erfordernis der Nachrotte fester Garriickstdnde
sichergestellt ist. Das Erfordernis einer technisch gasdichten Abdeckung neuer Gérrestlager bleibt in
diesen Féllen bestehen, da offene Girrestlager eine Hauptquelle fiir klimaschiddliche Emissionen

darstellen.

Zu Absatz 6

In dem neuen Absatz 7 wird gegeniiber dem § 6 Absatz 6 EEG 2012 der Wortlaut an die Umstellung
der §§ 16 ff. EEG auf eine grundsétzlich verpflichtende Direktvermarktung angepasst.



Zu Nummer § 8 Absatz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: (§ 8 EEG)

Zu Absatz 1

Absatz 1 stellt klar, dass mit der Einfiilhrung der verpflichtenden Direktvermarktung der
Abnahmevorrang der erneuerbaren Energien unverdndert erhalten bleibt. Netzbetreiber sind daher
weiterhin vorbehaltlich des § 11 EEG verpflichtet, den gesamten angebotenen Strom aus
erneuerbaren Energien unverziiglich vorrangig physikalisch-bilanziell abzunehmen, zu iibertragen
und zu verteilen. Der Abnahmevorrang hat neben dem Anspruch auf die physikalisch-bilanzielle
Abnahme bisher auch den Abnahmevorrang auf die vorrangige kaufméannische Abnahme umfasst.
Diese vorrangige kaufménnische Abnahme galt jedoch auch bisher nur im Rahmen der festen
Einspeisevergiitung bzw. neu im Rahmen der Ausfallvergiitung. Dementsprechend stellt § 8 Absatz
2 Satz 2 EEG 2014 klar, dass der Abnahmevorrang nach Satz 1 fiir die kaufménnische Abnahme
gilt, soweit Strom im Rahmen der festen Einspeisevergilitung oder der Ausfallvergiitung gefordert
wird.

Die Gleichrangigkeit von Strom aus erneuerbaren Energien und aus KWK-Anlagen bleibt nach § 8

Absatz 1 Satz 3 unverandert.

Zu Absatz 2

Absatz 2 enthdlt lediglich redaktionelle Folgednderungen. Aufgrund der Neufassung von § 3 hat
sich die Nummerierung der Begriffsdefinitionen gedndert. Der bisher in § 8 Absatz 2 enthaltene
Verweis auf diese Begriffsdefinitionen entféllt, da er nicht erforderlich ist, wenn legaldefinierte

Begriffe verwendet werden.

Zu Nummer 8 (§ 11 EEG)

Die Anderungen in § 11 sind redaktionelle Folgeinderung.

Zu Nummer 9 (Teil 3 EEG)

Zu Abschnitt 1

Der mit ,,VerduBerung des Stroms* betitelte Abschnitt 1 legt fest, in welchen Formen Strom aus
erneuerbaren Energien oder Grubengas verdullert werden kann, welche Vorschriften beim Wechsel

zwischen den verschiedenen VerduBerungsformen der Direktvermarktung oder Einspeisevergiitung



einzuhalten sind und wie sich die einzelnen VerduBerungsformen zueinander verhalten. Die
allgemeinen Fordervorschriften, die Vorschriften fiir die einzelnen Forderformen sowie die
besonderen Fordervorschriften mit den energietragerspezifischen Regelungen und insbesondere der
Hohe der jeweils anzulegenden Werte sind in den folgenden Abschnitten geregelt. Insbesondere
ergeben sich die Voraussetzungen, unter denen ausnahmsweise noch die feste Einspeisevergiitung in

Anspruch genommen werden kann, erst aus den §§ 22¢ und 22d EEG.

Zu § 15a

Zu Absatz 1

Absatz 1 entwickelt §§ 33a Absatz 1, 33b EEG 2012 weiter und zdhlt die Formen auf, in denen
Strom aus erneuerbaren Energien oder Grubengas nach dem EEG 2014 verduBert werden kann.
Zusétzlich zu den Direktvermarktungsformen nach Nummer 1 und 2 Nummer ist mit Nummer 3
auch die Einspeisevergiitung in ihren beiden Formen in Absatz 1 aufgefiihrt. Das bisher in § 33a
Absatz 1 und § 16 Absatz 1 EEG 2012 jeweils geregelte AusschlieBlichkeitsprinzip — Férderung nur
fiir Strom aus Anlagen, die ausschlieBlich erneuerbare Energien oder Grubengas einsetzen — ist nun

einheitlich in § 16 geregelt.

Zu Nummer 1

Die in Nummer 1 genannte VerduBerung zum Zweck der Inanspruchnahme der Marktpramie stellt
nunmehr den Regelfall der VerduBBerung dar. Damit wird ein Paradigmenwechsel gegeniiber der
fritheren Rechtslage vorgenommen, unter der noch die Einspeisevergiitung der Regelfall und die
Direktvermarktung in die Marktprdmie eine optionale Alternative dazu war. Die Berechnung der
Marktpramie, die Voraussetzungen fiir ihre Inanspruchnahme, insbesondere die Anforderungen zur

Fernsteuerbarkeit der Anlagen, sind in den §§ 22 bis 22b und Anlage 4 geregelt.

Fiir § 33b Nummer 2 EEG 2012 findet sich im EEG 2014 keine Entsprechung mehr, da das

Griinstromprivileg gestrichen wurde.

Zu Nummer 2

Nummer 2 entspricht § 33b Nummer 3 EEG 2012 und nennt als zweite Mdglichkeit der

Direktvermarktung die sonstige Direktvermarktung, bei der keine finanzielle Foérderung in



Anspruch genommen werden kann. Diese VerduBerung ist wie bereits unter dem EEG 2012 als
Auffangtatbestand fiir Sachverhalte gedacht, unter denen weder die Marktprdmie nach Nummer 1
noch eine Einspeisevergiitung nach Nummer 3 in Anspruch genommen werden kann, z.B. weil der
Forderzeitraum nach § 21 Absatz 2 EEG verstrichen ist oder weil das nach § 16 Absatz 1 fiir die
Inanspruchnahme einer finanziellen Forderung zu beachtende AusschlieBlichkeitsprinzip nicht

befolgt wird.
Zu Nummer 3

Anders als der frithere § 33b EEG 2012 fiihrt Absatz 1 aufgrund des Systemwechsels mit Nummer
3 auch die Einspeisevergiitung als mogliche VerduBerungsform auf. Die Einspeisevergiitung besteht
in zwei Varianten, ndmlich nach Nummer 3 Buchstabe a als Einspeisevergiitung fiir kleine Anlagen
nach Maf3gabe des § 22¢ und nach Nummer 3 Buchstabe b als sogenannte Ausfallvergiitung nach

Malgabe des § 22d.

Zu Absatz 2

Absatz 2 entspricht § 33a Absatz 2 EEG 2012. Wie die Vorgidngervorschrift stellt Absatz 2 klar, dass
die Uberlassung von Strom zum Verbrauch in unmittelbarer riumlicher Nihe ohne
Inanspruchnahme eines Offentlichen Netzes unter keine der in Absatz 1 genannten
VerduBerungsformen féllt und harmonisiert die Regelungen zur Direktvermarktung mit den

entsprechenden Vorschriften zur Einspeisevergiitung in § 22e Nummer 2 und 3.

Zu § 15b

§ 15b, der § 33d EEG 2012 weiterentwickelt, regelt den Wechsel zwischen den verschiedenen

VerduBerungsformen nach § 15a Absatz 1.

Zu Absatz 1

Absatz 1 Satz 1 entspricht § 33d Absatz 1 EEG 2012 und bestimmt den jeweiligen Monatsersten als
Zeitpunkt, zu dem Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber zwischen den VerduBerungsformen
nach § 15a Absatz 1 EEG 2014 wechseln konnen. Zudem stellt Satz 1 klar, dass die Betreiberinnen
und Betreiber mehrerer Anlagen den Wechsel der VerduBerungsformen nicht fiir alle von ihnen

betriebenen Anlagen einheitlich durchfiihren miissen, sondern dass die Wechselentscheidung fiir



jede Anlage individuell vorgenommen werden kann. Satz 2 regelt eine Ausnahme zu Satz 1. Ein
Wechsel in die Ausfallvergiitung nach § 22d EEG 2014 ist nicht nur zum ersten Kalendertag eines
Monats, sondern jederzeit moglich. Dies trdgt dem Charakter der Ausfallvergiitung als
Notfallregelung Rechnung. In den Fillen, fiir die § 22d EEG 2014 konzipiert ist (z.B. Insolvenz
eines Direktvermarktungsunternehmers), soll die Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreibern die
durch § 22d EEG 2014 gebotene Uberbriickungsmoglichkeit ziigig nutzen kdnnen. Satz 3 stellt klar,
dass ein Wechsel nur des Direktvermarktungsunternehmers nicht an den Wechselzeitpunkt nach
Satz 1 gebunden ist, sofern damit nicht zugleich auch ein Wechsel der VerduBBerungsform nach §15a

Absatz 1 verbunden ist.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Satz 1 entspricht § 33d Absatz 2 Satz 1 EEG 2012. Die allgemeine Mitteilungsfrist fiir
Wechsel Absatz 1 Satz 1 in wurde im Vergleich zur Vorgingerregelung verkiirzt. Eine
Wechselmitteilung muss nun bis zum 15. Kalendertag des Vormonats erfolgen. Eine Mitteilung fiir
Wechsel in die Ausfallvergiitung nach § 22d EEG 2014 muss bis zum dritten dem Wechsel
vorangehenden Werktag mitgeteilt werden. Diese kiirzere Frist ermoglicht einen ziigigen Wechsel in

die als Notfallregelung konzipierte Ausfallvergiitung.

Satz 2 entwickelt § 33d Absatz 2 Satz 2 EEG 2012 weiter. Nach Satz 2 Nummer 1 ist dem
Netzbetreiber nunmehr jeder Wechsel in eine der Vermarktungsformen nach § 15a Absatz 1
mitzuteilen. Wie in der Vorgéngerregelung ist nach Nummer 2 bei einem Wechsel in eine der beiden
Direktvermarktungsformen zuséatzlich auch der Bilanzkreis mitzuteilen, dem der direkt vermarktete
Strom zugeordnet werden soll. Neu in hinzugekommen ist Satz 3, nach dem Anlagenbetreiberinnen
und Anlagenbetreiber auch einen Bilanz- oder Unterbilanzkreis benennen sollen, in den
Ausgleichsenergiemengen einzustellen sind. Diese Soll-Vorschrift begriindet keine Verpflichtung,
sondern stellt lediglich eine Obliegenheit dar. Bei Einhaltung dieser Obliegenheit ist davon
auszugehen, dass im Fall einer ,,Verunreinigung® des Direktvermarktungsbilanzkreises aufgrund
von Ausgleichsenergiemengen, die durch den Netzbetreiber eingestellt werden, dies nicht von der
Anlagenbetreiberin oder dem Anlagenbetreiber oder dem Direktvermarktungsunternehmer zu

vertreten ist und die Voraussetzung des § 22a Nummer 3 Buchstabe b EEG 2014 erfiillt ist.

Wie schon nach § 33d Absatz 2 Nummer 1 EEG 2012 muss der Bilanzkreis, dem der direkt
vermarktete Strom zugeordnet werden soll, nach Nummer 2 nur gemeldet werden, wenn in eine der
beiden Direktvermarktungsformen nach § 15a Absatz 1 Nummer 1 oder 2 gewechselt wird. Bei

einem Wechsel in die Einspeisevergiitung nach § 15a Absatz 1 Nummer 3 werden die eingespeisten



Strommengen im EEG-Bilanzkreis des aufnehmenden Netzbetreibers nach § 11 StromNZV
bilanziert. Bei einem Wechsel in die Nachbarbelieferung nach § 15a Absatz 2 ist eine derartige
Meldung ebenfalls nicht erforderlich, da kein Netz im Sinne des § 3 Nummer 20 in Anspruch

genommen wird.

Zu Absitzen 3 und 4

Absatz 3 und 4 entsprechen § 33d Absatz 3 und 4 EEG 2012.

Zu Absatz 5

Absatz 5 verweist auf die Festlegungskompetenz der Bundesnetzagentur nach § 61 Absatz 1b
Nummer 3 EEG 2014 zur Abwicklung von Wechseln der VerduBerungsform, insbesondere zu
Verfahren, Fristen und Datenformaten, und stellt klar, dass bei Ausilibung dieser Kompetenz die
Vorgaben einer solchen Festlegung abweichend von den Vorgaben nach den Absidtzen 2 und 3
ausschlieBlich maB3geblich sind. Zuletzt hat die Bundesnetzagentur in diesem Zusammenhang eine

Festlegung von Marktprozessen fiir Einspeisestellen (Strom) (Az.: BK6-12-153) getroffen.

Der Verweis auf die Rechtsfolgen bei Verstdflen gegen die Wechselvorschriften aus § 33d Absatz 5
EEG 2012 ist gestrichen. Die Rechtsfolge (Verringerung des Forderanspruchs auf den
Monatsmarktwert) ist in § 17 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 EEG 2014 geregelt.

Zu § 15¢

Absatz 1 stellt in Weiterentwicklung des § 33e EEG 2012 und in Ergidnzung des
Doppelvermarktungsverbotes nach § 56 Absatz 1 klar, dass fiir die in einer Form nach § 15a Absatz
1 EEG 2014 verduferte Strommenge keine Anspriiche aus einer der anderen in § 15a Absatz 1 EEG
2014 genannten Formen geltend gemacht werden konnen. Die einzelnen Vermarktungsformen

stehen also zueinander in einem Exklusivitatsverhaltnis.

Nach Absatz 2 kann Strom nicht anteilig in verschiedenen Formen nach § 15a Absatz 1 EEG 2014
verduBBert werden. Zu einem gegebenen Zeitpunkt kann der Strom aus einer Anlage also nur noch
einheitlich nach einer der Formen nach § 15a Absatz 1 EEG 2014 verduBlert werden. Eine
VerduBerung des Stroms aus einer Anlage in verschiedenen Formen ist nicht mehr gleichzeitig,

sondern nur noch nacheinander durch einen Wechsel nach § 15b EEG 2014 mdglich. Dies stellt eine



Anderung zu § 33f EEG 2012 dar, der noch zulieB, dass der in einer Anlage erzeugte Strom anteilig
auf verschiedene VerduBerungsformen verteilt werden konnte. In der Praxis wurde diese
Moglichkeit jedoch kaum wahrgenommen, so dass kein Bediirfnis besteht, sie fortzufiihren. Einer
anteiligen VerduBerung von Strom aus der Anlage in der Form des § 15a Absatz 2 EEG 2014 an
Dritte zum Verbrauch in unmittelbarer raumlicher Ndhe zur Anlage und ohne Durchleitung durch

ein Netz steht dies nicht entgegen.

Zu§ 16

Der neu gefasste § 16 stellt weiterhin die zentrale Anspruchsgrundlage fiir die finanzielle Forderung
von Strom aus erneuerbaren Energien oder Grubengas unter dem EEG dar. Gegeniiber dem § 16
EEG 2012 formuliert der neue Absatz jedoch nicht mehr eine zentrale Regelung fiir die
Einspeiseverglitung, sondern einen zentralen Anspruch auf finanzielle Férderung, worunter sowohl
der Anspruch auf die Marktpriamie als auch der Anspruch auf eine Einspeisevergiitung nach § 22c¢
fiir Kleinanlagen oder auf eine Ausfallverglitung nach § 22d fiir grundsétzlich zur
Direktvermarktung verpflichtete Anlagen fallen. Hintergrund dieser Neuformulierung ist der neue
Vorrang der Direktvermarktung, demgegeniiber die Einspeisevergiitung zuriicktritt und nur noch
ausnahmsweise fiir kleine Anlagen sowie als Notfalloption fiir direktvermarktende Anlagen, die

temporér keine Direktvermarktung realisieren kdnnen, zur Verfiigung steht.

Der Anspruch auf Abschlagszahlungen nach Absatz 1 Satz 2 bleibt erhalten. Es wird in Satz 2 nur
das Datum fiir die Félligkeit auf den 15. Kalendertag fiir die Abschlige des Vormonats festgelegt.
Der Forderanspruch nach Satz 1 wird nicht féllig und der Anspruch auf Abschlagszahlungen nach
Satz 2 entfillt, solange die Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber seinen Pflicht nach § 46
zur Ubermittelung der notwendigen Informationen fiir die Endabrechnung an den Netzbetreiber
nicht iibermittelt hat. Die Sanktion des Satzes 3 gilt nicht fiir das Inbetriebnahmejahr, da erst nach

dem Inbetriebnahmejahr die erste Endabrechnung erfolgt und somit die Pflicht des § 46 besteht.
Absatz 2 entspricht der Vorgingerregelung des § 16 Absatz 2 EEG 2012.

Der bisherige § 16 Absatz 3 EEG 2012 entfillt, eine inhaltlich entsprechende Regelung fiir die
beiden verbleibenden Félle der Einspeisevergiitung findet sich nunmehr in § 22e EEG 2014.



Zu § 17

Der neu gefasste § 17 entwickelt die gleichnamige Bestimmung des EEG 2012 weiter. Er enthilt
zudem die im Zuge des Erlasses der Anlagenregisterverordnung erforderlichen redaktionellen

Anpassungen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 greift die Vorgingerregelung in § 17 Absatz 2 Nummer 1 und 2 EEG 2012 auf und biindelt
diese. Im Unterschied zu jener wird die fehlende Registrierung der Anlage im Anlagenregister mit
einer Reduzierung auf den Monatsmarktwert auf Null sanktioniert. Dies ist erforderlich, damit
umfassend und zeitnah sdmtliche Anlagen, die eine Forderung in Anspruch nehmen, im
Anlagenregister erfasst und so eine hohe Datenqualitit erreicht wird. Die Forderung wird nicht
reduziert, wenn die Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber die nach der

Anlagenregisterverordnung anzugebenden Daten fristgemal iibermittelt hat.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Satz 1 listet in der bestehenden Systematik des § 17 Absatz 2 EEG 2012 die Verstof3e auf,

die zu einer Reduzierung der Forderung auf den Monatsmarktwert fiihren.

Nummer 1 ist eine Neuregelung, die im Zusammenhang mit dem Erlass der
Anlagenregisterverordnung steht. Nach § 5 des Entwurfs der Anlagenregisterverordnung miissen
auch bestimmte Anderungen anlagenbezogener Daten mitgeteilt werden. Diese Vorgabe betrifft
insbesondere die nachtrigliche Erweiterung von Anlagen, die zu einer hdheren installierten
Leistung fiihrt. Diese Angabe ist erforderlich, um iiber die gesamte Lebenszeit einer Anlage die
installierte Leistung der Anlage korrekt zu erfassen und damit insbesondere auch den Absenkungen
der anzulegenden Werte nach § 20c bis 20e EEG 2014 die tatsdchlich richtige installierte Leistung
zugrunde zu legen. Entsprechend wird mit der Reduzierung der Forderung auf den
Monatsmarktwert der notwendige Anreiz fiir eine rechtzeitige Dateniibermittlung durch

Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber gesetzt.

Nummer 2 entspricht § 17 Absatz 1 EEG 2012. Der Versto3 gegen die technischen Vorgaben in § 6
Absatz 1, 2 oder 5 wird jedoch nur noch mit einer Reduzierung der Férderung auf den Marktwert

anstelle einer Reduzierung auf Null sanktioniert.

Nummer 3 entspricht inhaltlich der Vorgidngerregelung in § 17 Absatz 3 EEG 2012 und passt diese



an die neue Fordersystematik an.

Nummer 4 sanktioniert Fille mit Reduzierung der Forderung auf den Marktwert, wenn
Anlagenbetreiberinnen oder Anlagenbetreiber den in der betreffenden Anlage erzeugten Strom mit
Strom aus mindestens einer anderen Anlage iiber eine gemeinsame Messeinrichtung abrechnen, und
nicht der gesamte iiber diese Messeinrichtung abgerechnete Strom direkt vermarktet wird oder nicht
fiir den gesamten iiber diese Messeinrichtung abgerechneten Strom eine Einspeisevergiitung in
Anspruch genommen wird. Anlagenbetreiber miissen mithin sdmtliche Anlagen, fiir die sie eine
gemeinsame Messeinrichtung nutzen, direkt vermarkten bzw. eine Einspeisevergiitung in Anspruch
nehmen. Diese Vorgabe dient wie die Vorgidngernorm in § 33c Absatz 1 EEG 2012 einer
praktikablen Umsetzung der Direktvermarktung und der Einspeisevergiitung sowie der

Verhinderung von Missbrauch.

Nummer 5 entspricht inhaltlich § 17 Absatz 2 Nummer 3 EEG 2012.

Nummer 6 ist identisch mit § 17 Absatz 2 Nummer 4 EEG 2012.

Satz 2 regelt die Dauer der Verringerung des Forderanspruchs auf den Marktwert in den Féllen, in
denen der Wechsel zwischen den verschiedenen Vermarktungsformen nicht nach Maligabe des §
15b Absatz 1, 2 und 5 EEG 2014 iibermittelt wird oder nicht der gesamte {iber eine Messeinrichtung
abgerechnete Strom einheitlich direkt vermarktet bzw. in die Einspeisevergiitung verdufBert wird.
Danach gilt die Verringerung bis zum Ablauf des dritten Kalendermonats, der auf die Beendigung

des VerstoB3es folgt.

Zu§ 18

§ 18 EEG 2014 entspricht inhaltlich weitgehend dem bisherigen § 18 Absatz 1 und 2 EEG 2012. Der neu
hinzugekommene Absatz 1 stellt klar, dass zur Ermittlung der Forderhohe sowohl in der Marktprdmie als
auch in der Einspeisevergiitung der anzulegende Wert als Maf3stab zugrunde zu legen ist, und definiert in
Satz 2 diesen anzulegenden Wert. Sowohl fiir die vorrangig zu nutzende Marktpridmie als auch fiir die nur
ausnahmsweise zu nutzende Einspeisevergiitung dienen die anzulegenden Werte der §§ 23 bis 33 EEG 2014
als Malistab fiir die Berechnung der jeweiligen Forderh6he. Dabei sind aufgrund des neuen gesetzlichen
Vorrangs der Direktvermarktung in die Marktprdmie in den anzulegenden Werten der §§ 23 bis 33 bereits
Vermarktungsmehrkosten in Héhe von 0,4 Cent/kWh fiir Windenergie- und Photovoltaikanlagen und in
Hohe von 0,2 Cent/kWh fiir alle ibrigen Energietriger eingepreist. Diese eingepreisten

Direktvermarktungsmehrkosten spiegeln die Mehrkosten wieder, die bislang iiber die nunmehr fiir



Neuanlagen gestrichene Managementprimie abgedeckt wurden. Fiir Anlagen in der Einspeisevergiitung
reduziert sich der anzulegende Wert nach MaB3gabe der §§ 22c und 22d EEG 2014 entsprechend um die

Managementpriamie bzw. um einen pauschalen Abschlag von 20 Prozent.

Zu§19

Der neu gefasste § 19 entspricht inhaltlich weitgehend dem § 19 EEG 2012 und wird vornehmlich an den

neuen Vorrang der Direktvermarktung angepasst.

In Absatz la wird zudem klargestellt, dass die Anlagenzusammenfassung nur innerhalb von Gemeinden
erfolgt, die fiir den Erlass des Bebauungsplans zustéindig sind. Diese Begrenzung erfolgt, damit die
Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber sich an die Gemeinde wenden kann und die Gemeinde ihm
mitteilen kann, ob fiir ein anderes Projekt ein Bebauungsplan erstellt worden ist. Die Anlagenbetreiberin oder

der Anlagenbetreiber erhélt durch diese Klarstellung eine hdhere Rechtssicherheit.

Dariiber hinaus wird in Absatz 2 Satz 2 der Begriff Bemessungsleistung durch den Begriff installierte
Leistung ersetzt, da die Bemessungsleistung von Analgen, die nicht mit einer eigenen Messeinrichtung
ausgestattet sind, nicht zu ermitteln ist. Die Sonderregel fiir Photovoltaik, fiir die schon immer auf die

installierte Leistung verwiesen wurde, kann entsprechend entfallen.

Zu § 20

Der neu gefasste § 20 ersetzt den bisherigen § 21 EEG 2012. Die Anderungen der
Paragrafeniiberschrift sowie im Regelungstext stellen weitgehend redaktionelle Folgedanderungen

dar, mit denen die Regelung an den neuen Vorrang der Direktvermarktung angepasst wird.

Der bisherige § 21 Absatz 1 EEG 2012 entfillt, da ihm keine eigenstindige Bedeutung mehr
zukommt. Da eine Inbetriebnahme der Anlage nach § 3 Nummer 15 Halbsatz 1 EEG 2014 nunmehr
erst bei erstmaliger Inbetriebsetzung der Anlage ausschlieBlich mit erneuerbaren Energien oder
Grubengas vorliegt, beginnt der Anspruch auf finanzielle Forderung mit Inbetriecbnahme der
Anlage, wobei fiir die Auszahlung der jeweiligen finanziellen Forderung die weiteren hierzu
erforderlichen Voraussetzungen wie insbesondere die tatsdchlich Einspeisung des Stroms in das

Netz vorliegen miissen.

Die Ergdnzung der Worter ,,der Anlage® dient der Klarstellung, dass die gesetzliche Forderdauer



von 20 Jahren zuziiglich des Inbetriebnahmejahres fiir den gesamten in der Anlage erzeugten Strom
gleichermaflen mit der Inbetriebnahme der Anlage beginnt, ungeachtet der Inbetriebsetzung der
einzelnen stromerzeugenden Generatoren. Auch fiir Strom aus Generatoren, die nachtriglich zu der
Anlage hinzugebaut werden und im Sinne des weiten Anlagenbegriffs Teil der Anlage werden, ist
hinsichtlich des Beginns der 20-jdhrigen Forderdauer auf die bereits zeitlich frither erfolgte
Inbetriecbnahme der Anlage abzustellen. Dies betrifft insbesondere im Bereich der
Biomasseverstromung Generatoren etwa in Blockheizkraftwerden, die nachtriglich zu einer
bestehenden Biogasanlage hinzugebaut und Teil dieser Anlage werden. Fiir Strom aus einem spéter
hinzugebauten weiteren Generator derselben Anlage verbleibt folglich eine um den Zeitraum seit
Inbetriebnahme der Anlage verkiirzte Forderdauer; es tritt kein Neubeginn der 20-jdhrigen
Forderdauer fiir Strom aus diesem spéter in Betrieb gesetzten Generator ein. Ein Neubeginn der 20-
jéhrigen Forderdauer fiir spéter hinzugebaute und in Betrieb gesetzte Generatoren einer Anlage
wiirde dem ausdriicklichen Willen des Gesetzgebers zuwider laufen, die Forderdauer fiir Anlagen
zeitlich zu begrenzen. Schon die amtliche Begriindung zu dem weitgehend wortgleichen § 21
Absatz 2 EEG 2009 betonte: Eine Befristung der Vergiitung verhindert einerseits die dauerhafte
Vergiitung von Strom aus erneuerbaren Energien und Grubengas und dient anderseits der
Absicherung der Investoren, da sie diesen ein HochstmaB an Planungssicherheit bietet. Die
Befristung der Forderzahlungen folgt dabei gédngigen energiewirtschaftlichen Berechnungsformeln
und Amortisationszyklen. Die Vergiitungen sind fiir 20 Jahre zuziiglich des Inbetriebnahmejahres zu
zahlen (Bundestags-Drucksache 16/8148, S. 52). Wiirde fiir jeden nachtriglich hinzugebauten
Generator einer Anlage eine erneute 20-jdhrige Forderdauer anlaufen, konnte dies durch den
sukzessiven Zubau immer neuer Generatoren zu der vom Gesetzgeber gerade nicht beabsichtigten
zeitlich unbegrenzten Vergiitung von Strom aus erneuerbaren Energien aus einer bestimmten Anlage
filhren. Hintergrund fiir diese Klarstellung ist ein Urteil des Bundesgerichtshofes zum
Anlagenbegriff nach den §§ 3 Nummer 1 Satz 1 und 19 Absatz 1 EEG 2009 (BGH, Urteil vom 23.
Oktober 2013, Az. VIII ZR 262/12), mit dem der Bundesgerichtshof bestdtigt, dass im EEG von
einem weiten Anlagenbegriftf auszugehen ist. Ausfiihrungen in der Urteilsbegriindung haben
allerdings zu Verunsicherung hinsichtlich der Frage gesorgt, wie der Beginn der Forderdauer fiir
Strom aus einer Biomasseanlage nach § 21 Absatz 2 EEG 2009 / 2012 zu bestimmen ist. Die
Inbetriebnahme setzt, wie auch der Bundesgerichtshof betont, am Begriff der Anlage und nicht am
Generator an. Die Pflicht des Netzbetreibers zur Forderung des erneuerbar erzeugten Stroms (mit
der Marktpramie oder der Einspeisevergiitung) bestand nach § 21 Absatz 1 EEG 2012 hingegen erst
ab dem Zeitpunkt, ab dem in einem Generator der Anlage erstmals Strom ausschlieBlich aus
erneuerbaren Energien erzeugt und anschlieend in das Netz eingespeist wird. Fiir nachtraglich

hinzugebaute Generatoren beginnt die Pflicht des Netzbetreibers zur Forderung folglich erst mit der



Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien in diesem Generator; der Forderzeitraum fiir Strom aus
diesem nachtréglich hinzugebauten Generator richtet sich dabei nach dem Inbetriebnahmezeitpunkt
der Gesamtanlage und ist somit fiir die Stromerzeugung in diesem Generator bereits um die seit
Inbetriebnahme der Gesamtanlage verstrichene Zeit verkiirzt. Die amtliche Begriindung zu dem
insoweit wortgleichen § 21 Absatz 1 EEG 2009 betonte: Weichen das Jahr der erstmaligen
Inbetriebnahme und das Jahr der erstmaligen Stromerzeugung ausschlieBlich aus erneuerbaren
Energien voneinander ab (z. B. nach Umstellung von fossilen auf erneuerbare Energietriager), wird
die Forderhohe von der Rechtslage zum Zeitpunkt der erstmaligen Inbetriebnahme bestimmt
(Bundestags-Drucksache 16/8148, S.52). Forderdauer und -hdhe bestimmen sich folglich fiir
samtliche Generatoren einer Anlage nach dem Zeitpunkt der erstmaligen Inbetriebnahme der
Anlage, der Anspruch auf erstmalige Gewdhrung der Forderung besteht hingegen erst mit der

erstmaligen Stromerzeugung ausschlieBlich aus erneuerbaren Energien.

Vorbemerkung zu den §§ 20a bis 20e

§ 20a ersetzt als allgemeine Degressionsvorschrift den bisherigen § 20 EEG 2012. Fiir Strom aus
Biomasse und aus Windenergieanlagen an Land wird die Degression in Abhéngigkeit des
Bruttozubaus bestimmt und nunmehr gesondert in den §§ 20c und 20d EEG 2014 geregelt. Der
bereits unter dem EEG 2012 enthaltene ,,atmende Deckel fiir Strom aus solarer Strahlungsenergie

wird im Grundsatz beibehalten und ist nun in § 20e EEG 2014 geregelt.

Zu § 20a

Zu Absatz 1

Fiir vor dem 1. September 2014 in Betrieb genommene Anlagen bestimmen sich die anzulegenden
Werte nach §§ 23 bis 32, wobei die Ubergangsregelungen in den §§ 66 ff. EEG 2014 zu beachten
sind, die zum Teil Abweichendes regeln und insbesondere fiir Bestandsanlagen, die vor dem
Inkrafttreten der EEG-Novelle am 1. August 2014 in Betrieb genommen worden sind, die
fortwdhrende Anwendbarkeit des EEG 2012 anordnen (§ 66 Absatz 1). Fiir nach dem 31. August
2014 in Betrieb genommene Anlagen bestimmen sich die anzulegenden Werte ebenfalls nach den

§§ 23 bis 32, jedoch sind zusitzlich die Regeln iiber die Absenkung (bzw. bei starker



Unterschreitung der Forderkorridore teilweise auch Anhebung) der anzulegenden Werte nach den
Absitzen 2 und 3 sowie nach den §§ 20b bis 20e zu beachten. Nach Satz 3 sind bei der Berechnung
der optionalen Einspeisevergiitung fiir kleine Anlagen nach § 22¢ und der Ausfallvergiitung nach §
22d vor der Anwendung der Degressionsregeln der Wert nach § 22c Absatz 3 Nummer 1 oder 2
bzw. nach § 22d Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe a oder b vom anzulegenden Betrag abzuziehen.
Grund dafiir ist, dass die anzulegenden Werte auch ein Forderelement enthalten, das die Kosten der
Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber flir die Direktvermarktung kompensieren soll,
vergleichbar der unter dem EEG 2012 noch gesondert ausgewiesenen Managementpramie. Wird
eine Einspeisevergiitung nach § 22c oder § 22d in Anspruch genommen, muss dieses Element der
Forderung bei der Bestimmung der Vergiitungssitze herausgerechnet werden, da bei der
Einspeisevergiitung die Vermarktungskosten von den Ubertragungsnetzbetreibern getragen werden
und es ansonsten zu einer Uberforderung kime. Satz 3 stellt diesbeziiglich sicher, dass diese
Vermarktungskosten auch bei der Berechnung der Degression fiir die Fordersitze der
Einspeisevergiitung auflen vor bleiben. Satz 4 entspricht mit redaktionellen Anpassungen § 20

Absatz 1 Satz 3 EEG 2012.

Zu Absatz 2

Absatz 2 entwickelt in Verbindung mit der Anlagenregisterverordnung auf Basis von § 64e EEG
2014 die Vorschriften des § 20a Absatz 2 bis 4 EEG 2012 weiter. Nach der
Anlagenregisterverordnung haben Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber die Inbetriebnahme
von Anlagen dem Anlagenregister zu {ibermitteln. Auf Basis dieser Daten kann ermittelt werden, ob
die installierte Leistung der neu in Betrieb genommenen Anlagen die technologiespezifischen
Ausbauziele nach § 1a in Verbindung mit den §§ 20c — 20e EEG 2014 iiber- oder unterschreitet. Die
jeweils registrierte neu installierte Leistung ist deshalb technologiescharf nach Mal3gabe der
Anlagenregisterverordnung zu verdffentlichen. Anlagen, die installiert, aber nicht registriert
wurden, werden demnach nicht beriicksichtigt, Anlagen, die zwar registriert, aber nicht installiert
werden, hingegen schon. Dies ist im Sinne von moglichst groBer Rechtssicherheit und
Rechtsklarheit erforderlich. Stilllegungen werden nicht berticksichtigt, so dass fiir die Ermittlung

der Bruttozubau ausschlaggebend ist.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthilt eine Legaldefinition des Begriffs Zubau. Dabei wird der Zubau in der Sache als

Bruttozubau definiert.



Zu Absatz 4

Die Rundungsvorschrift des Absatz 4 entspricht mit redaktionellen Anpassungen § 20 Absatz 3
EEG 2012.

Zu § 20b

In den Nummern 1 bis 5 wird fiir Strom aus Wasserkraft, Deponiegas, Kldrgas, Grubengas und
Geothermie der jeweilige Prozentsatz der jéhrlichen Degression aus dem EEG 2012 beibehalten.
Nach Nummer 6 Buchstabe a wird die Degression fiir die Anfangsvergiitung fiir Strom aus
Windenergieanlagen auf See nach § 31 Absatz 2 auf 0,5 Cent pro Jahr ab 2018 festgesetzt. Nach
Nummer 6 Buchstabe b betrdgt die Degression fiir die erh6hte Anfangsvergiitung bei Wahl des
sogenannten Stauchungsmodells nach § 31 Absatz 3 ab 2018 1 Cent/kWh pro Jahr. Dieser Betrag
spiegelt die erwarteten Kostensenkungen bei Windenergieanlagen auf See aufgrund von
Technologieentwicklungen und weiteren Effizienzgewinnen wider. Gleichzeitig wird das optionale
Stauchungsmodell nach § 31 Absatz 3 iiber den 31. Dezember 2017 hinaus bis zum 31. Dezember
2019 verlangert (anders als bislang in § 31 Absatz 3 EEG 2012 vorgesehen). Dadurch sollen
anstehende Investitionen in Windenergieanlagen auf See angesichts der langen Vorlaufzeiten und
teilweise erwarteter Verzogerungen beim Netzanschluss gesichert werden. Damit das Basismodell
nach § 31 Absatz 2 gegeniiber dem Stauchungsmodell nach § 31 Absatz 3 wirtschaftlich attraktiv
bleibt, fillt die Degression im Basismodell nach Nummer 6 Buchstabe a geringer aus. Die
Degression fiir Strom aus Biomasse, Windenergie an Land und solarer Strahlungsenergie werden in

den §§ 20c bis 20e EEG 2014 geregelt.

Zu § 20¢

§ 20c regelt nunmehr gesondert die Degression flir Biomasseanlagen.

Absatz 1 legt das jéhrliche Zubauziel fiir Biomasseanlagen mit bis zu 100 Megawatt installierter Leistung

fest.

Absatz 2 bestimmt abweichend von der bisherigen Degressionsvorschrift in § 20 Absatz 2 Nummer

5 EEG 2012, dass die Degression vierteljéhrlich jeweils zum 1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1.



Oktober erfolgt. Im Wesentlichen unveréndert bleibt hingegen die Hohe der Degression, die nun 0,5
Prozent vierteljahrlich betrdgt im Vergleich zu jéhrlich 2,0 Prozent nach § 20 Absatz 2 Nummer 5
EEG 2012. Beginn der Degression ist der 1. Januar 2016, da die fiir 2015 vorgesehene Degression

bereits auf den 1. August 2014 vorgezogen wurde.

Um langfristig sicherzustellen, dass die Ausbauziele fiir Anlagen zur Erzeugung von Strom aus
Biomasse eingehalten werden, regelt Absatz 3 eine erhohte Degression von vierteljdhrlich 1,27
Prozent, wenn der Zubau von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biomasse in einem Zeitraum
von zwolf Monaten das Ziel nach Absatz 1 tiberschreitet. Der Zubau bemisst sich dabei anhand der
im Anlagenregister im mallgeblichen Bezugszeitraum nach Absatz 4 neu registrierten installierten
Leistung (Bruttozubau). Damit ist gewahrleistet, dass es nur dann zu einer erhdhten Absenkung
kommt, wenn die installierte Leistung von Biomasseanlagen in einem 12-Monats-Zeitraum
tatsdchlich um mehr als 100 MW steigt. Die erhohte Degression greift aufgrund der Bezugnahme
auf Absatz 2 ebenfalls erstmals zum 1. Januar 2016. Dieser Beginn ergibt sich daraus, dass zum
einen ein voller 12-Monats-Zeitraum fiir die Feststellung einer moglichen Zieliiberschreitung
betrachtet wird und zum anderen die erhohte Degression erst fiir Anlagen greift, die fiinf Monate

nach Feststellung der Zieliiberschreitung in Betrieb genommen werden (vgl. Absatz 4).

Absatz 4 legt als Bezugszeitraum und damit als maBigeblichen Zeitraum fiir die Feststellung einer
Uberschreitung des 100 MW-Ziels nach Absatz 1 den Zeitraum nach dem letzten Kalendertag des
18. und vor dem ersten Kalendertag des 5. Kalendermonats, die einem Zeitpunkt nach Absatz 2
vorangehen, fest. In Verbindung mit der frithzeitigen Verdéftentlichung der Zubauzahlen nach § 20a
Absatz 2 EEG 2014 gewihrleistet dies Planungssicherheit fiir die betroffenen
Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber, da 5 Monate vor Inbetriebnahme ihrer Anlagen
bekannt ist, ob die erhohte Degression greift oder nicht. Zugleich implementiert Absatz 4 ein
»rollierendes System, indem zu jedem der vierteljdhrlichen Degressionszeitpunkte nach Absatz 2
eine Anpassung aufgrund einer Uberschreitung im maBgeblichen 12-Monats-Zeitraum erfolgen

kann.

Zu § 20d

§ 20d regelt in Absatz 1 nunmehr den angestrebten Zielkorridor fiir Windenergieanlagen an Land, in
Absatz 2 die Degression sowie in den Absidtzen 3 bis 6 eine erhohte bzw. verringerte Absenkung fiir

den Fall, dass der Zielkorridor nach Absatz 1 liber- bzw. unterschritten wird.



Absatz 1 legt den angestrebten Zielkorridor fiir Windenergieanlagen an Land mit 2.400 bis 2.600
MW installierter Leistung pro Kalenderjahr fest.

Absatz 2 bestimmt abweichend von der bisherigen Degressionsvorschrift in § 20 Absatz 2 Nummer
7 Buchstabe b EEG 2012, dass die Degression ab dem 1. Januar 2015 vierteljéhrlich jeweils zum 1.
Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober erfolgt. Nur leicht angehoben wird hingegen die Hohe der
Degression, die nun 0,4 Prozent vierteljdhrlich betrdgt, im Vergleich zu jéhrlich 1,5 Prozent nach §

20 Absatz 2 Nummer 7 Buchstabe b EEG 2012.

Zur Umsetzung des Zielkorridors nach Absatz 1 fiir Windenergieanlagen an Land regelt Absatz 3
eine stufenweise erhdhte Degression in Abhéngigkeit der Summe in Megawatt, den die installierte
Leistung von Windenergieanlagen an Land den Zielkorridor in einem 12-Monats-Zeitraum
iiberschreitet. Der mal3gebliche Zubau bemisst sich dabei nach der Definition in § 20a Absatz 3
anhand der im Anlagenregister im Bezugszeitraum nach Absatz 6 neu registrierten installierten
Leistung. Damit ist gewahrleistet, dass die Absenkung der Windférderung nur dann erhdht wird,
wenn die installierte Leistung in einem 12-Monats-Zeitraum tatséchlich den Zielkorridor bis zu
einem der in Nummer 1 bis 4 bzw. mehr als den in Nummer 5 normierten Betrag tiberschreitet. Die
erhohte Degression greift aufgrund der Bezugnahme auf Absatz 2 erstmals zum 1. Januar 2016.
Dieser Beginn ergibt sich daraus, dass zum einen ein voller 12-Monats-Zeitraum fiir die
Feststellung einer moglichen Zieliiberschreitung betrachtet wird und zum anderen die erhohte
Degression erst fiir Anlagen greift, die fiinf Monate nach Feststellung der Zieliiberschreitung in

Betrieb genommen wird (vgl. Absatz 6).

Absatz 4 regelt spiegelbildlich zu Absatz 3 die Absenkung der Degression auf 0,2 bzw. 0 Prozent,
wenn der Zielkorridor nach Absatz 1 im Bezugszeitraum um bis zu 200 bzw. bis zu 400 MW

unterschritten wird, um die langfristige Einhaltung des Zielkorridors zu gewihrleisten.

Absatz 5 legt eine Erhdhung der anzulegenden Werte nach § 29 EEG 2014 fiir Félle fest, in denen
der Zielkorridor um mehr als 400 MW unterschritten wird. Die Erhdhung erfolgt in Schritten von
200 MW mit einer Erhdhung von 0,1 Prozent. Durch die Erhéhung der anzulegenden Werte soll

eine langfristige Verfehlung des Zielkorridors durch zu geringen Zubau verhindert werden.

Absatz 6 bestimmt identisch mit § 20c Absatz 4 EEG 2014 den Bezugszeitraum und damit den fiir

die Feststellung der Einhaltung des Zielkorridors nach Absatz 1 maB3geblichen Zeitraum.



Zu § 20e

Mit § 20e EEG 2014 wird der bewéhrte ,,atmende Deckel* fiir Strom aus solarer Strahlungsenergie,
der bislang in § 20b EEG 2012 geregelt war, im Wesentlichen beibehalten. Durch die PV-Novelle
2012 wurde die zubauabhingige Degression verstetigt. Dies hat dazu gefiihrt, dass sich auch der
Zubau verstetigt hat. Im Jahr 2013 lag der Zubau erstmals seit drei Jahren wieder im Rahmen des
gesetzlichen Zielkorridors. Dies ist unter anderem auf den automatischen Mechanismus des
»atmenden Deckels* zuriickzufithren, dessen Systematik daher beibehalten wird. Die Degression
der anzulegenden Werte erhoht bzw. verringert sich danach fiir den Fall, dass der Zielkorridor nach

Absatz 1 uber- bzw. unterschritten wird.

Zu Absatz 1

Mit Absatz 1 wird der bereits in § 20a Absatz 1 EEG 2012 enthaltene Zubaukorridor fiir
Photovoltaikanlagen von 2.500 bis 3.500 MW pro Kalenderjahr beibehalten.

Zu Absatz 2

Mit Absatz 2 Satz 1 wird die monatliche Basisdegression entsprechend § 20b Absatz 1 EEG mit 1
Prozent festgesetzt. Satz 2 regelt ankniipfend an § 20b Absatz 8 EEG 2012 als Ausgangspunkt des
»atmenden Deckels* die vierteljahrliche Anpassung der monatlichen Basisdegression jeweils zum 1.
Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober jedes Jahres. Damit erfolgt zum 1. Oktober 2014 erstmalig
die Bestimmung der Degression der Photovoltaik-Fordersétze auf Grundlage des EEG 2014.

Zu Absatz 3

Im Vergleich zu § 20b Absatz 8§ EEG 2012 wird in Absatz 3 die Erhhung der Degression bei
Uberschreiten des Zielkorridors nach Absatz 1 unverindert geregelt. Hierzu regelt Absatz 3 eine
stufenweise erhohte Degression in Abhéngigkeit der Summe in Megawatt, um die die installierte
Leistung von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie in einem 12-Monats-
Zeitraum den Zielkorridor tiberschreitet. Der maf3gebliche Zubau bemisst sich dabei anhand der im
Anlagenregister im Bezugszeitraum nach Absatz 5 neu registrierten installierten Leistung,
einschlieBlich der installierten Leistung von im Wege der Ausschreibung geforderten
Freiflichenanlagen nach § 33. Damit ist gewihrleistet, dass die Absenkung der
Photovoltaikforderung nur dann erhoht wird, wenn die installierte Leistung in einem 12-Monats-

Zeitraum tatsdchlich den Zielkorridor bis zu einem der in Nummer 1 bis 4 bzw. mehr als den in



Nummer 5 normierten Betrag {iberschreitet. Die erhohte Degression kann erstmals zum 1. Oktober
2014 greifen, sofern im entsprechenden Bezugszeitraum nach Absatz 5 der Zielkorridor
iiberschritten wurde. Der Photovoltaikzubau wird bereits nach § 17 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe
a EEG 2012 erfasst, so dass hier zeitnah auf den erfolgten Zubau reagiert werden kann und nicht
erst — anders als fiir Windenergieanlagen an Land und Biomasse — abgewartet werden muss, bis
nach Inkrafttreten der Anlagenregisterverordnung nach § 64e EEG 2014 ein kompletter
Bezugszeitraum ,,durchgelaufen ist. Die bisher in § 20a Abséitze 2 bis 7 EEG 2012 geregelten
Degressionsvorschriften konnen ersatzlos entfallen, da sie sich auf bereit durchgefiihrte

Degressionen in der Vergangenheit beziehen.

Zu Absatz 4

Absatz 4 Nummern 1 und 2 regelt spiegelbildlich zu Absatz 3 die Absenkung der Degression, wenn
der Zielkorridor nach Absatz 1 im Bezugszeitraum um die entsprechenden Megawattzahlen
unterschritten wird, um die langfristige Einhaltung des Zielkorridors zu gewéhrleisten. Im Vergleich
zu der Absenkung nach § 20b Absatz 9 Nummer 1 und 2 EEG 2012 sinkt die Verringerung nach den
Nummern 1 und 2 nunmehr auf 0,4 bzw, 0,25 Prozent im Vergleich zu vormals 0,75 bzw.0,5
Prozent. Nummer 4 ist fiir Fille einer starken Unterschreitung des Korridors, die die Zielerreichung

dauerhaft zu gefdhrden drohen, die Erh6hung der anzulegenden Werte geregelt.

Zu Absatz 5

Absatz 5 legt als Bezugszeitraum und damit als mafigeblichen Zeitraum fiir die Feststellung einer
Uber- oder Unterschreitung des Zielkorridors nach Absatz 1 den Zeitraum nach dem letzten
Kalendertag des 14. Kalendermonats, der einem Anpassungszeitpunkt nach Absatz 2 Satz 2
vorangeht, und vor dem ersten Kalendertag des Kalendermonats, der diesem Anpassungszeitpunkt
vorangeht, fest. Zugleich behdlt Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 2 Satz 2 das ,rollierende*
System des § 20b Absatz 8 und 9 EEG 2012 bei, indem zu jedem der vierteljéhrlichen
Degressionszeitpunkte nach Absatz 2 Satz 2 eine Anpassung aufgrund einer Uber- oder

Unterschreitung im mafBgeblichen 12-Monats-Zeitraum erfolgen kann.

Zu Absatz 6

Mit Satz 1 wird die Obergrenze von 52 GW installierter Leistung fiir die Férderung von Strom aus
solarer Strahlungsenergie aus § 20a Absatz 9a EEG 2012 iibernommen. Anders als in den

vorhergehenden Absidtzen in Bezug auf den atmenden Deckel zdhlen fiir diese Obergrenze nur



geforderte Photovoltaikanlagen nach Satz 2. Nicht geforderte Anlagen werden hingegen bei Absatz
6 nicht beriicksichtigt. Satz 2 entwickelt den Begriff der geforderten Anlage zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie aus § 20a Absatz 5 EEG 2012 weiter und umfasst alle
geforderten Neu- und Bestandsanlagen. Nach Satz 2 Nummer 1 zihlen als geforderte
Photovoltaikanlagen zunéchst solche, die nach MaBigabe der Anlagenregisterverordnung nach § 64e
EEG als geforderte Anlage registriert worden sind. Zusétzlich umfasst Nummer 2 die
Bestandslagen, die nach fritheren Fassungen des EEG ihren Standort und ihre installierte Leistung
an die Bundesnetzagentur libermittelt haben. SchlieBlich erfasst Nummer 3 die vor dem 1. Januar
2009 in Betrieb genommen Anlagen. Da eine Registrierung von Photovoltaikanlagen vor diesem
Zeitpunkt gesetzlich nicht vorgesehen war, war nach § 20a Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b EEG
2012 die Summe der installierten Leistung dieser dlteren Bestandsanlagen von der

Bundesnetzagentur zu schitzen.

Zu § 21

Der neu gefasste § 21 entspricht inhaltlich weitgehend dem § 22 EEG 2012 und wird vornehmlich sprachlich

an den neuen Vorrang der Direktvermarktung angepasst.

Zu§22

Zu Absatz 1

Absatz 1 entspricht § 33g Absatz 1 EEG 2012. Die Pflicht aus § 33g Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2
EEG 2012, wonach monatlich dem Netzbetreiber die tatsdchlich eingespeiste und abgenommene
Strommenge gemeldet werden musste, wurde gestrichen, da der Monatsmarktwert nunmehr

ausschlieflich auf Basis der Online-Hochrechnung nach Anlage 4 Nummer 3.1 berechnet wird.

Zu Absatz 2

Absatz 2 entspricht § 33g Absatz 2 EEG 2012. Die Methode zur Berechnung der Marktprdmie in
Anlage 4 wurde im Vergleich zum EEG 2012 geéndert (siche Begriindung zu Anlage 4). Der in
§ 33g Absatz 2 Satz 2 EEG 2012 noch enthaltene Bezug auf die ,tatsdchlich festgestellten® Werte
entfillt, da der Monatsmarktwert nunmehr ausschliefSlich — und nicht mehr wie nach fritherer
Rechtslage nur alternativ — auf Basis der Online-Hochrechnung nach Anlage 4 Nummer 3.1

berechnet wird. Die bislang in § 33g Absatz 2 Satz 3 EEG 2012 geregelte Pflicht zur Zahlung von



monatlichen Abschldgen wurde in die allgemeinen Fordervorschriften in § 16 Absatz 1 Satz 2 EEG
2014 verschoben und ist damit auch ohne gesonderten Verweis direkt auf die Marktprdmie nach den

§§ 22 ff. EEG 2014 anwendbar.

Der Regelungsgehalt aus § 33g Absatz 3 EEG 2012 entfillt teilweise, teilweise wurde er in andere

Regelungen verschoben.

Der Verweis in § 33g Absatz 4 EEG 2012 auf die Aufrechnungsregel nach § 22 EEG 2012, die nun
in § 21 EEG 2014 enthalten ist, muss in § 22 EEG 2014 nicht mehr geregelt werden, da er nun
ebenfalls in den allgemeinen Fordervorschriften (§ 21 EEG 2014) enthalten ist.

Zu § 22a

§ 22a regelt die Voraussetzungen fiir die Inanspruchnahme der Marktpramie nach § 22 Absatz 1
EEG 2014. Nach Nummer 1, der § 33c Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b EEG 2012 entspricht, ist
Voraussetzung fiir die Inanspruchnahme der Marktpramie zundchst, dass fiir den Strom keine
vermiedenen Netzentgelte nach § 18 Absatz 1 Satz 1 StromNEV in Anspruch genommen werden.
Nach Nummer 2 ist weitere Voraussetzung, dass die Anlage fernsteuerbar im Sinne des § 22b EEG
2014 ist. Dadurch wird sichergestellt, dass die Fahrweise der direkt vermarkteten Anlage an der
jeweiligen Marktlage, insbesondere an den Preisen am Spotmarkt der Strombdrse, orientiert werden
kann. Nach Nummer 3 Buchstabe a, der § 33¢ Absatz 2 Nummer 4 EEG 2012 entspricht, muss der
Strom zudem in einem Bilanz- oder Unterbilanzkreis bilanziert werden, in dem ausschlieBlich
Strom bilanziert wird, der in der Marktpramie vermarktet wird. Diese Pflicht zur Fiihrung eines
»sortenreinen® Marktprdmienbilanzkreises dient der Transparenz und Missbrauchsverhinderung.
Nummer 3 Buchstabe b ergdnzt Buchstaben a. Wenn der ,,sortenreine® Marktprdmienbilanzkreis
zwar durch bilanzielle Einstellung von Strom, der nicht unter Buchstaben a fillt, ,,verunreinigt*
wird, diese falsche Einstellung aber nicht von der Anlagenbetreiberin, dem Anlagenbetreibers oder
dem Direktvermarktungsunternehmer zu vertreten ist, fiihrt dies nicht zu einem Verlust des
Anspruchs  auf  Zahlung der  Marktprdmie.  Beruht die  Verunreinigung  des
Direktvermarktungsbilanzkreises etwa allein  darauf, dass der Netzbetreiber nicht
marktprdmienkompatible = Ausgleichsenergiemengen in den Direktvermarktungsbilanzkreis
eingestellt hat, so steht dies ausnahmsweise der Anspruchsvoraussetzung nach Nummer 3 nicht
entgegen, wenn die Anlagenbetreiberin, der Anlagenbetreiber oder der Direktvermarkter dies nicht

zu vertreten hat. Ein Vertretenmiissen liegt insbesondere dann nicht vor, wenn die



Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber der Obliegenheit nach § 15b Absatz 2 Satz 3
nachgekommen ist, einen Bilanz- oder Unterbilanzkreis zu benennen, in den
Ausgleichsenergiemengen einzustellen sind. Strommengen nach Nummer 3 Buchstabe b vernichten
zwar nicht den Anspruch auf Zahlung der Marktprdmie fiir Strommengen nach Buchstabe a, fiir sie
kann aber — selbst wenn fiir sie im Einzelfall die iibrigen Voraussetzungen nach Nummer 3
vorliegen sollten — keine Marktpramie verlangt werden. Es wire z.B. nicht im Sinne des EEG, vom
Netzbetreiber eingestellte Ausgleichsenergiemengen, die in der Regel aus konventionellen

Kraftwerken stammen, mit der Marktpramie zu fordern.

§ 33c Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a EEG 2012 wurde gestrichen. Mit der Systemumstellung zur
Direktvermarktung als Regelfall ist die nach EEG 2012 noch vorgesehene Anspruchsvoraussetzung
des unverminderten Bestehens eines Anspruchs auf Einspeisevergiitung nunmehr unmittelbar iiber
die neue Gesetzessystematik abgedeckt. Diese Voraussetzung muss daher nicht mehr gesondert
geregelt werden. Besteht der Anspruch nach § 16 nicht oder ist er nach § 17 auf Null oder den
Monatsmarktwert reduziert, ist die Marktprdmie schon aufgrund der Berechnung der Marktprdmie
nach Anlage 4 Nummer 1.2 als Differenz aus anzulegendem Wert und Monatsmarktwert auf Null

reduziert.

Zu § 22b

§ 22b legt die Voraussetzungen fest, unter denen eine Anlage als fernsteuerbar anzusehen ist, und
iibernimmt mit leichten Modifikationen § 3 der Managementpramienverordnung (MaPrV). Anders
als unter dem EEG 2012 ist die Fernsteuerbarkeit nach § 22a Absatz 1 Nummer 3 EEG 2014
konstitutiv fiir die Inanspruchnahme der Marktpramie und nicht — wie unter dem EEG 2012 in
Verbindung mit § 2 Absatz 2 und § 3 MaPrV noch vorgesehen — lediglich Voraussetzung fiir die
Inanspruchnahme der damals noch bestehenden erhdhten Managementpramie fiir fernsteuerbare

Anlagen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 entspricht § 3 Absatz 1 MaPrV und nimmt den in § 3 Nummer 7 EEG 2014 definierten
Begriff des Direktvermarktungsunternehmers auf. Zudem wird in Nummer 1 klargestellt, dass auch
die Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber selbst jederzeit die Ist-Einspeisung abrufen und

die Einspeiseleistung ferngesteuert reduzieren konnen muss.



Zu Absatz 2

Absatz 2 iibernimmt § 3 Absatz 3 MaPrV und modifiziert ihn in dahingehend, dass in Satz 2
klargestellt wird, dass die entsprechenden Ubertragungstechniken und -wege dem Stand der Technik
bei Inbetriecbnahme entsprechen miissen (und nicht etwa entsprechend dem jeweiligen,

fortschreitenden Stand der Technik fortlaufend aktualisiert werden miissen).

Zu Absatz 3

Absatz 3 iibernimmt § 3 Absatz 4 MaPrV und modifiziert ihn klarstellend dahingehend, dass auch
die tatsdchliche Nutzung der Einrichtungen nach Absatz 1 Nummer 1, insbesondere durch die
Anlagenbetreiberin oder den Anlagenbetreiber, sowie auch die dem
Direktvermarktungsunternehmer nach Absatz 1 Nummer 2 eingerdumte Befugnis das Recht des
Netzbetreibers zum Einspeisemanagement nach § 11 nicht beschridnken diirfen. Dies stellt sicher,
dass das Einspeisemanagement als Maflnahme zur Aufrechterhaltung der Systemsicherheit stets

Vorrang vor — in der Regel marktgetriebener — Fernsteuerung nach § 22b hat.

Zu § 22¢

Nach § 22c besteht fiir kleine Anlagen abweichend von der grundsitzlich verpflichtenden
Direktvermarktung ausnahmsweise auch die Mdoglichkeit zur Inanspruchnahme einer
Einspeisevergiitung anstelle der Marktprdmie. Die Option zur Einspeisevergiitung besteht nach
Absatz 2 fiir Anlagen, die vor dem Jahr 2016 in Betrieb genommen werden, noch bis zu einer
Grofenklasse  von 500 kW installierter Leistung. Die GroBenbegrenzung der zur
Einspeisevergiitung berechtigten Anlagen sinkt in den Folgejahren jedoch iiber 250 kW installierter
Leistung (Anlagen, die im Jahr 2016 in Betrieb genommen werden) auf 100 kW installierter
Leistung (Anlagen, die ab dem Jahr 2017 in Betrieb genommen werden) deutlich ab. Dies entspricht
dem Auftrag des Koalitionsvertrages, bei Neuanlagen eine verpflichtende Direktvermarktung auf
Basis der gleitenden Marktpramie einzufiihren, wobei die im Koalitionsvertrag vorgesehene
Einstiegsschwelle von 5 MW durch dieses Gesetz ambitionierter ausgestaltet wird, da bereits unter
dem EEG 2012 ein grofer Teil der Anlagen in der GréBenordnung von 1 MW und teilweise auch
darunter regelméBig freiwillig in die Direktvermarktung gewechselt sind. Die ab 2017 geltende
untere Grenze flir die verpflichtende Direktvermarktung von 100 kW stellt im Sinne des
Koalitionsvertrages sicher, dass die verpflichtende Direktvermarktung so ausgestaltet wird, dass die

mit dem EEG bestehende Vielfalt der Akteure erhalten bleibt. Der Anspruch auf Einspeisevergiitung



setzt voraus, dass der Strom dem Netzbetreiber entsprechend in der Form des § 15a Absatz 1

Nummer 1 Buchstabe a EEG 2014 zur Verfiigung gestellt wird.

Die Einspeisevergiitung richtet sich in diesen Féllen gemél Absatz 3 nach den anzulegenden Werten
der §§ 23 bis 33, wobei diese — vor einer anzulegenden Degression nach den §§ 20a ff. — um die
eingepreisten Direktvermarktungsmehrkosten von 0,4 Cent/kWh (Windenergieanlagen an Land und
Photovoltaikanlagen) bzw. um 0,2 Cent/kWh (alle iibrigen Anlagen) reduziert werden, da diese
Mehrkosten im Rahmen der Einspeisevergiitung bei den Anlagenbetreiberinnen und

Anlagenbetreibern nicht anfallen.

Fiir die Ermittlung der installierten Leistung, die fiir den Anspruch nach § 22¢ mafigeblich ist, ist

nach Absatz 4 die Zusammenfassungsregelung des § 19 Absatz 1 Satz 1 entsprechend anwendbar.

Zu §22d

In § 22d wird fiir Anlagen, die grundsitzlich zur Direktvermarktung verpflichtet sind und daher
auch keine Wahlmoglichkeit nach § 22c besitzen, ausnahmsweise eine Riickkehr in die
Einspeisevergiitung  eroffnet, soweit sie z.B. aufgrund einer Insolvenz ihres
Direktvermarktungsunternehmers voriibergehend keine Mdglichkeit zur Direktvermarktung
realisieren konnen. Diese Moglichkeit ist nach Absatz 3 durch einen pauschalen Abschlag von dem
in der Marktpridmie anzulegenden Wert in Hohe von 20 Prozent finanziell so unattraktiv
ausgestaltet, dass die sogenannte Ausfallvergiitung fiir die Anlagen {iber einen langeren Zeitraum
keine wirtschaftliche Option darstellt und somit kein Anreiz besteht, diese Option lidnger als in
Notsituationen unbedingt erforderlich zu nutzen. Die Differenz des Forderanspruches in der
Ausfallvergiitung gegeniiber dem Forderanspruch in der Marktprdmie von 20 Prozent betrigt ein
Vielfaches der unter dem EEG 2012 bestehenden Differenz zwischen Einspeisevergiitung und
Marktpriamie. Bereits im EEG 2012 reichte der vergleichsweise geringe Zusatzanreiz in der
Marktpramie aus, um Anlagen, die die Direktvermarktung realisieren konnten, zu einem Wechsel in

die Direktvermarktung zu motivieren.

Der Ausfallvergiitung kommt eine wichtige Funktion im Hinblick auf die Finanzierung neuer
Anlagen zu, da hierdurch fiir die Ermittlung der Finanzierungsbedingungen durch die Banken auch
bei einem moglichen Ausfall des Direktvermarktungsunternehmers vorausgesetzt werden kann, dass
ein — wenn auch erheblich reduzierter — Zahlungsfluss sogar bei einem voriibergehenden Ausfall der

Direktvermarktung gesichert ist und somit die Uberbriickung bis zum Wiedereinstieg in die



Direktvermarktung auch in solchen Notfallsituationen gesichert ist Die Ausfallvermarktung tragt
damit dazu bei, die Finanzierungskosten einer verpflichtenden Direktvermarktung und damit die

erforderlichen Forderkosten unter dem EEG zu begrenzen.

Mit der Notfallfalloption der Ausfallvermarktung wird dem Kabinettbeschluss vom 21. Januar 2014
iiber die ,,Eckpunkte fiir die Reform des EEG* Rechnung getragen. Das vom Kabinett beschlossene
Eckpunktepapier stellt fest, dass bei Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreibern Besorgnis
besteht, dass die verpflichtende Direktvermarktung zu einem Anstieg der Finanzierungskosten
fithren konnte, da die Einnahmen etwa bei Ausfall eines Direktvermarkters nicht durchgehend
gesichert sind. Vor diesem Hintergrund kiindigt das Eckpunktepapier an, einen Ausfallmechanismus
einzufiihren, nach dem Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber, die ihren Strom
voriibergehend nicht direkt vermarkten konnen, ihren Strom einem ,,Ausfallvermarkter* andienen
konnen und hierfiir 80 Prozent des Wertes, den sie insgesamt in der Marktpramie erzielt hitten,
erhalten. Hierdurch besteht gemi3 dem Eckpunktepapier ein starker 6konomischer Anreiz, diesen

Ausfallmechanismus nur im Notfall in Anspruch zu nehmen.

Zu § 22e

Der Absatz 1 stellt klar, dass eine Einspeisevergiitung nach § 22c oder § 22d zwingend voraussetzt,
dass der Strom von dem Netzbetreiber physikalisch und kaufminnisch abgenommen worden sein

muss. Absatz 2 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 16 Absatz 3 EEG 2012.

Zu § 23

Die Forderung der Wasserkraft im EEG steht naturgemif im Spannungsfeld zwischen Klimaschutz
und Ressourcenschonung auf der einen und dem Natur- und Gewisserschutz auf der anderen Seite.
Bau und Betriecb von Wasserkraftanlagen konnen zum Teil erhebliche Eingriffe in die
Gewisserdkologie bewirken. Der Konflikt zwischen den sich zum Teil widersprechenden
Zielstellungen ist bislang und ist auch kiinftig dahingehend aufzuldsen, dass die Wasserkraftnutzung
nur dann durch das EEG gefordert wird, wenn die maBgeblichen gewésserdkologischen
Anforderungen eingehalten werden. Umgekehrt ist auszuschlieen, dass im Rahmen des EEG eine
finanzielle Forderung fiir Strom aus Anlagen gewihrt wird, deren Errichtung oder Betrieb im

Widerspruch zu den einschldgigen gesetzlichen Vorgaben steht. In der historischen Entwicklung des



EEG wurde dies — auch mangels hinreichender Vorgaben im Fachrecht — durch die Regelung
gewisserokologisch motivierter Fordervoraussetzungen umgesetzt. Inzwischen gibt es seit der
Novelle des  Wasserhaushaltsgesetzes (Gesetz zur Ordnung des  Wasserhaushalts
[Wasserhaushaltsgesetz — WHG] vom 31. Juli 2009, BGBI. T S. 2585) eine bundeseinheitliche
Regelung der maf3geblichen fachrechtlichen Anforderungen, die von Gewéssernutzungen wie der
Wasserkraft einzuhalten sind. Diese Normen gewihrleisten, dass keine Wasserkraftanlage errichtet

und betrieben wird, die im Widerspruch zu gewidsserdkologischen Vorgaben steht.

Vor diesem Hintergrund wird im Sinne der Konsistenz des EEG und der klaren Abgrenzung
zwischen der rechtlichen Ausgestaltung des Forderregimes und den ordnungsrechtlichen
Anforderungen zum einen die Regelung zur Inanspruchnahme einer finanziellen Forderung fiir
Ertiichtigungen bestehender Wasserkraftanlagen in Absatz 2 auf das Ziel des EEG ausgerichtet, die
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien zu erh6hen. Zum anderen wird der Fordertatbestand an
das Vorliegen der wasserrechtlichen Zulassung fiir die ErtiichtigungsmaBBnahme gekniipft, und es
werden die seit Inkrafttreten des novellierten WHG nur noch deklaratorischen Absdtze 4 bis 6
aufgehoben. Dies vermeidet redundante Regelungen zum Fachrecht im EEG, ohne dass der
Grundsatz berilihrt wird, dass nur gewisserokologisch vertretbare Wasserkraftanlagen durch das

EEG gefordert werden sollen.

Zu Absatz 1

Die Anderung ist zum einen redaktioneller Natur, indem der Begriff ,,Vergiitung® durch den im
Rahmen der finanziellen Forderung mafgeblichen Begriff ,,anzulegender Wert* ersetzt wird. Zum
anderen werden die Fordersidtze wie bei den librigen Energietrdgern an die bereits im EEG 2012
angelegte Degression angepasst. Die degressionsbereinigten anzulegenden Werte beinhalten zudem
die eingepreisten Direktvermarktungskosten in Hohe von 0,2 Cent/kWh. Diese eingepreisten
Direktvermarktungskosten ersetzen bei der Direktvermarktung des Stroms die fiir neue Anlagen

entfallene Managementpramie.

Zu Absatz 2

Nach dem neu gefassten Fordertatbestand fiir die Ertiichtigung bestehender Wasserkraftanlagen in
Absatz 2 setzt die Inanspruchnahme einer Forderung voraus, dass an der Anlage eine
wasserbehordlich zugelassene Ertiichtigungsmalinahme durchgefiihrt wird, die zu einer Erhdhung
der installierten Leistung oder des Leistungsvermdgens flihrt. Somit sind kiinftig

ErtlichtigungsmafBnahmen nur nach Zulassung durch die zustindige Wasserbehorde forderfahig.



Diese kann folglich die Einhaltung der gewésserokologischen Anforderungen der §§ 33 bis 35 und
§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 WHG priifen. Als Nachweis gegeniiber dem Netzbetreiber dient die

Vorlage der wasserrechtlichen Zulassung.

Im Ubrigen miissen Anlagenbetreiber gegeniiber ihrem Netzbetreiber in geeigneter Form
nachweisen, dass die ErtiichtigungsmaBBnahme zu einer Erhohung der installierten Leistung der
Anlage bzw. zu einer Erhohung des Leistungsvermdgens gefiihrt hat. Eine Erhohung des
Leistungsvermogens liegt vor, wenn aktive MaBnahmen ergriffen werden, die die technische
Funktionsféhigkeit der Anlage so verbessern, dass eine erhohte Stromausbeute erzielt werden kann.
Eine erhohte Stromausbeute setzt voraus, dass nach der Ertiichtigungsmafinahme insgesamt mehr
Strom erzeugt wird. Auch unter Beriicksichtigung etwaiger EinbuBlen durch wasserrechtlich
vorgegebene Okologische AnpassungsmaBBnahmen muss die Stromerzeugung hoéher liegen als vor
der ErtiichtigungsmaBnahme. Im Ubrigen sind weiterhin die in der Begriindung zum EEG 2012
beispielhaft genannten MaBnahmen solche zur Erh6hung des Leistungsvermdgens der Anlage (BR-
Drs. 341/11, S.134). Nidhere Konkretisierungen zum Inhalt und zur Nachweisfiihrung der
Voraussetzungen einer Erhohung der installierten Leistung oder des Leistungsvermdgens von
Wasserkraftanlagen sind im Ubrigen Gegenstand des Hinweises der Clearingstelle zu

Anwendungsfragen des § 23 Absatz 2 EEG 2012 (Hinweis 2012/24).

Zu Absatz 3

Die Bestimmung ist bis auf die Anpassung des fiir die Ertiichtigungsmafinahme mafigeblichen Zeitpunkts an

das Inkrafttreten des Gesetzes in Satz 2 identisch mit § 23 Absatz 3 EEG 2012.

Zur Aufhebung der Absétze 4 bis 6

Durch die Aufhebung der Absitze 4 und 6 wird flankierend zur Anderung der
Fordervoraussetzungen fiir Bestandswasserkraftanlagen das Verhiltnis zum Wasserhaushaltsgesetz
klargestellt. Nach Absatz 4 a.F. setzte die Inanspruchnahme einer Vergiitung nach § 23 EEG die
Einhaltung der gewisserdkologischen Anforderungen der §§ 33 bis 35 und § 6 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 WHG voraus. Nach Absatz 5 aF. galt ein Standortkriterium, wonach ein
Vergiitungsanspruch fiir neue Anlagen nur bestand, wenn die Anlage im Zusammenhang mit einer
bestehenden oder zu anderen Zwecken als der Wasserkraftnutzung neu zu errichtenden Staustufe
oder Wehranlage oder ohne durchgehende Querverbauung errichtet worden ist. Nach Absatz 6 a.F.
konnte fiir neu zu errichtende Speicherkraftwerke eine Vergiitung nur in Anspruch genommen

werden, wenn sie an einem bestehenden Speicher oder einem bestehenden Speicherkraftwerk



errichtet worden sind.

§ 23 Absatz 4 bis 6 EEG a.F. hatte rein deklaratorischen Charakter. Die gewésserdkologischen
Anforderungen des WHG beanspruchen als zwingendes oOffentliches Recht ungeachtet der
Vergiitungs- bzw. Forderregelung im EEG Geltung. Die Standortkriterien der Absdtze 5 und 6 a.F.
werden durch das Verschlechterungsverbot fiir oberirdische Gewaésser nach § 27 WHG abgedeckt,
das den Neubau von Staustufen, Wehranlagen und Speichern bzw. Speicherkraftwerken ohnehin
verhindert. Die Vorgaben konnen somit im Sinne einer konsistenten Forderregelung aufgehoben
werden, ohne dass dadurch nachteilige Auswirkungen auf die dkologische Situation der Gewisser

an tatsichlichen oder potentiellen Wasserkraftstandorten zu befiirchten ist.

Die Aufhebung des Absatz 6 hat keinen FEinfluss auf die Frage, ob und unter welchen

Voraussetzungen Speicherkraftwerke eine Forderung in Anspruch nehmen kénnen.

Zu den §§ 24 bis 26

Mit den Anderungen wird die Forderung fiir Strom aus Deponiegas, Klirgas und Grubengas an die
im EEG bereits angelegte Degression angepasst. Die anzulegenden Werte in den §§ 24 bis 26 EEG
2014 werden gegeniiber den im EEG 2012 fiir das Jahr 2012 festgeschriebenen Fordersidtzen um
jahrlich 1,5 Prozent auf die degressionsbereinigten Werte zum 1. Januar 2015 verringert, die bereits
ab dem 1. August 2014 fiir neu in Betrieb genommene Anlagen anzuwenden sind. Die
degressionsbereinigten anzulegenden Werte beinhalten zudem eingepreiste
Direktvermarktungsmehrkosten fiir Deponiegas, Klidrgas und Grubengas in Hoéhe von 0,2
Cent/kWh. Diese eingepreisten Direktvermarktungsmehrkosten ersetzen bei der Direktvermarktung
des Stroms die fiir neue Anlagen entfallene Managementprimie. Die iibrigen Anderungen in den

§§ 24 bis 26 stellen sprachliche Anpassungen an den neuen Vorrang der Direktvermarktung dar.

Zu § 27

Fiir Strom aus Biomasse wird die einsatzstoffbezogene Forderung gegeniiber dem EEG 2012
weitgehend beendet. Insbesondere gewidhrt § 27 keine zusitzliche einsatzstoffbezogene Forderung
mehr fiir den Einsatz von Energiepflanzen wie Mais. Einsatzstoffbezogene Sonderfordertatbestdnde

finden sich nur noch fiir Bioabfallvergidrungsanlagen nach § 27a und fiir kleine Giilleanlagen nach §



27b. Insgesamt wird § 27 redaktionell an die gednderte Fordersystematik der §§ 16 ff. EEG

angepasst.

Zu Absatz 1

Mit den Anderungen in Absatz 1 werden die anzulegenden Werte an das ab 2015 geltende
Fordersystem der vorrangigen Direktvermarktung angepasst. Die bislang in der optionalen
gleitenden Marktprimie gewidhrte Managementprdmie von 0,225 Cent/kWh (ab dem Jahr 2015) fiir
steuerbare erneuerbare Energien wird nunmehr in Héhe von 0,2 Cent/kWh in die neuen
anzulegenden Werte eingepreist. Zudem werden die anzulegenden Werte degressionsbereinigt neu
formuliert und hierdurch die seit dem Jahr 2013 eingetretene Degression der im EEG 2012

festgelegten Fordersétze nachvollzogen.

Zu Absatz 2

Mit der Streichung des bisherigen § 27 Absatz 2 entfillt zukiinftig die sogenannte
einsatzstoffbezogene Vergiitung nach Einsatzstoffklasse [ (nachwachsende Rohstoffe) und
Einsatzstoffklasse II (6kologisch wertvolle Einsatzstoffe) fiir Strom aus fester und gasformiger
Biomasse. Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber haben auch bei einem Einsatz von
Einsatzstoffen nach den bisherigen Anlagen 2 und 3 der Biomasseverordnung in ihrer bis zum
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung zukiinftig nur noch Anspruch auf die
Grundvergiitung nach Absatz 1. Mit der Streichung der einsatzstoffbezogenen Vergiitung wird der
weitere Ausbau der Biogaserzeugung auf kostengiinstige Substrate, insbesondere Rest- und
Abfallstoffe, konzentriert. Damit wird dem weiteren Ansteigen der Kosten fiir die Stromerzeugung
aus Biogas entgegengewirkt, denn der bisherige Zubau konzentrierte sich auf hoch vergiitete

Biogaserzeugung insbesondere aus landwirtschaftlich erzeugten Biogassubstraten wie Mais.

Der neue Absatz 2 beschrinkt den Anspruch auf finanzielle Forderung fiir neue Biomasseanlagen
unter § 27 auf die Hilfte der in einem Kalenderjahr mit der installierten elektrischen Leistung der
Anlage theoretisch erzeugbare Strommenge. Kiinftig sollen nur noch Anlagen, die ihre
Stromerzeugung aus Biogas an den Bediirfnissen des Strommarktes ausrichten konnen und ihre
Stromerzeugung insbesondere in Stunden hoher Strompreise verlagern kénnen, nach § 27 und § 27a
forderfahig sein. Die hierfiir benotigte flexible Stromerzeugungskapazitit neuer Biogasanlagen wird
dadurch sichergestellt, dass ein Forderanspruch nur noch nur noch bis zur Hélfte der theoretisch
moglichen Bemessungsleistung besteht. Aufgrund dieser Begrenzung der kalenderjéhrlich

forderfahigen Strommenge besteht z.B. fiir eine Biogasanlage mit einer installierten elektrischen



Leistung von 1 MW ein Anspruch auf finanzielle Forderung lediglich fiir die Strommenge, die in
8760 Stunden eines Jahres mit einer elektrischen Erzeugungsleistung von 500 kW erzeugt werden
konnte. Werden dariiber hinausgehende Strommengen erzeugt, so besteht fiir diese weiterhin ein
Anspruch auf vorrangige physikalische Abnahme, vorrangigen Transport und vorrangige Verteilung
nach § 8, jedoch entfdllt insoweit jeglicher Anspruch auf eine finanzielle Férderung. Neben der
Forderung fiir die Hélfte des erzeugbaren Stroms besteht ein Anspruch auf den Kapazititszuschlag

nach § 27d.

Absatz 2 gilt nicht fiir kleine Anlagen mit einer installierten elektrischen Leistung von unter 100

Kilowatt.

Zu Absatz 3

Die bisherigen Absétze 3 und 4 entfallen. Der bisherige § 27 Absatz 3 ist mit der Umstellung auf
das Fordersystem der verpflichtenden Direktvermarktung nicht mehr erforderlich. Der bisherige
Absatz 4 entfillt ersatzlos. Die Verpflichtung im EEG 2012 Anlagen zur Mindestwirmenutzung
oder zur ersatzweisen Nutzung von mindestens 60 Masseprozent Giille hatte insbesondere das Ziel,
auch bei Anlagen, die einen hohen Anteil nachwachsender Rohstoffe zur Stromerzeugung einsetzen,
den Klimaschutzbeitrag noch stirker zu betonen. Aufgrund der Beendung der gesonderten erhohten
Forderung nachwachsender Rohstoffe in Biomasseanlagen und einer damit verbundenen
Umstellung der neuen Anlagen auf Abfall- und Reststoffe ist der Klimaschutzbeitrag dieser Anlagen
gegeniiber Nawaro-Anlagen ohnehin bereits giinstig, so dass auf eine verpflichtende

Mindestwirmenutzung verzichtet wird.

Der neue Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 27 Absatz 5, allerdings wird der sogenannte
Maisdeckel gestrichen. Da fiir Neuanlagen keine Einsatzstoffforderung fiir Maissubstrate mehr
gewihrt wird, besteht fiir eine Deckelung des Maiseinsatzes bei Neuanlagen kein Bedarf mehr. Dies
dient auch der Vereinfachung des EEG. Fiir vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in Betrieb
genommene Bestandsanlagen, die weiterhin eine Einsatzstoftvergiitung fiir Mais erhalten, gilt der

Maisdeckel nach dem EEG 2012 weiter fort.

Zu Absatz 4

Der neue Absatz 4 entspricht dem bisherigen § 27 Absatz 6 EEG 2012 und wird ebenfalls
redaktionell an die gednderte Fordersystematik der §§ 16 ff. EEG angepasst. Aullerdem wird die
bisherige Nummer 1 gestrichen, die eine Nachweisfiihrungsregelung fiir die unter diesem Gesetz

nicht mehr gewéhrte einsatzstoftbezogene Vergiitung enthielt.



Zu Absétzen 5 und 6

Die neuen Absétze 5 und 6 entsprechen den bisherigen § 27 Absatz 7 und 8 EEG 2012 und werden
ebenfalls redaktionell an die gednderte Fordersystematik der §§ 16 ff. EEG angepasst.

Zu §27a
§ 27a wird insgesamt redaktionell an die gednderte Fordersystematik der §§ 16 ff. EEG angepasst.

Mit den Anderungen in § 27a Absatz 1 werden die anzulegenden Werte an das ab 2015 geltende
Fordersystem der vorrangigen Direktvermarktung angepasst. Die bislang in der optionalen
gleitenden Marktprimie gewdhrte Managementprdmie von 0,225 Cent/kWh (ab dem Jahr 2015) fiir
steuerbare erneuerbare Energien wird nunmehr in Hoéhe von 0,2 Cent/kWh in die neuen
anzulegenden Werte eingepreist. Zudem werden die anzulegenden Werte degressionsbereinigt neu
formuliert und hierdurch die seit dem Jahr 2013 eingetretene Degression der im EEG 2012

festgelegten Fordersétze nachvollzogen.

Der bisherige § 27a Absatz 2 entfillt, da mit der Umstellung auf das Fordersystem der vorrangigen
Direktvermarktung die bisherige Regelung zur verpflichtenden Direktvermarktung fiir neue

Biogasanlagen ab 750 Kilowatt installierter Leistung nicht mehr erforderlich ist.

Die neuen § 27a Absatz 2 bis 4 entsprechen weitgehend den bisherigen § 27a Absatz 3 bis 5 und
werden ebenfalls an die gednderte Fordersystematik der §§ 16 ff. EEG und an die Anderungen in §
27 angepasst. Die Anwendbarkeit der Regelungen des § 27 tliber den § 27 Absatz 4 wird um einen

Anwendungsverweis auf den neuen § 27 Absatz 2 ergénzt.

Zu §27b
§ 27b wird insgesamt redaktionell an die gednderte Fordersystematik der §§ 16 ff. EEG angepasst.

Mit den Anderungen in § 27b Absatz 1 wird der anzulegende Wert an das ab 2015 geltende
Fordersystem der vorrangigen Direktvermarktung angepasst. Die bislang in der optionalen
gleitenden Marktpramie gewéhrte Managementpridmie von 0,225 Cent/kWh (ab dem Jahr 2015) fiir

steuerbare erneuerbare Energien wird nunmehr in Hohe von 0,2 Cent/kWh in den neuen



anzulegenden Wert eingepreist. Zudem wird der anzulegende Wert degressionsbereinigt neu
formuliert und hierdurch die seit dem Jahr 2013 eingetretene Degression des im EEG 2012
festgelegten Fordersatzes nachvollzogen. Die Neufassung des Absatz 1 Nummer 3 ist wegen der
Streichung der Anlagen 1 bis 3 der Biomasseverordnung erforderlich und bedeutet inhaltlich keine

Anderung.

Zu § 27c

Die Streichung des bisherigen § 27c Absatz 2 sowie der bisherigen Anlage 1 zum EEG 2012 beruht
auf der zur Kostenbegrenzung erforderlichen Beendigung der zusdtzlichen Forderung der
Gasaufbereitung fiir Anlagen, die ab dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in Betrieb genommen

werden.

Der bisherige § 27¢ Absatz 3 entfillt, da mit der Umstellung auf das Fordersystem der vorrangigen
Direktvermarktung die bisherige Regelung zur verpflichtenden Direktvermarktung fiir neue

Biogasanlagen ab 750 kW installierter Leistung nicht mehr erforderlich ist.

Zu § 27d

Die Begrenzung der finanziell forderfahigen Bemessungsleistung nach § 27 Absatz 2 auf maximal
50 Prozent der installierten Leistung stellt sicher, dass alle neu zu errichtenden Biogasanlagen bei
der Stromerzeugung aus Biogas flexibel verfiigbare Erzeugungskapazititen fiir eine am Bedarf
orientierte Stromerzeugung bereitstellen. In Ergdnzung zur der strommengenmaidflig begrenzten
finanziellen Forderung nach § 27 oder 27a, die der Deckung regelméBig anfallender Kosten der
Biomasseerzeugung und der kontinuierlichen Stromerzeugung aus Biomasse dienen, deckt der
Kapazititszuschlag in Hohe von 40 Euro je Kilowatt installierter Leistung und Jahr durchschnittlich
zu erwartende Kosten fiir die Errichtung und Vorhaltung zusitzlicher flexibel verfligbarer
Stromerzeugungskapazitit sowie von ggf. notwendigen Gas- und Wérmespeichern ab. Solange die
Fordervoraussetzungen nach § 27 bzw. § 27a erfiillt sind, kann der Kapazititszuschlag fiir die
gesamte Forderdauer der Anlage gewidhrt werden. Die Hohe des Kapazititszuschlags ist so
bemessen, dass die iiber die gesamte Forderdauer regelméBig anfallenden Mehrkosten fiir die
Bereitstellung flexibler Stromerzeugungskapazitit im Umfang von bis zu 50 Prozent der

installierten Leistung unter Berilicksichtigung angemessener Vermarktungsmehrerlose aus der



Direktvermarktung des Stroms an den Strommérkten gedeckt werden konnen. Der
Kapazititszuschlag wird auf die gesamte installierte Leistung in Kilowatt elektrisch bezogen. Damit
wird eine moglichst einfache und transparente Festsetzung der Zuschlagshohe sichergestellt. § 27d
findet keine Anwendung auf kleine Anlagen mit einer installierten elektrischen Leistung von unter

100 Kilowatt.

Zu § 28

Die Hohe der Grundforderung fiir Geothermieanlagen bleibt grundsitzlich unveridndert. Der
anzulegende Wert steigt jedoch um 0,2 Cent/kWh, da durch die Einfiihrung der verpflichtenden
Direktvermarktung die Managementpramie fiir Neuanlagen entfdllt. Um die zusétzlichen
Vermarktungskosten, die mit der Direktvermarktung verbunden sind, abzudecken, wird der

anzulegende Wert um die Hohe der entfallenen Managementpriamie angehoben.

Der bisher in Absatz 2 geregelte Petrothermalbonus wird ersatzlos gestrichen. Petrothermale
Projekte befinden sich noch im Forschungsstadium. Mit der Realisierung von wirtschaftlichen
petrothermalen Projekten und einer damit einhergehenden Nutzung des petrothermalen Bonus ist
kurz- bis mittelfristig nicht zu rechnen, da die Kostenrisiken aufgrund des Forschungscharakters der
Projekte noch sehr hoch sind. Der Petrothermalbonus im EEG kann vor diesem Hintergrund
gestrichen werden. Petrothermale Forschungsprojekte konnen iiber die vorhandenen
Forschungsprogramme gefordert werden. Hiermit wird zugleich der Auftrag des Koalitionsvertrags,

die Bonusregelungen im EEG zu tliberpriifen und weitgehend zu streichen, umgesetzt.

Zu § 29

Die Neufestlegung der Grund- und Anfangsvergiitung in Absatz 1 und 2 beriicksichtigt die
Entwicklung der Kostenstruktur bei Windenergie an Land seit der letzten Novelle. Aullerdem
werden die zusdtzlichen Kosten aus der Vermarktung des Stroms nicht mehr iiber die gesonderte
Managementpramie vergiitet, sondern sind integraler Bestandteil der Vergiitung fiir

Windenergieanlagen.

Im bisherigen Regelwerk variiert der Zeitraum der Anfangsvergiitung zwischen fiinf Jahren fiir

Anlagen, deren Ertrag 150 Prozent des Referenzertrags erreicht, und 20 Jahren fiir Anlagen, deren



Ertrag 82,5 Prozent des Referenzertrags erreicht. Die Analyse des tatsichlichen Zubaus der
Windenergie an Land hat gezeigt, dass ein wesentlicher Zubau an Standorten mit einem Ertrag unter
82,5 Prozent des Referenzertrages erfolgt. Dagegen ist der Zubau im Bereich von Standorten mit
einem Ertrag liber 130 Prozent des Referenzertrages sehr begrenzt. Um die Standortsteuerung
kosteneffizienter zu gestalten und zugleich einen Anreiz zur Bebauung guter und sehr guter
Standorte zu geben, soll die Standortdifferenzierung nun zwischen 130 Prozent und 77,5 Prozent
des Referenzertrages erfolgen. Zudem sollen die im unteren Bereich dieses Intervalls

iiberproportional ansteigenden Investitionskosten beriicksichtigt werden.

Die neue Systematik sieht vor, dass sich fiir jede Anlage der Zeitraum der Anfangsvergiitung um
einen Monat je 0,60 Prozent des Referenzertrags verldngert, um den der Ertrag der Anlage 130
Prozent des Referenzertrags unterschreitet. Fiir eine Anlage mit einem Ertrag unterhalb von 95
Prozent des Referenzertrags verldangert sich der Zeitraum zusétzlich um einen Monat je 0,19 Prozent
des Referenzertrags, um den der Ertrag 95 Prozent des Referenzertrags unterschreitet. Bei jedem

Berechnungsschritt ist auf ganze Monate zu runden (Kaufménnische Rundung).
Zur Verdeutlichung werden hier zwei Zahlenbeispiele angefiihrt:

» Fiir eine Anlage, deren Ertrag 110 Prozent des Referenzertrags entspricht, verldngert sich
der Zeitraum der Anfangsvergiitung um 33 Monate auf insgesamt 93 Monate (Rechenweg:

(130 — 110) / 0,6 = 33,3).

» Fiir eine Anlage, deren Ertrag 90 Prozent des Referenzertrags entspricht, verldngert sich der
Zeitraum der Anfangsvergiitung um 67 + 26 = 93 Monate auf insgesamt 153 Monate
(Rechenweg: (130 - 90) / 0,6 = 66,7 und (95 - 90) / 0,19 = 26,3).

Weitere Beispiele konnen folgender Tabelle entnommen werden:

Verhiiltnis von Ertrag Zeitraum der
und Referenzertrag Anfangsvergiitung

77,5 Prozent 240 Monate

80 Prozent 222 Monate

90 Prozent 153 Monate
100 Prozent 110 Monate
110 Prozent 93 Monate

120 Prozent 77 Monate

130 Prozent 60 Monate




140 Prozent 60 Monate

150 Prozent 60 Monate

Zu § 30

Der Repowering-Bonus entféllt. Bereits im Zeitraum von 2004 bis 2008 sind Repowering-Projekte
realisiert worden, ohne dass es einen Repowering-Bonus gegeben hitte. Dies zeigt, dass die
Wirtschaftlichkeit solcher Projekte nicht grundsitzlich vom Repowering-Bonus abhingt. In der Tat
ergibt sich die Vorteilhaftigkeit leistungsstiarkerer Windenergieanlagen in erster Linie durch eine
hohere Energieausbeute, die in der Konsequenz zu hoheren Einnahmen fiihrt. Ein zusétzlicher
Repowering-Bonus kann insbesondere bei windstarken Standorten zur Uberforderung der
Windenergie an Land fithren und den Verbraucher unnétig belasten. Hinzu kommt, dass durch den
technischen  Fortschritt bei  Entwicklung und Fertigung die Stromerzeugung aus
Windenergieanlagen im Laufe der Zeit kostengiinstiger geworden ist. Auch die Kosten fiir den
Riickbau und die Entsorgung der Altanlagen werden als verhéltnisméBig gering eingeschétzt und
rechtfertigen die Bonuszahlung nicht, zumal fiir den Verkauf der Altanlagen unter Umstdnden auch

noch Restwerte erzielt werden konnen.

Zu § 31

Bei der Neufestlegung der Fordersédtze im Basismodell (Absatz 1) sowie Stauchungsmodell (Absatz
2) ist die Entwicklung der Kostenstruktur bei Windenergie auf See eingeflossen. Aulerdem werden
die zusitzlichen Kosten aus der Vermarktung des Stroms nicht mehr {iber die gesonderte
Managementpramie vergiitet, sondern sind integraler Bestandteil der Vergiitung fiir

Windenergieanlagen.

Der neue eingefiigte Absatz 2 Satz 3 dient der Klarstellung des geltenden Rechts. Der Begriff der
Wassertiefe wird in Ubereinstimmung mit den Ausfiihrungen in der Gesetzesbegriindung zum EEG

definiert.

Absatz 5 wird gestrichen. Die Regelung war in der Vergangenheit erforderlich, weil die
Raumordnung in der ausschlieBlichen Wirtschaftszone (AWZ) aufgrund der fehlenden

Ausschlusswirkung nur eine sehr begrenzte Steuerungswirkung hatte. Da die Raumordnung fiir die



AWZ nunmehr eine Ausschlusswirkung fiir Schutzgebiete beinhaltet, kann die Regelung des § 31
Absatz 5 gestrichen werden, ohne dass hierdurch die Mdglichkeit entstiinde in Schutzgebieten

Windenergieanlagen zu erreichten.

Zu § 32

Die Fordersétze flir Strom aus solarer Strahlungsenergie sind in den letzten Jahren stark gesunken.
Derzeit liegen die Fordersétze unterhalb der Stromgestehungskosten fiir neue Photovoltaikanlagen.
Ein wirtschaftlicher Betrieb von Photovoltaikanlagen ist daher derzeit nur mdglich, wenn ein Teil
des Stroms flir den Eigenverbrauch genutzt wird. Vor dem Hintergrund der Belastung des
Eigenverbrauchs mit der EEG-Umlage verringert sich auch die Wirtschaftlichkeit von Strom aus
solarer Strahlungsenergie. Um einen wirtschaftlichen Betrieb von Photovoltaikanlagen weiterhin

gewihrleisten zu konnen, wird die Forderh6he an diese Entwicklung angepasst.

Der Eigenverbrauch von Photovoltaikanlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 10 kW
wird mit der EEG-Umlage belastet. Um die Wirtschaftlichkeit zu wahren, wird diese Belastung iiber
eine Anhebung der Forderung der eingespeisten Energie anteilig kompensiert. Nach den
vorliegenden Wirtschaftlichkeitsberechnungen ist bei Photovoltaikanlagen grofer 10 kW bis 1 MW
ein Eigenverbrauchsanteil von etwa 10 Prozent fiir die Wirtschaftlichkeit der Anlagen notwendig,
da die Vergiitung unterhalb der Stromgestehungskosten liegt. Die Schlechterstellung, die aus der
Belastung dieses FEigenverbrauchsanteils durch die EEG-Umlage erfolgt, wird durch einen
Aufschlag von 0,4 Cent/kWh kompensiert. Dariiber hinausgehende Anteile des Eigenverbrauchs

werden mit der EEG-Umlage belastet und diese Belastung wird nicht kompensiert.

Die mit der verpflichtenden Direktvermarktung verbundenen Vermarktungskosten werden in die
anzulegenden Werte einbezogen. Soweit die Photovoltaikanlagen nicht die Direktvermarktung

nutzen, werden die eingepreisten 0,4 Cent/kWh nach § 22e abgezogen.

Zu § 33

Durch § 33 werden die Voraussetzungen geschaffen, um erstmals die Forderhohe fiir eine
Erneuerbare-Energien-Technologie {iber Ausschreibungen zu bestimmen. Dies ist ein erster Schritt

zu einem Systemwechsel. Mittelfristig soll dann in einem zweiten Schritt auch die Férderhohe fiir



andere Erneuerbare-Energien-Technologien wettbewerblich ermittelt werden (§ la Absatz 4 EEG
2014). Aufgrund der vielfiltigen Herausforderungen, die ein solcher Systemwechsel mit sich bringt,
wird zundchst im Rahmen eines Pilotvorhabens die Forderung von Photovoltaik-Freiflachenanlagen
auf ein Ausschreibungssystem umgestellt. Das Ausschreibungsdesign muss insbesondere
gewihrleisten, dass die Ziele im Hinblick auf den weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien zu
moglichst geringen Kosten erreicht werden. Dabei soll eine moglichst breite Akteursvielfalt

gewihrleistet bleiben.

Durch die Ausschreibungen sollen die Forderhohen erstmals in einem wettbewerblichen Verfahren
ermittelt werden. Die Pilotausschreibung bezieht sich mit Photovoltaik-Freiflachenanlagen auf eine
Technologie, die aufgrund ihrer technologischen und 6konomischen Eigenschaften in besonderem
Mafe fiir Ausschreibungen geeignet ist. Dieses Technologiesegment weist im Vergleich zu anderen
erneuerbaren Erzeugungstechnologien relativ kurze Planungs- und Genehmigungszeitrdume mit
vergleichsweise geringen spezifischen Investitionen im Planungsprozess auf. Dies ist flir die
Beurteilung der Ausschreibungsergebnisse vorteilhaft. Die Erfahrungen mit dem Pilotvorhaben im
Bereich der Photovoltaik-Freiflichenanlagen bilden die Grundlage, um anschlieBend die
Forderhohe fiir andere Erneuerbare-Energien-Technologien im Rahmen von Ausschreibungen
wettbewerblich zu ermitteln. Ziel ist es dabei, die Forderkosten im Rahmen der Energiewende

durch Ausschreibungen zu senken.

Bis zur Finfiihrung des Ausschreibungssystems zur Forderung von Photovoltaik-Freiflachenanlagen
wird in einer Ubergangszeit noch eine gesetzlich festgelegte Férderung nach § 32 Absatz 1 Nummer

2 und Nummer 3 gewihrt.

Zu Absatz 1

Absatz 1 erméchtigt die Bundesnetzagentur, Ausschreibungen zur Ermittlung der Forderhohe fiir
Strom aus Freiflichenanlagen nach Mallgabe nidherer Vorgaben einer Rechtsverordnung nach § 64
durchzufiihren. Dabei kann die Bundesnetzagentur eine finanzielle Forderung fiir die erzeugte
Strommenge (Arbeit) oder fiir die installierte Leistung (Kapazitit) vorsehen. Die Details hierzu
kann das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie im Rahmen der Rechtsverordnung nach §

64 regeln.

Die Bundesnetzagentur macht die Ausschreibungen nach MalB3gabe der Rechtsverordnung nach § 64
bekannt. Das konkrete Ausschreibungsverfahren wird in der Rechtsverordnung festgelegt. § 33 legt

lediglich die Grundziige der Ausschreibung fest, so werden die Teilnehmer der Ausschreibung in



der Regel aufgefordert, auf den jeweils ,,anzulegenden Wert* zu bieten, d. h. die aus ihrer Sicht fiir
die jeweils ausgeschriebene Erzeugungskapazitit erforderliche Einnahmen, die sich
zusammensetzen aus den durch Direktvermarktung durchschnittlich monatlich zu erzielenden
Erlésen und der zusitzlichen finanziellen Forderung, die unter den Voraussetzungen des § 33
Absatz 2 von den Netzbetreibern in der Regel als gleitende Marktpramie gemidB § 22 an die
Anlagenbetreiber zu entrichten ist. Die Hohe des fiir die jeweils ausgeschriebene
Erzeugungskapazitit anzulegenden Wertes richtet sich nach den Geboten, die jeweils den Zuschlag

erhalten haben.

Der Gewinner einer Ausschreibung, der fiir sein Gebot einen Zuschlag erhalten hat, bekommt eine
Forderberechtigung in Hohe des so ermittelten anzulegenden Wertes. Der genaue Ablauf, der Inhalt
und das Verfahren der Ausschreibungen werden durch das Bundesministerium fiir Wirtschaft und

Energie durch eine Rechtsverordnung nach § 64 festgelegt.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 besteht ein Anspruch auf finanzielle Forderung nach § 16 nur dann, wenn die
Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber iiber eine Forderberechtigung verfiigt, die im
Rahmen von Ausschreibungen durch Zuschlag vergebenen worden sind, und die weiteren
Anforderungen fiir die finanzielle Forderung nach § 33 Absatz 2 Nummer 2 bis 4 erfiillt. Dies
schlieBt nach § 33 Absatz 2 Nummer 4 auch alle anderen im EEG geregelten
Anspruchsvoraussetzungen (wie §§ 6, 15 oder 15a EEG 2014) mit ein. Nach § 33 Absatz 3 kann
nach sechs Monaten nach der erstmaligen Bekanntmachung einer Ausschreibung nur diejenige
Anlagenbetreiberin bzw. der Anlagenbetreiber eine finanzielle Férderung fiir Strom aus einer neu in
Betrieb genommenen Freiflichenanlage erhalten, die {iber eine im Rahmen einer Ausschreibung
vergebenen Forderberechtigung verfiigen. Wie die Erteilung des Zuschlags und die konkrete
Forderberechtigung ausgeschaltet sein werden, kann das Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Energie im Rahmen der Rechtsverordnung nach § 64 regeln. Neben der Forderberechtigung miissen

jedoch alle weiteren in § 33 Absatz 2 Nummer 2 bis 4 geregelten Voraussetzungen erfiillt sein.

So wird gemél § 33 Absatz 2 Nummer 2 der Strom aus Freiflichenanlagen nur dann gefordert,
wenn sich die Freiflichenanlagen im Bereich eines beschlossenen Bebauungsplans befinden.
Weitere zusitzliche Flachenkriterien konnen vom Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie

durch die Rechtsverordnung nach § 64 festgelegt werden.

Daneben besteht nach § 33 Absatz 2 Nummer 3 nur dann ein Anspruch auf einer Férderung nach §



33, wenn der gesamte in der Anlage erzeugte Strom ins Netz eingespeist worden ist und der Strom
nicht selbst verbraucht wird. Die Wechselrichter- und sonstige Leitungsverluste sind hiervon
ausgenommen. Hierdurch soll ausgeschlossen werden, dass die Photovoltaik-Freiflichenanlagen
durch eine  Mischfinanzierung mit einem  FEigenverbrauchsanteil = sehr  niedrige

wettbewerbsverzerrende Gebote abgeben konnen.

§33 Absatz 2 Nummer 4 stellt klar, dass auch alle anderen im EEG geregelten
Anspruchsvoraussetzungen eingehalten werden miissen. Dies ergibt sich bereits aus der
systematischen Stellung des § 33. Demnach miissen sich die Freiflichenanlagen mit technischen
Einrichtungen nach § 6 ausgestattet sein und z.B. auch nach Maligabe der
Anlagenregisterverordnung beim Anlagenregister registrieren lassen, um eine finanzielle Forderung
zu erhalten. Diese Freiflachenanlagen sind damit registrierte Anlagen und werden nach § 20e
Absatz 1 bis 4 beim atmenden Deckel und beim absoluten Deckel fiir Photovoltaikanlagen nach

§ 20e Absatz 5 eingerechnet.

Durch die Ausschreibung soll grundsitzlich nur der anzulegende Wert ermittelt werden. Nach der
Zuschlagserteilung im Rahmen der Ausschreibung soll die Forderung der Freiflichenanlagen, die
einen Zuschlag erhalten haben, nach den Regeln des EEG ablaufen. Dies bedeutet, dass fiir
Freiflichenanlagen ein Anspruch auf eine Marktprimie nach § 22 unter den allgemeinen
Anspruchsvoraussetzungen besteht und auch die Moglichkeit eine Ausfallvergiitung nach § 22c¢ in

Anspruch zu nehmen, den Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreibern offen steht.

Durch § 33 Absatz 2 Nummer 4 zweiter Halbsatz in Verbindung mit § 64 wird zudem das
Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie die Moglichkeit erdffnet im Rahmen der
Rechtsverordnung nach § 64 weitere Anspruchsvoraussetzungen festzulegen und von den in EEG

geregelten Anspruchsvoraussetzungen abzuweichen.

Zu Absatz 3

Nach § 33 Absatz 3 reduziert sich der anzulegende Wert fiir die Forderung von Photovoltaik-
Freiflachenanlagen fiir Anlagen, die erst sechs Monaten nach der erstmaligen Bekanntmachung
eines Ausschreibungsverfahrens in Betrieb gehen, auf Null. Dies begriindet sich darin, dass
innerhalb einzelner Technologien bzw. eines Technologiesegments ein Ausschreibungssystem nicht
parallel zu einem System von administrativ festgelegten Einspeisevergiitungen oder Prdmien
bestehen sollte. Andersfalls konnten potenzielle Bieter durch die Existenz eines Parallelsystems von

vornherein von der Angebotsabgabe abgehalten werden, was die Wettbewerbsintensitit bei der



Vergabe reduzieren und entsprechende Kostensteigerungen aus Verbrauchersicht bewirken kann.

Deshalb ist vorgesehen, dass die finanzielle Forderung nach § 32 sechs Monate nach der
erstmaligen Offentlichen Bekanntmachung eines Ausschreibungsverfahrens beendet wird. Ab
diesem Zeitpunkt 16st das System der durch Ausschreibungen ermittelten Forderhhen das System
der gesetzlich bestimmten Forderhohen fiir Photovoltaik-Freiflachenanlagen nach § 32 Absatz 1
Nummer 2 und Nummer 3 ab. Die sechs Monate sind notwendig, um den Anlagenbetreiberinnen
und Anlagenbetreibern, die noch auf der Grundlage des Fordersystems nach § 32 Absatz 1 Nummer
2 und Nummer 3 ihre Freiflichenanlagen geplant haben, diese noch errichten kdnnen. Zudem soll
so verhindert werden, dass es auf dem Freiflichenmarkt zu einem Fadenriss kommt, denn es ist
damit zu rechnen, dass die ersten Ausschreibungen mehrere Monate dauern werden und auch die
Realisierung der ersten Projekte, die einen Zuschlag erhalten haben, erst mit einem gewissen

Zeitverzug erfolgen kann.

Zu Absatz 4

Absatz 4 verpflichtet die Bundesnetzagentur, das Ergebnis des jeweiligen Ausschreibungsverfahrens
einschlieBlich der Hohe der anzulegenden Werte zu verdffentlichen. AufBlerdem wird die
Bundesnetzagentur verpflichtet, den jeweils betroffenen Netzbetreibern die Zuordnung einer
Forderberechtigung zu einer konkreten Anlage und den fiir diese Anlage anzulegenden Wert
mitzuteilen. Dies ist wichtig, weil den Netzbetreibern bekannt sein muss, fiir welche Anlage die
Anlagenbetreiber eine Forderberechtigung besitzen und in welcher Hohe jeweils ein Anspruch auf

eine finanzielle Forderung besteht.

Zu Nummer In § 34 wird das Wort ,,vergiiteten* durch die Worter ,,finanziell geforderten* ersetzt. (§

34 EEG)

Die Anderung von § 34 ist eine redaktionelle Folgeinderung zur Einfiihrung der verpflichtenden

Direktvermarktung.

Zu Nummer 11 (§ 35 EEG)

Die Anderungen von § 35 sind ebenfalls redaktionelle Folgedinderungen, die im Wesentlichen auf



die Einfiihrung der verpflichtenden Direktvermarktung zuriickgehen.

Zu Nummer 12 (§ 36 EEG)

Die Anderungen in § 36 sind redaktionelle Folgeinderungen, die im Wesentlichen auf die

Einfiihrung der verpflichtenden Direktvermarktung zuriickgehen.

Zu Nummer 13 (§ 37 EEG)

Zu Buchstabe a (Absatz 2 Satz 2)

Die Vermutungsregelung dient einer nachvollziehbaren und liickenlosen Erfassung der
letztverbrauchten Energiemengen. Sie trigt dem Umstand Rechnung, dass die physikalische
Entnahme aus Bilanzkreisen im Regelfall einer Lieferung an Letztverbraucher entspricht. Ohne
weitere Darlegungen handelt es sich dabei aus Sicht der Ubertragungsnetzbetreiber im Zweifel um
Lieferungen des Bilanzkreiskreisverantwortlichen an einen Letztverbraucher. Dies gilt in gleicher
Weise auch fiir Unterbilanzkreise. Soweit der Bilanzkreisverantwortliche die Vermutung nicht
widerlegt, muss er sich die aus seinem Bilanzkreis an physikalische Entnahmestellen abgegeben
Energiemengen als seine Lieferungen an Letztverbraucher zurechnen lassen und die EEG-Umlage
zahlen. Zur Widerlegung der Vermutung muss der Bilanzkreisverantwortliche substantiiert

darlegen, aus welchen Griinden keine umlagepflichtige Lieferung seinerseits vorliegt.

Die Pflichten der Elektrizititsversorgungsunternehmen zur Meldung ihrer tatsdchlichen
Liefermengen nach §49 und zur Zahlung der EEG-Umlage nach Satz 1 bleiben von der

Vermutungsregelung unbertihrt.

Zu Buchstabe b (Absatz 2a)

In der Vergangenheit sind Forderungen der Ubertragungsnetzbetreiber auf Zahlung der EEG-
Umlage durch Lieferanten wiederholt nicht beglichen worden. Dadurch sind dem EEG-Konto
Zahlungsausfille in Millionenhdhe entstanden. Im Insolvenzfall sind die ausstehenden Forderungen
regelméfBig nicht mehr einbringbar und gehen damit dauerhaft zu Lasten der {ibrigen

Umlageverpflichteten.



Zwar verfiigen die Netzbetreiber in Bezug auf Forderungen aus der Netznutzungsabrechnung und
der Bilanzkreisabrechnung iiber Instrumente, mit denen sie siumigen Lieferanten begegnen konnen.
Diese Instrumente bestehen z.B. in der Erhebung von Sicherheitsleistungen oder Vorauszahlungen
und letztlich in der Kiindigung des Lieferantenrahmenvertrags bzw. des Bilanzkreisvertrags, welche
fiir den Energielieferanten ein Ende der Betétigung in dem betreffenden Netzgebiet respektive in
der betreffenden Regelzone zur Konsequenz hat. Im Hinblick auf Forderungen der

Ubertragungsnetzbetreiber aus der EEG-Umlage fehlen derartige Instrumentarien hingegen bislang.

Die Ubertragungsnetzbetreiber konnen die Forderungen aus der EEG-Umlage gegeniiber den
Umlageverpflichteten im  Regelfall erst dann in Rechnung stellen, wenn die
Elektrizititsversorgungsunternehmen ihren Meldepflichten nach § 49 EEG nachkommen und die
gelieferten Energiemengen mitteilen. Durch Nichtvornahme oder Verzdgerung entsprechender
Meldungen konnten daher die Zahlungspflichten mit vergleichbaren Wirkungen zu Lasten der

iibrigen Umlagezahler umgangen werden.

Diese Regelungsliicken werden durch die Kiindigungsmoglichkeit des Bilanzkreisvertrages

geschlossen.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 3)

Die Anderung von Absatz 3 ist nach der Einengung des Begriffs Eigenverbrauch zum 1. Januar
2012 ein weiterer Schritt weg von der Sonderrolle des Eigenverbrauchs. Hintergrund fiir diesen
Schritt sind Wettbewerbsverzerrungen zwischen Eigenerzeugern und Stromkunden sowie ein
steigender Trend zum Eigenverbrauch, der vor allem durch dessen Freistellung von Umlagen und

Netzentgelten angereizt wird. [ Hinweis: Die weitere Begriindung wird nachgetragen |

Zu Buchstabe d (Absatz 3 a)

Absatz 3a ermdglicht den Ubertragungsnetzbetreibern, sich unter Umstinden auch fiir
Eigenverbrauchsmengen relevante Daten von den Hauptzollimter und dem Bundesamt fiir
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle iibermitteln zu lassen und mit den nach § 49 Satz 3 erhaltenen
Daten abzugleichen. Dies soll es den Ubertragungsnetzbetreiber erleichtern, eine mogliche
Umlagepflichtigkeit von Eigenverbrauchskonstellationen nach diesem Gesetz zu erkennen. Zudem
konnen die Ubertragungsnetzbetreiber so feststellen, ob es sich um eine KWK-Anlage handelt, die
die vollstindige Steuerentlastung nach § 53a Energiesteuergesetz in Anspruch nehmen kann und

daher nach Satz 2 Nummer 2 nur mit 70 Prozent der Umlage belastet ist.



Zu Nummer In § 38 werden die Nummern 3 und 4 wie folgt gefasst: (§ 38 EEG)

Zeigen sich durch den Abgleich der Daten der Ubertragungsnetzbetreiber mit den nach § 37 Absatz
3 a iibermittelten Daten Abweichungen, aus denen sich Anderungen der abzurechnenden

Strommenge ergeben, sollen diese bei der nichsten Abrechnung beriicksichtigt werden konnen.

Zu Nummer § 39 wird aufgehoben. (§ 39 EEG)

Das sog. ,,Griinstromprivileg* nach § 39 EEG 2012 einschlieBlich des sogenannten ,,solaren
Griinstromprivilegs® nach § 39 Absatz 3 EEG 2012 wird fiir die Zukunft abgeschafft. Das
Griinstromprivileg wurde mit dem EEG 2000 eingefiihrt und stellte neben der Marktprimie die
zweite geforderte Form der Direktvermarktung von Strom aus erneuerbaren Energien dar. Seine
heutige Bedeutung ist jedoch gering: Das Griinstromprivileg wird im Jahr 2014 nur noch von
wenigen Elektrizitdtsversorgungsunternehmen in vergleichsweise geringem Umfang genutzt.
Wihrend in der Marktprdmie im Jahresdurchschnitt 2013 rund 32.500 MW installierter Leistung —
mit steigender Tendenz — gemeldet waren, wurden im Jahresdurchschnitt 2013 nur etwa 1.000 MW
Erzeugungskapazitdt iiber das Griinstromprivileg vermarktet, mit zuletzt stark sinkender Tendenz.
Die Prognose der Ubertragungsnetzbetreiber vom 15. Oktober 2013 unterstellt fiir das Jahr 2014
lediglich eine direkt vermarktete Strommenge von rund 3 TWh im Griinstromprivileg. Dies sind

rund 2 Prozent der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien.

Mit der Abschaffung des Griinstromprivilegs wird die diesbeziigliche Vereinbarung aus dem
Koalitionsvertrag zur 18. Legislaturperiode umgesetzt. Die Abschaffung des Griinstromprivilegs
sichert eine europarechtskonforme Ausgestaltung des EEG. Zudem hat sich die Marktprdmie als das
kosteneffizientere Direktvermarktungsinstrument erwiesen, wahrend das Griinstromprivileg vor
allem von kostengilinstigen erneuerbaren Energien genutzt wird, die liber das Griinstromprivileg
attraktivere Einnahmen erzielen konnen als iiber die grundsitzlich bereits auskdmmliche
Einspeisevergiitung oder Marktpramie. Das Griinstromprivileg fordert zudem die Entsolidarisierung
der Kostentragung des EEG, da die EEG-Umlagekosten, die nicht auf die im Griinstromprivileg
privilegierten Strommengen umgelegt werden konnen, auf die Schultern der {ibrigen

Stromverbraucherinnen und Stromverbraucher verteilt werden mussen.



Zu Nummer 16 (§§ 40 bis 44 EEG)

Zu § 40

Die Anderung des § 40 Satz 2 konkretisiert die Zielsetzung der Besonderen Ausgleichsregelung im
Hinblick  auf ihre  europarechtskonforme  Fortentwicklung. Die  Umwelt- und
Energiebeihilfeleitlinien der EU-Kommission erkennen als Grund fiir eine Ausnahme von der

Beteiligung an den Erneuerbarenforderkosten die Verhinderung des sog. ,,carbon leakage* an.

Die Besondere Ausgleichsregelung soll die wirtschaftliche Mehrbelastung begrenzen, die sich fiir
besonders stromintensive Unternechmen aus der EEG-Forderung ergibt. Ohne die Besondere
Ausgleichsregelung wiirden Abnehmer mit besonders stromintensiven Produktionsbedingungen in
eine ungiinstige Wettbewerbssituation gelangen, die sie zu einer Abwanderung bewegen konnte. Im
Falle der Abwanderung ist davon auszugehen, dass diese auch in Lander erfolgen wiirde, die
deutlich weniger ambitionierte Klimaschutzziele haben. Dies wiirde zu einer Erhohung des globalen
Ausstofles von Treibhausgasen fiithren. Eine solche Erhohung der globalen Treibhausgasemissionen

liefe den Zielen sowohl der nationalen als auch der européischen Klimaschutzpolitik zuwider.

Zugleich stellt die Besondere Ausgleichsregelung sicher, dass auch die begiinstigten Unternehmen
einen Beitrag zur Forderung der erneuerbaren Energien leisten. Sie fiihrt nicht zu einer
vollstdndigen Freistellung von der Pflicht zur Zahlung der EEG-Umlage, sondern verringert diese
lediglich. Das oben dargestellte Risiko, dass andernfalls stromintensive Unternehmen ihre
Produktion bzw. Tétigkeit verringern oder ins Ausland verlagern, wiirde auch ihren Beitrag zur

Forderung erneuerbarer Energien minimieren bzw. verloren gehen lassen.

Zu § 41

[ Hinweis: Die Begriindung wird nachgetragen |

Zu § 42

Mit der Anderung von § 42 werden bereits Schienenbahnunternehmen ab einem Stromverbrauch
von 3 GWh im Jahr antragsberechtigt. Die bisher bestehenden Wettbewerbsverzerrungen zwischen

kleinen und groBen Schienenbahnunternehmen werden hierdurch ausgeglichen. Dies bedeutet aber



auch eine Ausweitung der Antragsberechtigten. Damit diese Ausweitung nicht zu Lasten der
iibrigen Stromverbraucher geht, regelt die Anderung zugleich, dass fiir Strom, der von
Schienenbahnen bezogen wird, ein hoherer Anteil der EEG-Umlage zu zahlen ist als bislang. Bisher
mussten fiir 10 Prozent des Stroms die volle Umlage getragen werden. Fiir den iibrigen Strom
wurde die EEG-Umlage auf 0,05 Cent/kWh begrenzt. Der Beitrag der Schienenbahnen wird nun bis
zum Jahr 2018 stufenweise maBvoll erhdht, beginnend mit 15 Prozent der EEG-Umlage im Jahr
2015. Die Begrenzung greift erst bei liber 3 GWh hinausgehenden Strommengen. Fiir die ersten 3

Gigawattsunden zahlen auch begiinstigte Schienenbahnen die volle Umlage.

Zu § 43

Absatz1 Satz 1 legt fest, dass nur die Wirtschaftspriiferbescheinigung und die
Zertifizierungsbescheinigung innerhalb der materiellen Ausschlussfrist mit dem Antrag eingereicht
werden miissen. Weitere Unterlagen miissen dem Antrag nach Satz 2 weiterhin beigefiigt werden,
ihr Fehlen bei der Einreichung fiihrt aber nicht mehr zu einer Versdaumnis der Frist des Satzes 1 und
einer damit begriindeten Ablehnung des Antrags. Es hat sich gezeigt, dass gerade bei den
Stromrechnungen und Stromlieferungsvertrigen die Vollstdndigkeit bei der Antragseinreichung
durch die Unternehmen nur schwer zu gewiéhrleisten ist. Eine inhaltliche Priifung der
Vollstandigkeit nimmt das Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle iiblicherweise erst bei
der Bearbeitung nach Ablauf der Frist vor. Erst dann stellt sich heraus, ob Stromrechnungen oder
Stromlieferungsvertrige bzw. Teile davon fehlen. Da sich das Vorliegen der
Begrenzungsvoraussetzungen zunédchst anhand der Wirtschaftspriiferbescheinigung und der
Zertifizierungsbescheinigung tiberpriifen ldsst, scheint es angemessen, ein Einreichen der sonstigen
Unterlagen auch nach Fristablauf zu ermdglichen. Dem tragt der neue Satz 2 Rechnung. Wird ein
Antrag vor Fristablauf ohne Wirtschaftspriiferbescheinigung oder Zertifizierungsbescheinigung

iibermittelt, ist die Frist des Satz 1 dagegen nicht gewahrt und der Antrag abzulehnen.

Absatz 1 Satz 1 beriicksichtigt zudem die besonderen Umstinde des Antragsverfahrens im Jahr
2014 und verlidngert die materielle Ausschlussfrist abweichend vom sonst liblichen Zeitpunkt bis
zum 30. September 2014. Hierbei gelten ausschlieBlich die Voraussetzungen der neu gefassten § 41
und § 42; nur Antragsteller, die sie erfiillen, erhalten eine Begrenzung fiir das Jahr 2015. Im
Ubrigen bleibt es bei der bisherigen Frist zum 30. Juni des jeweiligen Jahres fiir die Antragsstellung

auf Begrenzung fiir das Folgejahr.



Absatz 1 Satz 3 ermichtigt das Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, das Verfahren
durch Bekanntmachung festzulegen. Damit kann das Bundesamt kiinftig z.B. die bisher freiwillige

elektronische Antragsstellung als verpflichtend festlegen.
Absatz 2 ist identisch mit § 43 Absatz 1 Satz 2 bis 4 EEG 2012.

Absatz 3 entspricht § 43 Absatz 2 EEG 2012, mit einer rein redaktionellen Anpassung des Begriffs

,.,Schienenbahnen®.

Absatz 4 Satz 1 ist identisch mit § 41 Absatz 3 EEG 2012. Satz 2 legt fest, dass ein begiinstigtes
Unternehmen entweder seinen Ubertragungsnetzbetreiber oder sein
Elektrizititsversorgungsunternehmen sowie jeweils das Bundesamt fiir Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle informieren muss, wenn entweder der an der Abnahmestelle regelverantwortliche
Ubertragungsnetzbetreiber wechselt oder das Unternehmen sich dort von einem anderen
Elektrizititsversorgungsunternechmen beliefern ldsst als bei Antragsstellung. Damit soll
sichergestellt werden, dass alle von der Begrenzungsentscheidung Betroffenen auch nach Erlass des

Bescheides wissen, wer die sonstigen Beteiligten jeweils sind.

Zu § 43a

§ 43a Absatz 1 fiihrt eine gebundene Entscheidung des Bundesamtes fiir Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle tiber die Riicknahme des Begrenzungsbescheides ein, wenn sich nachtriglich
herausstellt, dass bei seiner Erteilung die Voraussetzungen fiir die Begrenzung nicht gegeben waren.
Er geht als spezialgesetzliche Regelung der Riicknahme der allgemeinen Vorschrift des § 48
Verwaltungsverfahrensgesetz vor. Insbesondere spielen die in § 48 Absatz 2 und Absatz 3 zum
Ausdruck kommenden Vertrauensschutzgesichtspunkte bei der Riicknahme keine Rolle, da durch
die Gebundenheit der Entscheidung keine Abwédgung mit dem Interesse des Beglinstigten am
Fortbestehen der Begrenzungsentscheidung erfolgt. Die iibrigen allgemeinen Regelungen des § 48
Verwaltungsverfahrensgesetz, etwa die Frist des § 48 Absatz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz,
bleiben erginzend anwendbar, soweit hieriiber das vorliegende Gesetz keine abschlieBende

Regelung triftt.

Absatz 2 berechtigt das Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle zur nachtriglichen
Uberpriifung der Voraussetzungen, auch nach Ergehen der Begrenzungsentscheidung. Dariiber

hinaus sieht er eine Betretungsbefugnis der Bediensteten des Bundesamtes fiir Wirtschaft und



Ausfuhrkontrolle zur Uberpriifung des Vorliegens der Voraussetzungen vor. Sie steht den
Bediensteten und Beauftragten der zustdndigen Behorde auch gegen den Willen der Eigentiimer

oder Betriebsinhaber der betreffenden Grundstiicke, Betriebs- und Geschéaftsraume zu.

Zu§dd

Der neue § 44 erweitert die Auskunftspflicht der Begiinstigten auf fiir die Fortentwicklung der
Besonderen Ausgleichsregelung erforderliche Tatsachen. In der Vergangenheit hat sich haufig
gezeigt, dass die Informations- und Datengrundlage fiir die vollumfingliche Evaluierung der
Besonderen Ausgleichsregelung nicht ausreicht. Die Mitwirkung derer, die von der
Ausgleichsregelung profitieren, an ihrer Bewertung und Weiterentwicklung festzulegen, ist

angemessen. In der Regel verfiigen auch nur sie iiber die entsprechenden Daten und Informationen.

Zu Nummer 19 (§§ 46 bis 48)

Die Transparenzvorschriften werden insbesondere infolge der Einrichtung eines Anlagenregisters

angepasst.

Zu § 46

Der Standort und die installierte Leistung von Anlagen sollen zukiinftig neben anderen Stammdaten
iiber das Anlagenregister nach § 1c erfasst werden. Um doppelte Meldepflichten fiir
Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber zu vermeiden, wird die entsprechende Meldepflicht in
§ 46 Nummer 1 EEG 2012 gestrichen und an ihre Stelle die bislang in § 46 Nummer 3 EEG 2012
geregelte Pflicht gesetzt. Es bleibt der Praxis des jeweiligen Netzbetreibers iiberlassen, ob er
Standort und installierte Leistung der Anlage kiinftig direkt vom Anlagenregister beziehen oder
weiterhin von der Anlagenbetreiberin oder dem Anlagenbetreiber als fiir die Endabrechnung des
Vorjahres erhebliche Daten erheben will. Die nunmehr in Nummer 1 geregelte Meldepflicht wird
gegeniiber der Vorgingerregelung in § 46 Nummer 3 EEG 2012 dahingehend klargestellt, dass die
Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber sédmtliche fiir die Abrechnung

erforderlichen Angaben zur Verfligung stellen. Dies schlief3t insbesondere auch alle zur Ermittlung



der Flexibilititspramie erforderlichen Angaben ein.

Zu § 47

Absatz 1 stellt sicher, dass die Verteilnetzbetreiber den Ubertragungsnetzbetreibern Daten
iibermitteln, die fiir die Durchfiihrung des Belastungsausgleichs nach den §§ 35 f. erforderlich sind.
Durch die Anderung des § 47 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a sind Netzbetreiber verpflichtet,
sowohl die Daten {iiber die Forderzahlungen nach dem EEG 2014 als auch hinsichtlich der
Bestandsanlagen die Daten liber Pramien- und Vergiitungszahlungen nach den fiir die jeweilige
Anlage maBgeblichen Fassungen des Erneuerbare-Energien-Gesetz zu iibermitteln. Dies beinhaltet
fiir Neuanlagen Daten iiber die Zahlung der Marktpramie nach § 22 und der Kapazititspramie fiir
Biogasanlagen nach § 27d, liber die optionale Einspeisevergiitung fiir Kleinanlagen nach § 22¢ und
die Ausfallvergiitung nach § 22d sowie fiir Bestandsanlagen Daten iiber die Zahlung der
Marktpramie nach § 66 Absatz 1 Nummer 9 Buchstabe a in Verbindung mit § 33g EEG 2012, die
Flexibilitdtspramie nach § 68 und iiber die Einspeisevergiitungen nach § 66 Absatz 1 Nummern 5

und 9 in Verbindung mit den Fordervorschriften des fiir die jeweilige Anlage ma3geblichen EEG.

Weiterhin wurde in Nummer 1 Buchstabe ¢ mit dem Verweis auf § 15b Absatz 2 der neue
Regelungsort zu Meldungen fiir den Wechsel zwischen den beiden Direktvermarktungsformen

beriicksichtigt.

Die Anderung des Absatz 2 ist eine sprachliche Anpassung an den geéinderten Absatz 1, nach dem
die Netzbetreiber nicht nur Daten zu Einspeisevergiitungszahlungen, sondern allgemein zu

Forderzahlungen im Sinne des § 16 zu libermitteln haben.

Zu § 48

Durch die Einfligung der Worter ,,unbeschadet des § 52 Absatz 3 in Absatz 1 wird klargestellt, dass
auch fiir die Ubertragungsnetzbetreiber keine Verpflichtung besteht, Daten zu verdffentlichen, die
bereits nach Mafigabe der Rechtsverordnung nach § 64e im Anlagenregister nach § 1c¢ veroffentlicht

werden.

Mit Streichung des Marktintegrationsmodells ist auch die Ermittlung des Wertes ,,MW sy nicht
mehr  erforderlich. Daher wird die entsprechende  Verdffentlichungspflicht — der
Ubertragungsnetzbetreiber in § 48 Absatz 3 Nummer 1 gestrichen.



Der neue Absatz 4 ist eine Folgednderung des mit § 37 Absatz 2a neu eingefiihrten Rechts des
Ubertragungsnetzbetreibers, siumigen EEG-Umlage-Schuldnern die Bilanzkreise zu kiindigen.
Dieses Recht kann dazu fiihren, dass Kunden ihre Lieferanten verlieren. Auch wenn diese im
Notfall von der Grundversorgung aufgefangen werden ist es sinnvoll sie zu informieren, damit sie
ggf. den Anbieter wechseln konnen. Hierzu ist der Netzbetreiber nach § 3 Absatz 2 Satz 2

Niederspannungsanschlussverordnung verpflichtet.

Zu Nummer 20 (§ 49 EEG)

Die Ergiinzung stellt sicher, dass der Ubertragungsnetzbetreiber die vom jeweiligen Lieferanten
gemeldeten Mengen mit den im Bilanzkreis zu bilanzierenden Mengen in Deckung bringen kann
und es insbesondere im Fall der neu eingefiigten Vermutungsregelung nach § 37 Absatz 2 Satz 2

nicht zu Doppelerfassungen kommt.

Der angefiigte Satz 3 erweitert die Meldepflicht auf den Elektrizititsversorgungsunternechmen
geleichgestellten Eigenerzeuger aus. Die Meldepflicht gilt nur fiir die Strommengen, die nach § 37
Absatz 3 Satz 2 umlagepflichtig sind. Selbstverbrauchte Strommengen von weniger als 10 MWh
aus Eigenerzeugungsanlagen, deren installierte Leistung 10 kW nicht iiberschreitet, unterfallen der
Meldepflicht nicht. Damit soll der Verwaltungsaufwand fiir Eigenerzeuger, die nur kleine Anlagen

betreiben und damit verhéltnisméBig geringe Mengen selbst verbrauchen, vermieden werden.

Zu Nummer 21 (§ 51 EEG)

Die Anderung von § 51 Absatz 3 Satz 2 tragen einerseits dem verinderten Ressortzuschnitt

Rechnung und nehmen andererseits auf die neuen Berichtspflichten Bezug.

Zu Nummer 22 (§ 52 EEG)

Nach der Rechtsverordnung auf Grund von § 64e¢ iiber das Anlagenregister nach § 1¢ kdnnen bereits
bestimmte Daten verdffentlicht werden. Der neu eingefiigte Absatz 3 entlastet Netzbetreiber

insoweit von ihren Veroffentlichungspflichten nach § 52, als die entsprechenden Daten zukiinftig



ausschlieflich durch das Anlagenregister veroffentlicht werden.

Zu Nummer 23 (§ 53 EEG)

Die Streichung des §§ 53 dient groBerer Rechtsklarheit. § 53 wurde in der Praxis teilweise so
verstanden, dass er das Recht beinhaltet, dass Elektrizitdtsversorgungsunternehmen die EEG-
Umlage ungeachtet ihrer Vertrdge mit ihren Kunden an die Kunden weiter geben diirfen. Dies ist
nicht der Fall. Um dieses Missverstindnis auszurdumen wird die Vorschrift gestrichen. Die
Weitergabe der EEG-Umlage ist eine Frage der Preisgestaltung der
Elektrizititsversorgungsunternehmen. § 53 Absatz 1 EEG 2012 stellte nur klar, dass unabhingig
von der tatsdchlichen Weitergabe der EEG-Umlage eine Ausweisung auf der Rechnung zuldssig ist.
Dies ist nicht erforderlich, da eine Ausweisung der EEG-Umlage auch ohne gesetzliche Anordnung
moglich ist, so lange hiermit keine Tduschung oder Irrefiihrung der Verbraucher erfolgt. Der
Transparenz iiber die Kosten des EEG, wird durch die Verdftentlichungspflichten der

Ubertragungsnetzbetreiber ohnehin Rechnung getragen.

Zu Nummer 24 (§ 54)
Die Anderungen in § 54 sind weitgehend redaktionell.

In Absatz 1 und 5 stellen sie klar, dass die Ausweisung der erneuerbaren Eigenschaft durch die
Elektrizitdtsversorgungsunternechmen eine Gegenleistung fiir die Zahlung der EEG-Umlage ist. Der
Wert des geforderten Stroms flieBt ihnen so zu. Gleichzeitig entlasten die
Ubertragungsnetzbetreiber sie von der Vermarktungstitigkeit, die nach dem Verursacherprinzip

ihnen zufallen miisste, im Gegenzug miissen sie diesen einen Aufwendungsersatz zahlen.

Der neue Absatz 6 ist eine Folge der Einbeziehung des Eigenverbrauchs in die Pflicht zur Zahlung
der EEG-Umlage. Er bewirkt, dass auch eigenverbrauchter Strom teilweise als EEG-Strom gilt. So
konnen sich Eigenverbraucher zum Beispiel im Rahmen von Umweltmanagementsystemen einen

Teil ihres Stroms als erneuerbar produziert ausweisen.



Zu Nummer 25 (§§ 55 und 56 EEG)

Die Anderungen in §§ 55 und 56 sind rein redaktioneller Art und folgen aus der Einfiihrung der
verpflichtenden Direktvermarktung.

Zu Nummer 26 (§ 57 EEG)

Das Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat die Clearingstelle EEG
eingerichtet, die im Jahr 2007 ihren Betrieb aufgenommen hat. Die Clearingstelle hat sich als
Schlichtungsstelle bewidhrt und etabliert. Thre Entscheidungen (z.B. Hinweise und Empfehlungen)
genieBen hohe Akzeptanz. Die Clearingstelle tragt daher mit diesen Entscheidungen und mit ihrem
breiten Informationsangebot (z.B. Internetprdsenz und Fachgesprache) maflgeblich dazu bei, dass
Anwendungsfragen geklért und Streitigkeiten verhindert oder jedenfalls schnell gelost werden. Die
Clearingstelle wird daher aufgrund ihres Erfolges auch im neuen EEG weitergefiihrt. Ihre
Zustandigkeit wird zudem auf Messfragen im Zusammenhang mit dem Betrieb von Erneuerbare-

Energien-Anlagen erweitert.

§ 57 EEG wurde mafgeblich durch das EEG 2012 gestaltet. Die Regelung hat sich im Wesentlichen
bewihrt und bedarf nur Anderungen im Detail. Zum einen wird die Zustindigkeit fiir die
Clearingstelle auf das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie iibertragen. Zum anderen
werden erste MaBnahmen ergriffen, um die Effizienz der Clearingstelle zu verbessern: Die
Clearingstelle wird gegenwiértig durch eine externe Managementberatung evaluiert. Bereits jetzt
zeichnet sich bei dieser Evaluierung die hohe Akzeptanz ab, zugleich aber als Kritikpunkt bei
zahlreichen Verfahren auch eine lange Verfahrensdauer. Die Griinde fiir diese lange Verfahrensdauer
werden derzeit analysiert. Durch die Verankerung eines Beschleunigungsgrundsatzes in § 57 Absatz
5 EEG in Anlehnung an den zivilprozessualen Beschleunigungsgrundsatz sowie durch die
Streichung des vergleichsweise aufwandigen Votumsverfahrens soll der gesetzgeberische Wunsch

unterstrichen werden, dass die Verfahrensdauer bei der Clearingstelle verkiirzt werden soll.

Sofern sich bei der laufenden Evaluierung weiterer Anderungsbedarf in § 57 EEG ergibt, wird die
Bundesregierung im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens rechtzeitig geeignete

Vorschldge unterbreiten.



Zu Buchstabe a

Durch Buchstabe a wird die Zustidndigkeit fiir die Clearingstelle vom Bundesministerium fiir
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit auf das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie
tibertragen. Dies zeichnet die Biindelung der energiepolitischen Kompetenzen im

Bundeswirtschaftsministerium nach.

Zu Buchstabe b

Buchstabe b fasst Absatz 2 Satz 1 neu. Neben verschiedenen redaktionellen Anderungen und der
Inkorporierung des bisherigen § 66 Absatz 12 EEG 2012 wird die Zustédndigkeit der Clearingstelle
auf Messfragen im Zusammenhang mit dem Betrieb von Erneuerbare-Energien-Anlagen erweitert.
Die Clearingstelle hat sich hierfiir aufgrund ihres Fachwissens und der bereits zu diesem Thema
durchgefiihrten Fachgespriache als der ideale Marktakteur erwiesen. Diese neue Aufgabe kann mit

dem bisherigen Personalbestand erledigt werden.

Zu Buchstabe ¢

Mit Buchstabe ¢ wird zum einen das als relativ aufwéndig angesehene Votumsverfahren gestrichen.
Seit der FEinfilhrung des schiedsrichterlichen Verfahrens mit dem EEG 2012 hat sich das
Votumsverfahren als nicht mehr erforderlich herausgestellt. Die Streichung dieses Verfahrenstyps
realisiert daher Effizienzpotenziale. Bereits eingeleitete Votumsverfahren konnen ungeachtet dessen

zu Ende gefiihrt werden.

Zum anderen wird durch Buchstabe ¢ die Mdoglichkeit geschaffen, dass auch
Direktvermarktungsunternehmer Verfahrensparteien bei der Clearingstelle sein konnen. Dies
unterstreicht die besondere Bedeutung, die die Direktvermarktungsunternehmer im neuen System

des EEG haben.

Zu Buchstabe d

Es wird auf die Begriindung zu Buchstabe ¢ verwiesen.

Zu Buchstabe e

Es wird auf die Vorbemerkung verwiesen.



Zu Buchstabe f

SchlieBlich wird das Berichtswesen im Interesse des Biirokratieabbaus verringert. Die von der
Clearingstelle zu erstellenden Berichte werden daher auf den Tétigkeitsbericht nach § 57 Absatz 6
Satz 1 EEG begrenzt; weitere Berichte sind von ihr nicht mehr zu erstellen. Daher wird Satz 2
gestrichen. Infolge dessen wird die Berichtspflicht der Clearingstelle nach § 69 BioSt-NachV
aufgehoben.

Zu Buchstabe g

Buchstabe f ist eine redaktionelle Folgednderung zu der Neufassung des Absatz 3.

Zu Nummer 27 (§ 60 EEG)

In § 60 EEG werden redaktionelle Folgednderungen vorgenommen, die aufgrund der Umstellung

der Fordervorschriften erforderlich sind.

Zu Nummer 28 (§ 61 EEG)

Die Anderungen in § 61 vollziehen den verinderten Zuschnitt der Ressorts nach. Dariiber hinaus
werden redaktionelle Folgednderungen in Folge der Umstellung der Fordervorschriften

vorgenommen.

Zu Nummer 29 (§ 62 EEG)
Buchstabe a ist eine Folge der Anderung der Verordnungsermichtigung fiir das Anlagenregister.

Durch Buchstabe b wird der geringere Buflgeldrahmen auch auf Verstoe gegen die
Anlagenregisterverordnung erstreckt: Der StandardbuB3geldrahmen von 200.000 Euro, der
insbesondere auf Verstofle von Unternehmen und nicht von Privatpersonen ausgerichtet ist, ist nicht
angemessen fiir das Unrechtsgehalt von VerstoBen gegen die Anlagenregisterverordnung. Daher
wird der abgesenkte Satz von hdchstens 50.000 Euro, der bei VerstoBen gegen die
Herkunftsnachweisverordnung gilt, auch auf die Anlagenregisterverordnung erstreckt. Im Ubrigen

ist die konkrete Hohe des BuB3geldes nach den Bestimmungen des Ordnungswidrigkeitengesetzes zu



bestimmen. So ist Grundlage fiir die Bestimmung des Buligeldes die Bedeutung der
Ordnungswidrigkeit und der Vorwurf, der den Téter trifft; auch die wirtschaftlichen Verhéltnisse des
Taters kommen in Betracht (§ 17 Absatz 3 OWiG). Dariiber hinaus koénnen fahrlidssige Verstof3e
gegen das Anlagenregister hochstens mit der Hélfte des angedrohten Hochstbetrages der Geldbufle
geahndet werden (§ 17 Absatz 2 OWiG). Bei geringfiigigen Verstdfen steht es dariiber hinaus im

Ermessen der Bundesnetzagentur, ganz auf die Verhdngung eines BuBlgeldes zu verzichten.

Zu Nummer 30 (§ 63 EEG)

Die Anderung in § 63 vollziehen den gedinderten Ressortzuschnitt nach.

Zu Nummer 31 (§ 63a EEG)

Es handelt sich um Folgednderungen auf Grund der redaktionellen Anpassung des § 63a an das

Bundesgebiihrengesetz vom 7. August 2013 (BGBL. I, S. 3154).

Durch die Einfligung der Nummer 5 in § 63a wird das Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Energie ermichtigt, eine Gebiihrenverordnung zu erlassen, damit Gebiihren fiir Amtshandlungen,
die die Bundesnetzagentur im Rahmen des Ausschreibungsverfahren vornimmt, erhoben werden
konnen. Dieser Erméchtigung kann das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie auf die

Bundesnetzagentur iibertragen.

Durch die neue Nummer 6 wird das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie erméchtigt, das
Anlagenregister nach § lc durch Erlass einer entsprechenden Verordnung mittels
Gebtihrenerhebung fiir die Registrierung und Bereitstellung von Daten zu finanzieren. Auch diese
Verordnungserméchtigung kann auf die fiir das Anlagenregister zustindige Bundesoberbehdrde

iibertragen werden.

Zu Nummer 32 (Uberschrift Teil 7)

Die Anderung der Uberschrift des Abschnitts 6 ist eine Folgeinderung der Einfiigung der §§ 65a



und 65b.

Zu Nummer 33 (Uberschrift Abschnitt 1)

Die §§ 64 bis 64h zu den Verordnungserméchtigungen werden in einen eigenen Abschnitt {iberfiihrt.

Zu Nummer 34 (§§ 64 bis 64b EEG)

Zu § 64

Die Verordnungsermichtigung zur Ausschreibung von Freiflichenanlagen gemill § 64 ist
notwendig, da im Rahmen des Pilot-Ausschreibungsverfahrens ein hinreichendes Mall an
Flexibilitdt gewdhrleistet sein muss. Die Einfilhrung eines Ausschreibungssystems stellt einen
grundsitzlichen Wechsel des Systems zur Ermittlung der Foérderhohe dar. Dieser Wechsel erfordert
im Laufe des Prozesses die Konkretisierung einer Vielzahl von Gestaltungsparametern.
Insbesondere in Anbetracht der begrenzten Erfahrungen mit Ausschreibungen zur Ermittlung der
Forderhohe im Bereich der erneuerbaren Energien ergeben sich erhebliche Anforderungen an die

Gestaltungsmoglichkeiten bei der Vorbereitung und Umsetzung eines Ausschreibungsmodells.

Zudem sind kurzfristige Handlungsmoglichkeiten notwendig, um auf etwaige Fehlentwicklungen
reagieren und eine Optimierung des Ausschreibungsdesigns vornehmen zu konnen. Durch die
Delegation von Kompetenzen an das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie im Rahmen der
Verordnungserméchtigung und die darin vorgesehene Moglichkeit zur Delegation von
Kompetenzen auf die Bundesnetzagentur ist das gebotene Mal3 an Flexibilitdt gewéhrleistet. Auf
diese Weise kann z.B. unterjéhrig im Rahmen einer folgenden Ausschreibungsrunde auf Basis der
gewonnenen Erfahrungen bereits das Ausschreibungsdesign so angepasst werden, dass die

kosteneftiziente Erreichung der Ausbauziele im Bereich der erneuerbaren Energien ermdglicht wird.

Die notwendige Flexibilitit zur Anpassung der einschligigen Regelungen wire hingegen im
Rahmen eines Gesetzgebungsverfahrens nicht gewihrleistet. Gleichwohl sind gemif der
sogenannten Wesentlichkeitstheorie der zufolge die wesentlichen Entscheidungen vom
parlamentarischen Gesetzgeber selbst zu treffen sind, die Leitlinien sowie wesentlichen

Gestaltungselemente des Ausschreibungsverfahrens bereits im Gesetz verankert. Dementsprechend



beschriankt sich der Spielraum der Exekutive lediglich auf die Details der Ausgestaltung eines
Ausschreibungssystems. Ferner ist die parlamentarische Kontrolle der Ausschreibungsverfahren

durch die Berichtspflicht gemil3 § 65b sichergestellt.

Zu Absatz 1

Absatz 1 ermichtigt das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie, durch Rechtsverordnung
Regelungen zur nédheren Ausgestaltung der Ausschreibungen fiir Strom aus Photovoltaik-

Freiflachenanlagen zu treften.

Nach Absatz 1 Nummer 1 kann das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie das Verfahren
und den Inhalt der Ausschreibungen regeln. Dies beinhaltet unter anderem die Kompetenz zur
Festlegung der jahrlich insgesamt auszuschreibenden Menge an Erzeugungsleistung, der Aufteilung
der jahrlichen Ausschreibungsmenge in Teilmengen, die in verschiedenen Verfahren ausgeschrieben
werden konnen, sowie der Bestimmung von Mindest- und MaximalgroBBen von Teillosen. Hier
konnte z.B. zur Erhaltung der Akteursvielfalt ein Teilsegment des Marktes, z.B. Biirgersolarparks,
separat als Teillos ausgeschrieben werden und die Ausschreibungsmenge flir dieses Teillos
bestimmt werden. SchlieBlich wird der Verordnungsgeber erméchtigt, Mindest- und Hochstbetridge
fiir den anzulegenden Wert festzulegen, der im Rahmen der Ausschreibungen ermittelt wird. Die
Festlegung von Mindestbetridgen konnte nach Einschitzung des Verordnungsgebers moglicherweise
erforderlich werden, um einen ruindsen Wettbewerb zu verhindern. Hochstbetrdge (,,ceiling prices®)
konnten unter Umstdnden das Risiko begrenzen, dass die Ausschreibung im Falle des
Marktversagens zu unerwiinscht hohen Forderhdhen fiihrt. Daneben konnen Verfahrensfristen,
Formvorschriften und die notwendigen Unterlagen, die im Verfahren einzureichen sind, geregelt
werden. Weitere Einzelheiten, wie die Anzahl der Ausschreibungsrunden und die Dauer/zeitliche
Ausgestaltung der Ausschreibungen konnen auch von der Bundesnetzagentur im Rahmen von

Festlegungen getroffen werden (sieche Absatz 2 Nummer 2).

Absatz 1 Nummer 2 erméchtigt den Verordnungsgeber unter anderem, die Flachenkulisse fiir die
forderfahigen Anlagen festzulegen. So konnte z.B. festgelegt werden, dass Anlagen, um forderfahig
zu sein, nur auf bestimmten Fldchenkategorien errichtet werden diirfen. Die bisherigen in § 32
Absatz 1 Nummer 2 und 3 geregelten Fldchenkategorien gelten im Rahmen des § 33 nicht, aber das
Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie wird durch Nummer 2 erméchtigt selbst
Flachenkriterien zu bestimmen, auf denen Anlagen eine finanzielle Forderung erhalten sollen.
Daneben konnte z.B. festgelegt werden, dass im Interesse der Akteursvielfalt keine

Forderberechtigungen fiir eine zu installierende Leistung von mehr als 10 oder 20 Megawatt



ausgeschrieben werden sollen. Des Weiteren kann der Verordnungsgeber abweichend von § 19 die
fordertechnische Zusammenfassung von im rdumlichen Zusammenhang errichteten Anlagen regeln
sowie Anforderungen an den Planungsstand der Projekte stellen, also z.B. die Vorlage von
Genehmigungen, bestimmter Gutachten oder Finanzierungszusagen fordern. Auch kann die Grofle
der forderfahigen Anlagen begrenzt werden und es kdnnen Anforderungen gestellt werden, die einer
Netz- und Systemintegration der Anlagen dienen. Dariiber hinaus eroffnet Absatz 1 Nummer 2 die
Moglichkeit, dass das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie abweichen von den
allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen in den §§ 15a, 15b, 17, 22a bis 22e festlegt. Damit erhélt
der Verordnungsgeber die Moglichkeit die gesetzlichen Anspruchsvoraussetzungen abzuindern,

falls diese fiir die Ausschreibungen notwendig sein sollte.

Absatz 1 Nummer 3 ermichtigt den Verordnungsgeber, Anforderungen an die Teilnahme am
Ausschreibungsverfahren zu stellen, insbesondere Eignungskriterien festzulegen und den Nachweis
derselben zu regeln. Hier kann der Verordnungsgeber auch Anforderungen an den Planungsstand
der Projekte stellen, also z.B. die Vorlage von Genehmigungen, bestimmter Gutachten oder

Finanzierungszusagen fordern.

Absatz 1 Nummer 4 erlaubt die Festlegung von Zuschlagskriterien. Wichtigstes Kriterium diirfte
zundchst die Hohe des Gebotes sein, aber das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie wird

durch Nummer 4 ermédchtigt, noch weitere Kriterien fiir die Bewertung der Gebote zu bestimmen.

Nach Absatz 1 Nummer 5 kann der Verordnungsgeber die Art, Form und den Inhalt der Férderung
abweichend von den Forderregelungen in §§ 22 bis 22e festlegen. Er kann somit statt einer
Marktpramie nach § 22, die sich an der Hohe der eingespeisten und direkt vermarkteten
Strommenge orientiert, auch eine Forderung in der Form einer Kapazititszahlung, die sich an der
installierten Leistung ausrichtet, festlegen. Hierdurch wird die Moglichkeit eroffnet, im Rahmen der
Ausschreibung der Forderung flir Photovoltaik-Freiflichen auch andere Fordermoglichkeiten
auszutesten. Daneben kann der Verordnungsgeber auch festgelegt, ob nur anlagenbezogene oder

auch allgemeine und unter Umstidnden handelbare Forderberechtigungen vergeben werden diirfen.

Nach Absatz 1 Nummer 6 kann der Verordnungsgeber regeln, dass flir die Angebotserstellung ein

Aufwendungsersatz geleistet wird, sofern ein Angebot keinen Zuschlag erhilt.

Absatz 1 Nummer 7 erméchtigt den Verordnungsgeber, Regelungen zu schaffen, die eine moglichst
umfingliche Realisierung der ausgeschriebenen Kapazitit an Freiflichenanlagen sicherstellen.

Hierzu koénnen zum Beispiel Ponalen festgelegt werden oder Bieter von kiinftigen Ausschreibungen



ausgeschlossen oder die vergebenen Forderberechtigungen mit einer Verfallsfrist versehen werden.

Absatz 1 Nummer 8 berechtigt den Verordnungsgeber zur Konkretisierung der Art und Form der
Veroffentlichungen  der  Bekanntmachungen der  Ausschreibungsverfahren und  der

Ausschreibungsergebnisse sowie der erforderlichen Mitteilungen an die Netzbetreiber.

In Absatz 1 Nummer 10 ist vorgesehen, dass der Verordnungsgeber die Ubertragbarkeit und damit
die Handelbarkeit von allgemeinen Forderberechtigungen erlauben kann. Dabei wird er
sinnvollerweise auch regeln, wie in dem Fall der Ubertragung auf Dritte die Zuordnung der
Forderberechtigung zu einer konkreten Anlage zu erfolgen hat. Er kann festlegen, dass eine
Ubertragung nur innerhalb eines bestimmten Zeitraums und nur an einen bestimmten Personenkreis,
an den er ndhere Anforderungen stellen darf, erfolgen darf. Auch kdnnen Mitteilungspflichten, z. B.

gegeniiber dem Netzbetreiber, geregelt werden.

Nach Absatz 1 Nummer 10 konnen Regelungen zu den nach Absatz 1 Nummer 1 bis 9 zu
iibermittelnden Informationen und zum Schutz von personenbezogenen Daten, die unter Umstéinden
von den Bietern im Zusammenhang mit dieser Informationsiibermittlung iibermittelt werden,

getroffen werden.

Zu Absatz 2

Absatz 2 ermaéchtigt das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie, festzulegen, dass
abweichend von § 33 und § 64 anstelle der Bundesnetzagentur die Ausschreibungen durch eine

andere juristische Person des 6ffentlichen oder privaten Rechts durchgefiihrt werden.

Dartiber hinaus kann die Bundesnetzagentur erméachtigt vom Verordnungsgeber erméachtigt werden,
Festlegungen fiir die einzelnen Ausschreibungsverfahren einschlieBlich der konkreten
Ausgestaltung der Nummern 1 bis 10 des Absatzes 1 zu treffen. Dabei kann das Bundesministerium
fiir Wirtschaft und Energie auch bewusst keine Regelungen zu den Erméchtigungen in Nummer 1
bis 10 treffen und die Aufgabe der Regelung dieser Punkte an die Bundesnetzagentur iibertragen,

die diese Bereiche dann im Rahmen von Festlegungen regeln kann.

Zu den §§ 64a und 64b EEG

Die Anderungen in den Verordnungsermichtigungen des § 64a, der die Ermichtigungsgrundlage fiir



die BiomasseV bildet, und des § 64b, der die Ermichtigungsgrundlage fiir die Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung bildet, vollziechen zum einen die neuen Ressortzustdndigkeiten nach.
Zudem entféllt in § 64a Absatz 1 gegeniiber der Vorgéngerregelung des § 64a Absatz 1 EEG 2012
die Moglichkeit zu regeln, fiir welche Stoffe eine zusitzliche einsatzstoffbezogene Vergiitung in
Anspruch genommen werden kann und wie diese einsatzstoffbezogene Vergiitung zu berechnen und
nachzuweisen ist; die Schaffung einer zusitzlichen einsatzstoffbezogene Forderung fiir Strom aus
erneuerbaren Energien im Wege einer Rechtsverordnung ist nicht mehr beabsichtigt, die bisherigen
entsprechenden Fordertatbestinde im EEG selbst werden mit diesem Gesetz fiir Neuanlagen
ebenfalls beendet. Die Fortgeltung der BiomasseV in ihrer bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes
geltenden Fassung fiir Bestandsanlagen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes in Betrieb genommen
worden sind, nach den Ubergangsbestimmungen fiir Biomasse zu diesem Gesetz ist von der
Anderung der Verordnungsermichtigung des § 64a nicht beriihrt. Bei der Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung wird aulerdem wegen des Neuzuschnitts der Ressorts die Fachaufsicht
zur Umsetzung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung auf das Bundesministerium fiir
Wirtschaft und Energie iibertragen (siehe auch die korrespondierende Anderung in § 73 Absatz 2
BioSt-NachV).

Zu Nummer 35 (§ 64d EEG)

§ 64d wird als redaktionelle Folgednderung zur Umstellung der Férdervorschriften angepasst.

Zu Nummer 36 (§ 64e EEG)

§ 64e EEG wird weiterentwickelt, um die im Entwurf vorgelegte Anlagenregisterverordnung in dem
vorgelegten Umfang erlassen zu konnen. Gegeniiber § 64e EEG 2012 wurde die Erméichtigung wie

folgt gedndert:

Mit der neuen Erméchtigungsgrundlage in Nummer 3 Buchstabe d konnen die in § 15b geregelten
Mitteilungspflichten iiber den Wechsel der Form, in welcher der Strom verduBert wird, kiinftig
gegeniiber dem Anlagenregister erfiillt werden, soweit dies die Rechtsverordnung vorsieht. Hierbei
sind neben den Fristen insbesondere Bestimmungen zu Format und Verfahren entsprechend den

Anforderungen in § 15b Absatz 3 vorzusehen.



Mit der Erméchtigung nach Nummer 3 Buchstabe e konnen die im Anlagenregister erfassten Daten
zusitzlich zum Herkunftsnachweisregister auch mit Registern und Datensitzen abgeglichen werden,
die auf Grundlage des Energiewirtschaftsgesetzes oder der §§ 47a bis 47k des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschrankungen (Markttransparenzstelle) eingerichtet oder erstellt werden.
Insbesondere wird damit auch der Abgleich mit dem derzeit auf Grundlage des § 12 Absatz 4
EnWG im Aufbau befindlichen Energieinformationsnetz ermdglicht. Dies stellt einen wichtigen
Schritt zu einer einheitlichen Erfassung energiewirtschaftlich relevanter Stammdaten in einem

zentralen Register dar.

Soweit die Verordnung Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber verpflichtet, ihre Anlage
bereits vor ihrer Inbetriebnahme registrieren zu lassen, ermoglicht die Erméchtigung nach
Nummer 3 Buchstabe e einen Abgleich der Angaben mit den der zustindigen

Genehmigungsbehorde vorliegenden Daten.

Nummer 4 erméchtigt das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie zur Konkretisierung der
in § Ic Absatz 3 vorgegebenen Transparenz des Anlagenregisters sowie zur Regelung der nach
§ 20a Absatz 2 erforderlichen Veroffentlichungen zur Umsetzung der Absenkung der Fordersitze
fiir Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biomasse, Windenergieanlagen an Land und solarer

Strahlungsenergie.

Nummer 8 ermichtigt schlieBlich zur Regelung von Art und Umfang der Weitergabe der Daten an
Dritte, soweit dies zur Erflillung der Aufgaben des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie
im Zusammenhang mit dem Ausbau erneuerbarer Energien erforderlich ist. Dies beinhaltet
insbesondere die Moglichkeit, akteursspezifische Zugangsrechte sowie die Datenweitergabe an

Forschungsnehmer zu regeln.

Zu Nummer 37 (§ 64f EEG)

Die bislang in § 64f Nummer 2 bis 6 geregelten Verordnungserméachtigungen werden auf Grund der
weitgehenden Umstellung des Fordersystems auf die Marktpramie sowie der Streichung des
Griinstromprivilegs nicht mehr bendtigt und werden weitgehend aufgehoben. Neu ist eine
Verordnungserméchtigung zur Ausfallvergiitung, mit der die Aufgabe des Ausfallvermarkters auf

einen Dritten libertragen werden kann.



Zu Nummer 38 (§ 64¢g)

Die Verordnungsermichtigung zu Forderbedingungen auf Konversionsflichen wird aufgehoben, da

die Forderung fiir Freiflichenanlagen nach § 33 kiinftig durch Ausschreibung ermittelt wird.

Zu Nummer 39 (§ 64h EEG)

Die Anderungen in § 64h Absatz 2 und 3 sind redaktionelle Folgeinderungen auf Grund der
Anderungen in §§ 64d, 64e und 64 f sowie der Authebung des § 64g.

Zu Nummer 40 (§§ 65 bis 69 EEG)

Zu § 65

Die Evaluierung des EEG durch die Bundesregierung in Form eines dem Bundestag vorzulegenden
Erfahrungsberichts hat sich bewéhrt. Insoweit erfolgt in Buchstabe a nur eine Anpassung der
Regelung in zeitlicher Hinsicht. Der nichste Erfahrungsbericht ist dem Bundestag demzufolge bis

zum 31. Dezember 2018 vorzulegen.

.Zu § 65a EEG

§ 65a regelt weiterhin den Monitoringbericht. Dieser soll in einigen Punkten ausgeweitet werden,
insbesondere im Hinblick auf den Ausbaupfad nach § 1b. Dariiber hinaus ist der Stand der
Direktvermarktung einschlieBlich der flankierenden Ausfallvergiitung nach § 22d zu evaluieren, um
sicherzustellen, dass die Ausfallvergiitung ein Instrument fiir voriibergehende Notfallsituationen
bleibt und keine falschen Anreize setzt, auch ohne akute Notlage in die Einspeisevergiitung
zuriickzukehren. In dem Bericht ist auch dariiber zu berichten, ob und gegebenenfalls mit welchen
Modifikationen eine Fortsetzung der Ausfallvergiitung erforderlich bleibt, damit das damit verfolgte
Ziel erreicht wird, mogliche Finanzierungsmehrkosten der verpflichtenden Direktvermarktung fiir

neue Anlagen zu begrenzen..



Zu § 65b EEG

Die gesetzliche Berichtspflicht der Bundesregierung gegeniiber dem Bundestag gemill § 65b dient
der transparenten Evaluierung der Erfahrungen mit Ausschreibungen. Eine solche Evaluierung ist
insbesondere vor dem Hintergrund geboten, als dass bislang nur in einem begrenzten Umfang
internationale Erfahrungen mit Ausschreibungssystemen zur Ermittlung der Forderhohe fiir
erneuerbare Energien vorliegen. Zudem sind bei der Auswertung der vorhandenen empirischen
Evidenz die jeweils im Einzelfall vorliegenden Rahmenbedingungen zu beriicksichtigen, was die
Ubertragbarkeit der vorhandenen internationalen Erfahrungen auf Deutschland einschrinkt.
Insofern bildet das Evaluierungsverfahren nach § 65b eine geeignete Grundlage, um in
transparenter Weise und unter Einbeziehung des in der Gesellschaft vorhandenen Wissens den
Wechsel auf ein Ausschreibungssystem erfolgreich zu gestalten. So ist in § 65b vorgesehen, dass
das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie dem Bundestag bereits bis zum 30. Juni 2016
und danach jéhrlich tiber die Erfahrungen mit den Ausschreibungsverfahren berichtet. Um eine
moglichst zeitnahe und effektive Gesetzgebung zu ermoglichen, soll der Bericht auch
Handlungsempfehlungen fiir die Weiterentwicklung und Ausweitung des Ausschreibungssystems —

gerade auch im Hinblick auf die Einbeziehung weiterer erneuerbarer Energien — enthalten.

Zu § 66 EEG

Zu Absatz 1

§ 66 ordnet grundsitzlich die Geltung des neuen Rechts auch fiir Bestandsanlagen an. Dies dient der
Vereinfachung des Vollzugs. Allerdings sollen die inhaltlich bei Inbetriebnahme geltenden
Anforderungen und die Vergiitungssitze fiir Bestandsanlagen aus Griinden des Vertrauensschutzes
nicht angetastet werden. Deshalb ist die Fortgeltung des EEG 2012 insbesondere im Bereich der

Vergiitungsvorschriften an vielen Stellen vorgesehen.

Zu Nummer 1

§ 66 Absatz 1 Nummer 1 bestimmt, dass der Inbetriebnahmebegriff des EEG 2012 grundsétzlich fiir
Anlagen weiter gilt, die vor dem 1. August 2014 in Betrieb genommen worden sind. Zu beachten ist
diesbeziiglich aber Absatz 2, der von diesem Grundsatz eine Ausnahme macht, wenn die

Inbetriebnahme nicht mit erneuerbaren Energien oder Grubengas erfolgt ist und insofern kein



Forderanspruch nach dem EEG entstanden ist.

Zu Nummer 2

Mit Nummer 2 wird klargestellt, dass die Verdnderung der Anforderungen fiir Anlagen zur
Erzeugung von Strom aus solarer Strahlung mit einer Leistung unter 100 Kilowatt nicht fiir Anlagen
gilt, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in Betrieb genommen wurden. Dies gilt auch fiir die
Rechtsfolgen. Gleichzeitig wird klargestellt, dass der ersetzte § 6 Absatz 5 EEG 2012 fiir
Bestandsanalgen weiterhin Anwendung findet. In beiden Fillen bestimmen sich auch die

Rechtsfolgen nach altem Recht.

Zu Nummer 3

Nummer 3 regelt, dass § 17 Absatz 1 auf Bestandsanlagen grundsétzlich keine Anwendung findet.
Ausgenommen sind Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlung, soweit fiir sie bereits
in der Vergangenheit eine Meldepflicht Bestand, solange die Anlagenbetreiberinnen und

Anlagenbetreiber dieser Meldepflicht nicht nachgekommen sind.

Zu den Nummern 4 und 5

Die Nummern 4 und 5 regeln, dass flir Anlagen die bereits vor dem 1. August 2014 in Betrieb
genommen worden sind die bei ihrer Inbetriebnahme ermittelten Fordersédtze nach § 20 bis 20b in

Verbindung mit 23 bis 33 weiterhin gelten.

Nummern 6 und 7

Grundsitzlich gilt nach der Ubergangsregelung das neue Recht. Da Anlagen in der Vergangenheit
grundsitzlich das Recht hatten zwischen Marktpramie und Einspeisevergilitung zu wechseln wird
dies fiir diese Anlagen auch weiterhin gewihrleistet. Zu diesem Zweck, werden die §§ 22¢ und 22d

modifiziert.

Zu Nummer &

Nummer 8 regelt die Managementpramie fiir Bestandsanlagen.



Zu Nummer 9

Nummer 9 regelt die Fortgeltung des § 66 EEG 2012 aber auch wenige Ausnahmen hiervon. Fiir die
Markt- und die Managementprdmie fiir Anlagen die vor dem 1.1.2012 in Betrieb genommen
wurden gilt das an anderer Stelle in diesem Gesetz geregelte. § 66 Absatz 13 und 13a haben keinen

Anwendungsbereich mehr. § 66 Absatz 15 wird durch § 37 Absatz 3 Satz 3 ersetzt.

Zu Absatz 2

Mit § 66 Absatz 2 wird die neugefasste Regelung des § 3 Nummer 15 Halbsatz 1 zur
Inbetriebnahme auch fiir bestehende Anlagen fiir anwendbar erklért, soweit diese vor Inkrafttreten
dieses Gesetzes noch zu keinem Zeitpunkt Strom ausschlieBlich aus erneuerbaren Energien oder
Grubengas erzeugt haben. Die Ubergangsbestimmung betrifft damit insbesondere Anlagen, die
bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes mit fossilen Energietrdgern betrieben wurden (z.B. Erdgas-
BHKW) und erst nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf einen Betrieb ausschlieBlichen mit
erneuerbaren Energien (z.B. Biomethan) umgestellt werden. Diese bereits fossil betriebenen
Anlagen gelten zukiinftig erst mit der erstmaligen Inbetriebsetzung ausschlie8lich mit erneuerbaren
Energien als in Betrieb genommen. Eine frithere Inbetriebsetzung mit — anteilig oder ausschlieBlich
— nicht-forderfahigen Energietrdgern vor Inkrafttreten dieses Gesetzes hat fiir die Bestimmung des
Inbetriebnahmezeitpunktes dieser Anlagen kiinftig keine Bedeutung mehr. So erhilt z.B. ein seit
dem Jahr 2010 mit Erdgas betriecbenes BHKW, das erst im Jahr 2015 auf den ausschlieBlichen
Betrieb mit Biogas umgestellt wird, das Inbetriebnahmejahr 2015. Schutzwiirdige Interessen der
Betreiberinnen und Betreiber von bereits fossil betriebenen Anlagen werden hierdurch nicht
verletzt; die aufgewendeten Investitionskosten fiir die Anlage konnen in der Regel bereits durch den
— gegebenenfalls zusitzlich durch das KWKG geforderten — Betrieb mit fossilen Energietrdgern
refinanziert werden. Mit der erstmaligen Inbetriebsetzung ausschlieBlich mit erneuerbaren Energien
nach dem Inkrafttretens dieses Gesetzes unterfallen diese Anlagen somit dem EEG in seiner in
diesem Zeitpunkt geltenden Fassung mit einem neu anlaufenden 20-jdhrigen Forderzeitraum. Fiir
ein BHKW, das nachtriglich in eine Biogasanlage mit eigener Biogasproduktion (Vor-Ort-
Biogasanlage) integriert wird, gilt unabhédngig hiervon das Inbetriebnahmedatum der Vor-Ort-
Biogasanlage. Fiir Anlagen, die bereits vor dem Inkrafttretens dieses Gesetzes ausschlieBlich mit
erneuerbaren Energien in Betrieb gesetzt wurden, gilt deren bisheriges Inbetriebnahmedatum

unverindert fort.



Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt eine Abweichung vom Regelfall des Absatz 1 dar. Absatz 1 legt grundsétzlich fest,
dass das EEG fiir Anlagen, die nach dem 31. Juli 2014 in Betrieb genommen wurden, in seiner
neuen Fassung gilt. In Absatz 3 besteht allerdings eine Abweichung von diesem Grundsatz zu
Gunsten von Anlagen, die bereits vor dem 23. Januar genehmigt oder zugelassen worden sind und
noch in der Zeit zwischen dem 1. August und vor Ablauf des 31. Dezember 2014 in Betrieb
genommen wurden. Der Zweck dieser Abweichung ist die Gewdhrung von Investitionssicherheit,
tiber den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes hinaus, fiir Anlagen, die bereits genehmigt oder
zugelassen worden sind, bevor die Anderung des EEG konkret absehbar war. Fiir Anlagen, die erst
nach dem 23. Januar genehmigt oder zugelassen und nach dem 31. Juli 2014 in Betrieb genommen

wurden, gilt somit das EEG 2014.

Die Wahl des 23. Januar 2014 als Stichtag fiir das Vorliegen der Genehmigung oder Zulassung ist
dabei unter Abwiégung aller Interessen sachlich gerechtfertigt. Die Wahl des Stichtags greift vor
allem in Positionen derjenigen Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber ein, die bereits einen
Antrag auf Genehmigung oder Zulassung gestellt haben, deren Anlagen aber nicht rechtzeitig zum
23. Januar 2013 genehmigt oder zugelassen waren. Gegeniiber der von der Reform des EEG
verfolgten Zwecke der Bezahlbarkeit und Akzeptanz der Energiewende fiir alle Stromverbraucher
muss das Interesse dieser Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber an der Inanspruchnahme der
bisherigen Vergilitungsregelungen allerdings zuriickstehen. Mit der Stichtagsregelung sollen vor
allem auch Ankiindigungs- und Mitnahmeeffekte vermieden werden. Dies gilt bei der Wahl des 23.
Januar 2013 als Stichtag konkret vor dem Hintergrund der am 22. Januar 2014 erfolgten Billigung
der Eckpunkte der EEG-Reform durch das Kabinett im Rahmen der Kabinettsklausur von Meseberg
und der unmittelbar darauf folgenden Verdffentlichung der Eckpunkte der EEG-Reform. Zur
Vermeidung von Ankiindigungs- und Mitnahmeeffekten wurde auch nicht auf den Zeitpunkt der
Antragstellung, sondern den Zeitpunkt der Genehmigung oder Zulassung abgestellt. Denn bereits
im Vorfeld der Beschliisse der Eckpunkte der EEG-Reform am 22. Januar 2014 fand eine intensive
Diskussion in der Offentlichkeit beziiglich einer grundlegenden Reform des EEG in den Medien
statt. So spielte das Thema z.B. bereits im Rahmen der Koalitionsgesprache in den letzten Monaten
des Jahres 2013 und der anschlieBenden Berichterstattung iiber den Koalitionsvertrag vom 27.
November 2013, der eine ziigige EEG-Reform ausdriicklich ankiindigte, eine groe Rolle in der
Offentlichkeit. Zur 6ffentlichen Diskussion um die Reform des EEG trug weiter auch die Einleitung
des Beihilfeverfahrens durch die Kommission am 18. Dezember 2013 bei. Durch diese breite
offentliche Diskussion durften Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber nicht darauf vertrauen,

dass das EEG nicht kurzfristig gedndert wird. Eine schiitzenswerte Rechtsposition in Form eines



abgeschlossenen Sachverhalts der Vergangenheit, die dem Eingriff des Gesetzgebers entzogen ist,
hat die Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber somit erst mit Erteilung der Genehmigung

oder Zulassung vor dem Beschluss der Eckpunkte der EEG-Reform durch das Kabinett.

Hingegen ergibt sich die Wahl des Zeitraums fiir den Zeitpunkt der Inbetriebnahme zwischen dem
1. August 2014 und bis zum Ablauf des 31. Dezember 2014 aus dem nach § 65 EEG in der
bisherigen Fassung vorgesehenen Ende des Evaluierungszeitraums zum 31. Dezember 2014.
Spétestens zu diesem Zeitpunkt musste ohnehin mit einer turnusmifigen Novelle des EEG auf der
Grundlage des Erfahrungsberichts gerechnet werden. Beziiglich eines Weiterbestehens der
bisherigen Forderregelungen tiber diesen Zeitpunkt hinaus konnte sich somit von vornherein kein

Vertrauen von Seiten potentieller Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber bilden.

Zu Absatz 4

Durch § 6 Absatz 2 werden auch neue Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer
Strahlungsenergie mit einer installierten Leistung von mehr als 10 Kilowatt und hochstens 30
Kilowatt verpflichtet, ihre Anlagen mit einer Fernsteuerungseinrichtung zur Reduzierung der
Einspeiseleistung durch den Netzbetreiber auszustatten. Da hiervon eine Vielzahl von Anlagen
betroffen sein wird, kann es bei der Produktion von entsprechenden Fernsteuerungeinrichtungen
(insbesondere von Funkrundsteuerempfangern) zu Engpédssen kommen. Daher gilt diese Regelung
fiir Anlagen erst am dem 1. Juli 2015. Anlagen, die vor dem 1. Juli 2015 in Betrieb gehen, miissen
die Pflicht nach § 6 Absatz 2 Nummer 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der Fassung vom
31. Juli 2014 erfiillen. Soweit die Anlagen demnach ihre Wirkleistung am Netzverkniipfungspunkt
auf 70 Prozent begrenzen, miissen sie zusitzlich noch mit technischen Vorrichtungen nach § 6

Absatz 2 Nummer 2 dieses Gesetzes ausgestattet sein.

Zu § 67 EEG

Zu Absatz 1

Absatz 1 Nummer 1 dient dazu, die nachtrigliche Erhohung der Stromerzeugung in Biogasanlagen,
die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in Betrieb genommen wurden, mengenméBig zu
begrenzen. Hintergrund dieser Regelung hierfiir ist, dass mit diesem Gesetz die Forderbedingungen

fiir neue Biogasanlagen deutlich verschirft werden. Infolgedessen kann eine Erweiterung



bestehender Anlagen, die unter der fiir sie anzuwendenden Fassung des EEG teilweise deutlich
hohere Forderanspriiche begriinden und niedrigeren Anforderungen etwa beziiglich der
Wirmenutzungspflicht oder des Einsatzstoffportfolios unterliegen, fiir Anlagenbetreiberinnen und
Anlagenbetreiber wirtschaftlich deutlich attraktiver sein als der Neubau einer Anlage (,,Flucht ins
EEG 2009 oder ins EEG 2012°). Eine Erweiterung insbesondere von Bestandsanlagen, die
iiberwiegend nachwachsende Rohstoffe einsetzen, wiirde jedoch das mit diesem Gesetz verfolgte
Ziel konterkarieren, die besonders kostenintensive und Nutzungskonkurrenzen verschirfende
Forderung der Stromerzeugung aus nachwachsenden Rohstoffen zuriickzufahren. Mit Absatz 1
Nummer 1 wird die Erhdhung der installierten Leistung von Bestandsanlagen grundsitzlich nicht
begrenzt. Jedoch erhalten diese Anlagen, wenn sie nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ihre
Stromerzeugungsmengen gegeniiber der bisherigen hochsten Jahresstrommengenerzeugung
vergroflern, die volle Einspeisevergiitung bzw. Marktprdmie nur fiir den Anteil der erzeugten
Strommenge, der 100 Prozent der hochsten kalenderjdhrlichen Bemessungsleistung der Anlage vor
Inkrafttreten dieses Gesetzes entspricht. Wird die Schwelle von 100 Prozent in einem Kalenderjahr
iiberschritten, so besteht fiir jede in diesem Kalenderjahr dariiber hinausgehende Kilowattstunde nur
ein Anspruch auf den Monatsmarktwert. Forderanspriiche nach den §§ 27a oder 27b EEG 2012
sowie der Anspruch auf die Flexibilititspramie sind von dieser Begrenzung der Forderung nicht

betroffen.

Mit Absatz 1 Nummer 2 wird sanktioniert, wenn unter dem EEG 2012 geforderte
Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber nicht monatlich per
Einsatzstofftagebuch die verwendeten Einsatzstoffe zur Plausibilisierung des geltend gemachten
Anspruchs auf die einsatzstoffbezogene Vergiitung sowie zur Einhaltung des Maisdeckels
nachweisen. Als Folge einer solchen unterbliebenen unterjdhrigen Nachweisfithrung entféllt der

Anspruch auf monatliche Abschldge und werden Vergiitungs- und Pradmienanspriiche nicht fallig.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Nummer 1 regelt die Beendigung der Vergilitungserhohung fiir Strom aus Biogasanlagen
bei Einhaltung bestimmter Formaldehydgrenzwerte. Die Vergiitungserh6hung wurde im Jahr 2009
eingefiihrt, um die Mehrkosten fiir die Emissionsminderung zu kompensieren. Die Einhaltung des
Grenzwertes ist heute Stand der Technik. Vielfach wird der Grenzwert ohne zusitzliche
Investitionen eingehalten. Die gegebenenfalls getétigten Investitionen sind durch die erhohte
Einspeisevergiitung nach spétestens 5 Jahren amortisiert. Der Wegfall der erhohten Verglitung

entlastet die EEG-Umlage in der Gréf8enordnung von 100 Millionen Euro pro Jahr.



Mit der Beschrinkung des sogenannten ,,Landschaftspflegebonus® nach dem EEG 2009 auf den
iiberwiegenden Einsatz von ,,Landschaftspflegematerial® im Sinne von Nummer 5 der Anlage 3 zur
Biomasseverordnung in ihrer am 31. Juli 2014 geltenden Fassung wird klargestellt, dass
insbesondere Marktfriichte wie Mais, Raps oder Getreide nicht als ,Pflanzen oder
Pflanzenbestandteile, die im Rahmen der Landschaftspflege anfallen”, fiir den
,Landschaftspflegebonus® angerechnet werden. Diese Einsatzstoffe gelten bereits nach Nummer
VI1.2.c der Anlage 2 zum EEG 2009 nicht als Landschaftspflegematerial. Ungeachtet dessen ist in
einigen Regionen eine Fehlentwicklung zu beobachten, die unter dem Schlagwort
»Landschaftspflegemais* bekannt geworden sind. Hierbei werden insbesondere landwirtschaftlich
erzeugte Feldfriichte als Landschaftspflegematerial zertifiziert, wodurch Anlagenbetreiber
ungerechtfertigte erhohte Vergiitungserlose zulasten der umlagepflichtigen Letztverbraucher
generieren. Diese ungerechtfertigten erhohten Vergilitungserlose konnen zusétzliche Differenzkosten
zulasten der EEG-Umlage verursachen und sind deshalb zu unterbinden. Die Regelung dient
insoweit lediglich der Klarstellung der bereits bislang geltenden Rechtslage und steuert dieser

Fehlentwicklung entgegen.

In Absatz 2 Nummer 3 erfolgt die redaktionelle Klarstellung, dass das
Massenbilanzierungserfordernis nach § 27c¢ Absatz 1 Nummer 2 EEG 2012 auch fiir Anlagen gilt,

die vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb genommen wurden.

Zu Absatz 3

Absatz 3 ordnet an, dass fiir Anlagen, die bereits vor dem 1. August 2014 die Flexibilitatspramie
nach § 33i in Verbindung mit Anlage 5 des EEG 2012 genutzt haben, die Flexibilititspramie in
dieser Form auch nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes weiter genutzt werden kann. Die
Flexibilitdtspramie in der bisherigen Form erfahrt allerdings zwei Anpassungen: Zum einen wird
klargestellt, dass die Flexibilititsprdmie nicht voraussetzt, dass der gesamte in der Anlage erzeugte
Strom in die Marktprdmie oder in sonstiger Weise direkt vermarktet werden muss. Vielmehr reicht
es aus, dass fiir keinen Anteil des erzeugten Stroms eine Einspeisevergiitung gezahlt wird (Nummer
1). Eine anteilige Eigenverwendung des in der Anlage erzeugten Stroms ist somit flir den Anspruch
auf die Flexibilititsprdmie unschddlich. Zum anderen wird klargestellt, dass es der
Flexibilitdtsprdmie nicht entgegensteht, wenn der Anspruch auf Einspeisevergilitung dem Grunde
nach deshalb nicht bestehen wiirde, weil ein Fall des §§ 27 Absatz 3 oder 4, 27a Absatz 2 oder 27¢c
Absatz 3 EEG 2012 vorliegt, d.h. weil die Anlage aufgrund ihrer installierten Leistung und ihres
Inbetriebnahmejahres ohnehin zur Direktvermarktung verpflichtet wire oder wegen eines Verstof3es

gegen die Wirme- oder Giillenutzungspflicht des § 27 Absatz 4 EEG 2012 keinen Anspruch auf



Einspeiseverglitung begriinden wiirde.

Zu Absatz 4

Absatz 4 ordnet an, dass Anlagen, die unter dem EEG 2012 in Betrieb genommen wurden, auch
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die BiomasseV in ihrer vor dem 1. August 2014 geltenden
Fassung (BiomasseV 2012) anwendbar bleibt. Dies ist erforderlich, da Biomasseanlagen unter dem
EEG 2012 unter anderem Anspruch auf eine einsatzstoffbezogene Vergiitung nach § 27 Absatz 2
EEG 2012 haben, deren Ausgestaltung in der BiomasseV 2012 geregelt war. Aufgrund der
Streichung der in diesem Gesetz werden die entsprechenden Regelung in der BiomasseV mit

Inkrafttreten dieses Gesetzes ebenfalls gestrichen.

Zu § 68 EEG

Fiir bestehende Biogasanlagen, die bisher noch nicht die Flexibilitdtspramie nach § 33i des EEG
2012 in Anspruch genommen haben, wird mit Anderung der Flexibilititsprimie nach § 68 der
Anreiz erhoht, ihre Stromerzeugung kiinftig flexibler am Markt auszurichten. Dadurch sollen auch
die Gesamtkosten der Biogaserzeugung verringert werden. Mit der Flexibilitdtspramie sollen
Bestandsbiogasanlagen angereizt werden, durch Verminderung ihrer Biogasproduktion bei
gleichbleibender Stromerzeugungskapazitit ihre Stromerzeugung zu flexibilisieren. Fiir bestehende
Biogasanlagen, die bereits die Flexibilitdtspramie nach § 331 EEG 2012 in Anspruch genommen
haben, wird dieser Anreiz nicht gesetzt, da ansonsten ein wirtschaftlich nicht sinnvolles
Missverhéltnis zwischen installierter Leistung und Bemessungsleistung bestehen wiirde. Im
Unterschied zur Flexibilititspraimie des EEG 2012, die Flexibilitit durch zusétzliche
Stromerzeugungskapazitét anreizen sollte, wird mit der Flexibilitdtspramie nach § 68 zusitzlich zur
Flexibilitit des Anlagenbetriebs eine Reduzierung der Biogaserzeugung und damit der
Stromerzeugung aus Biogas angereizt. Dies verfolgt den Zweck, die hohen Kosten fiir die
Stromerzeugung aus Biogas, die zu einem erheblichen Anteil aus den Beschaffungskosten der
Biogassubstrate resultieren, zu reduzieren. Die Flexibilititspramie kompensiert die durch die
Reduzierung der Bemessungsleistung entgangenen FErlose fiir die reduzierte Strom- und
Wirmeerzeugung und Kosten fiir zusétzliche Gas- und Warmespeicher, beriicksichtigt aber auch die
vermiedenen Kosten fiir eingesparte Biogassubstrate und erreichbare Vermarktungsmehrerlose. Die
Entscheidung fiir die Nutzung der neuen Flexibilitdtspramie ist fiir Anlagenbetreiberinnen und

Anlagenbetreiber eine Einbahnstralle: Da bei Inanspruchnahme der neuen Flexibilitdtsprdmie nach



§ 68 eine nachtriagliche Riickkehr zu einer Bemessungsleistung von mehr als 70 Prozent der
bisherigen Hochstbemessungsleistung durch Absatz 4 Satz 4 wirtschaftlich ausgeschlossen ist, ist
die Flexibilititspramie, soweit die Fordervoraussetzungen erfiillt sind, bis zum Ende der

Forderdauer nach § 20 zu zahlen

Absatz 1 Nummer 1 legt als Fordervoraussetzung fest, dass der gesamte in der Anlage erzeugte
Strom abziiglich des ggf. selbst verbrauchten Stroms direkt vermarktet werden muss. Bei der
Festsetzung der Bemessungsleistung ist auf den gesamten in der Anlage erzeugten Strom
abzustellen. Ein Anspruch auf die Flexibilititspramie besteht nach Absatz 1 Nummer 2 nur, sofern
und solange die Stromerzeugung auf mindestens das 0,5-fache und hochstens das 0,7-fache der
bisherigen Hochstbemessungsleistung der Anlage abgesenkt wird. Die untere Grenze vermeidet
unndtige Kosten durch ein Missverhiltnis von geringer Biogaserzeugung und grofer
Stromerzeugungskapazitit, die obere Grenze vermeidet eine Uberférderung von ggf. bereits
bestehender freier und ungenutzter Stromerzeugungskapazitit bei Biogasbestandsanlagen. Nach
Absatz 1 Nummer 4 ist die vorherige Eignungspriifung der Anlage durch Umweltgutachterinnen
und Umweltgutachter kiinftig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik durchzufiihren.
Die zu erfiillenden Mindestanforderungen fiir eine flexible und bedarfsgerechte Stromerzeugung
aus Biogas konnen sich z.B. aus der Leitlinie des Umweltgutachterausschusses zu den Aufgaben
des Umweltgutachters nach der EMAS-Verordnung (UGA-Aufgabenleitlinie) ergeben. Die in § 3
definierte Hochstbemessungsleistung ist die hochste Bemessungsleistung der Anlage in einem
Kalenderjahr seit dem Zeitpunkt ihrer Inbetriebnahme. Rumpfjahre bzw. die bei unterjdhriger
Inbetriebnahme rechnerisch ermittelte Bemessungsleistung bleiben bei der Festsetzung der
Hochstbemessungsleistung unberiicksichtigt. Die Hochstbemessungsleistung ist die geeignete
Bemessungsgrundlage zur Bestimmung der durch Absenkung der Stromerzeugung aus Biogas
erreichbaren Flexibilitit. Indem die Flexibilisierung an der Differenz zwischen der
Hochstbemessungsleistung und der im jeweiligen Kalenderjahr erreichten Bemessungsleistung
festgemacht wird, lassen sich Mitnahmeeffekte bei Anlagen mit geringer Jahresvollaststundenzahl
vermeiden. Bereits bestehende flexible Kapazititen werden so bei der Berechnung der
Flexibilitatspramie nicht beriicksichtigt. Biogasanlagen erreichen ihre Nennleistung allerdings oft
erst nach langerer Einfahrzeit. Die Hochstbemessungsleistung wird daher bei jlingeren Anlagen, die
nach dem 31. Dezember 2011 in Betrieb genommen wurden, nach Absatz 1 Satz 2 pauschalierend
ermittelt, um unbillige wirtschaftliche Nachteile zu vermeiden. Der mit 10 Prozent auf die
installierte Leistung bezogene Abschlag zur Bestimmung der Hochstbemessungsleistung fiir diese
Anlagen geht von einer fiir einen kostendeckenden Anlagenbetrieb erforderlichen und allgemein

iiblichen Anlagenauslastung von 90 Prozent aus. Dies entspricht 7884 Vollaststunden im Jahr.



Absatz 4 legt fest, dass die Flexibilitdtsprdmie bis zum Ende der Forderdauer der Anlage in
Anspruch genommen werden kann. Der Grund hierfiir ist, dass Anlagenbetreiberinnen und
Anlagenbetreiber mit Inanspruchnahme der Flexibilititspramie dauerhaft und bis zum Ende der
Forderdauer die bislang hochste erreichte Stromerzeugung um mindestens 30 und bis zu 50 Prozent
absenken sollen. Ab der Inanspruchnahme der Flexibilitdtsprdmie und bis zum Foérderende der
Anlage verringern sich die Einnahmen aus der geringeren Strom- und Warmeerzeugung. Dies gilt in
gleicher Weise fiir gleichzeitig anfallende Mehrkosten durch die Anlagenflexibilisierung. Absatz 4
Satz 4 fiihrt dazu, dass sich Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber nur einmalig fiir die neue
Flexibilititsprdmie entscheiden konnen und eine spitere dauerhafte Wiederanhebung der
Stromerzeugung iiber die Grenze von 70 Prozent der hochsten zuvor erreichten Bemessungsleistung
der Anlage fiir die Zukunft wirtschaftlich ausgeschlossen ist. Mit der Vorschrift sollen die Kosten
der Stromerzeugung aus Biogas dauerhaft reduziert und gleichzeitig ein dauerhafter Anreiz zur
flexibleren Fahrweise von Biogasanlagen erreicht werden. Verstole haben einen Riickfall des

Forderanspruchs auf den Monatsmarktwert ,,MWepey zur Folge.

Absatz 6 setzt die heranzuziehenden Parameter zur Bestimmung der Flexibilitidtspramie fest. Die
Kapazititskomponente in Hohe von 400 Euro pro Kilowatt und Jahr fiir Anlagen bis einschlieBlich
einer installierten Leistung von 500 Kilowatt und von 250 Euro pro Kilowatt und Jahr fiir Anlagen
mit einer dariiber hinausgehenden installierten Leistung beriicksichtigt fiir ausgewéhlte typische
Bestandsbiogasanlagen mit abgesenkter Bemessungsleistung durchschnittlich zu erwartende
Stromgestehungskosten, entgangene Einnahmen durch den Strom- und Wéirmeverkauf, mit
abnehmender Bemessungsleistung steigende EEG-Vergiitungssitze sowie angemessene

Vermarktungsmehrerlose durch Direktvermarktung des nunmehr flexibel erzeugten Stroms.

Zu § 69 EEG

Zu Absatz 1

Absatz 1 setzt § 6 riickwirkend in Kraft. Die Regelung entsprach ohnehin der Rechtspraxis.
Allerdings hat der Bundesgerichtshof (VIII ZR 278/12) entschieden, dass jede einzelne Anlage iiber
eine eigene technische Einrichtung im Sinne des § 6 Absatz 1 Nummer 1 und 2 verfiigen miisse. Da
es flir die Netzbetreiber aber ausreichend ist und in der Regel auch nur gefordert wird, dass sie iiber
eine gemeinsame technische Einrichtung am Netzverkniipfungspunkt die Anlagen regeln und die

Einspeiseleistung insgesamt abrufen konnen miissen, wird durch § 6 Absatz 1 Satz 2 klargestellt,



dass auch in diesem Fall die Voraussetzungen des § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 erfiillt sind.
Um die Rechtsunsicherheit in der Vergangenheit zu beseitigen, wird diese Regelung iiber § 69

Absatz 1 auch auf Bestandsanlagen erstreckt und gilt auch riickwirkend fiir die Vergangenheit.

Zu Absatz 2

Mit der Ubergangsvorschrift in Absatz 2 zu dem sog. ,,Griinstromprivileg* wird Rechtssicherheit
fiir Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber sowie Elektrizitdtsversorgungsunternehmen
hergestellt, die sich zu Beginn des Jahres 2014 noch fiir die Nutzung des Griinstromprivileg
entschieden haben. Nach Absatz 2 werden aufgrund des lediglich achtmonatigen Rumpfzeitraums,
wihrend dessen das Griinstromprivileg im Jahr 2014 noch genutzt werden durfte, die
Portfolioanforderungen an den geforderten Stromanteils aus erneuerbaren Energien auf den Strom
beschrankt, der in diesem achtmonatigen = Rumpfzeitraum an die von dem
Elektrizitdtsversorgungsunternechmen versorgten Letztverbraucherinnen und Letztverbraucher
geliefert wird. Zudem wird die Zahl der Kalendermonate, in denen der Strom die
Portfolioanforderungen mindestens erfiillen muss, auf vier Monate wihrend des Rumpfzeitraums
vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Juli 2014 beschrinkt. Die Ubertragungsnetzbetreiber haben die
modifizierten Anforderungen an die Nutzung des Griinstromprivileg flir den verkiirzten Zeitraum
vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Juli 2014 bei der Abrechnung der EEG-Umlage fiir das Jahr 2014

gegeniiber den privilegierten Elektrizitdtsversorgungsunternehmen zu beriicksichtigen.

Zu Absatz 3

Die Neuregelung des § 42 schafft ein neues Regime der Begiinstigung fiir Schienenbahnen in der
Besonderen Ausgleichsregelung. Dieses Regime soll moglichst schnell umfassende Geltung
erlangen. Deswegen soll es flir bislang nicht begiinstigte Schienenbahnen bereits fiir die zweite
Jahreshilfte 2014 greifen. Dazu ermdglicht die Regelung in Absatz 3 den nach dem neuen Regime
zusitzlich antragsberechtigten Schienenbahnen eine nachtrigliche Antragsstellung fiir eine
Begrenzung in der zweiten Jahreshilfte 2014. Begrenzungsbescheide, die das Bundesamt fiir
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle im Antragsverfahren 2013 fiir das Begrenzungsjahr 2014 nach
altem Regime erlassen hat, werden dadurch nicht in ihrer Wirksamkeit oder Reichweite beriihrt. So
entsteht ein gleitender Ubergang vom alten zum neuen Regime. Dieses gilt dann nach den neuen §§

40 bis 44 ab dem Begrenzungsjahr 2015 einheitlich fiir alle Schienenbahnen.



Zu Absatz 4

In der Vergangenheit wurde in eigens fiir die Versorgung von Schienenbahnen betriebenen
Kraftwerken erzeugter und direkt in das Bahnstromnetz eingespeister Strom, sogenannter
Bahnkraftwerksstrom, teilweise als nicht mit EEG-Umlage belastet angesehen. Nach der
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zur Behandlung von Strommengen, die auflerhalb eines
Netzes der allgemeinen Versorgung erzeugt und an Letztverbraucher geliefert werden (BGH, Urteil
vom 09.12.2009, VIII ZR 35/09), sowie zu Strommengen, die in ein Netz geliefert werden, das in
der Regelverantwortung eines auslindischen Ubertragungsnetzbetreibers liegt (BGH, Urteil vom
15.06.2011, VIII ZR 308/09), ist mittlerweile eindeutig geklért, dass der Bahnkraftwerksstrom in
den Ausgleichmechanismus einbezogen ist, auch wenn er nicht der Regelverantwortung eines
Ubertragungsnetzbetreibers unterliegt. Eine vollumfingliche nachtriigliche Geltendmachung der
EEG-Umlage fiir den Bahnkraftwerksstrom wiirde die letztverbrauchenden Schienenbahnen jedoch
wirtschaftlich erheblich belasten. Aufgrund der Rechtsunsicherheit, die beziiglich der Behandlung
des Bahnkraftwerksstroms zeitweilig bestand, ist bis zur vollumfanglichen Einbeziehung eine
Ubergangszeit einzuriumen. Die Hohe der nachzuzahlenden EEG-Umlage wird daher begrenzt, und
zwar auf den Betrag, auf den das Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle die Umlage fiir
nach der Besonderen Ausgleichsregelung begiinstigte Schienenbahnen bisher begrenzt hat.
Begrenzungsbescheide des Bundesamtes fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle fiir die Jahre 2009 bis
2013 betreffend den aus dem offentlichen Netz bezogenen Strom bleiben hiervon unberiihrt. Die

darin angegebenen Selbstbehalte sind nicht nachtriglich auf den Bahnkraftwerksstrom zu beziehen.

Nach Satz 2 wird die Falligkeit der nach Satz 1 begrenzten Zahlungsanspriiche zeitlich gestreckt. So

werden die aus der Regelung resultierenden Einnahmen fiir das EEG-Konto verstetigt.

Satz 3 regelt die Verpflichtung zur Vorlage der Endabrechnungen fiir den gelieferten
Bahnkraftwerksstrom. Diese sind unverziiglich, d.h. ohne schuldhaftes Zogern, dem

Ubertragungsnetzbetreiber vorzulegen.

Satz 4 legt fest, dass auch Zahlungen fiir 2009 gelieferten Bahnkraftwerksstrom tiber die sog. EEG-
Konten der Ubertragungsnetzbetreiber abzuwickeln sind, obwohl die
Ausgleichsmechanismusverordnung Zahlungen fiir 2009 mit einer Ubergangsbestimmung

urspriinglich von der Abwicklung iiber das EEG-Konto ausgenommen hatte.

Satz 5 schlieBt Anspriiche der Ubertragungsnetzbetreiber fiir vor dem 1. Januar 2009 gelieferten

Bahnkraftwerksstrom aus. Damit wird die Frage, ob dieser Strom unter Geltung der vor diesem



Zeitpunkt geltenden sog. physischen Wilzung in den bundesweiten Ausgleichsmechanismus
einzubeziehen war, zwar nicht nachtraglich gesetzlich gekliart. Es wird gleichwohl Sicherheit
hergestellt, dass mdgliche Nachzahlungsanspriiche beziiglich des unter Geltung der alten

Rechtslage gelieferten Bahnkraftwerksstroms nicht mehr geltend gemacht werden kénnen.

Zu Nummer 41 (Anlage 1 EEG)

Mit der Streichung des bisherigen § 27c Absatz 2 sowie der bisherigen Anlage 1 zu diesem Gesetz
wird der Gasaufbereitungs-Bonus fiir Anlagen, die ab dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in Betrieb

genommen werden, abgeschaftt.

Zu Nummer 42 (Anlage 2)

Anlage 2 wird gedindert, um die Anderungen in § 27 redaktionell nachzuvollziehen.

Zu Nummer 43 (Anlage 3 EEG)

In Anlage 3 Nummer 8 Satz 2 EEG war bisher fehlerhaft formuliert. Da temporire
Leistungsreduzierungen nach § 11 EEG entschidigt werden (§ 12 EEG), sollen solche
Reduzierungen nicht zu einer Verlangerung der Anfangsforderung fiihren. Um dies zu erreichen

miissen sie bei der Anwendung des Referenzertrages beriicksichtigt werden.

Zu Nummer 44 (Anlage 4)

Anlage 4, die Anlage 4 EEG 2012 weiterentwickelt und vereinfacht, regelt die Berechnungsweise

der Marktprimie sowie Verdffentlichungspflichten der Ubertragungsnetzbetreiber.
Zu Nummer 1

Nummer 1 enthilt Definitionen und die Formel zur Berechnung der Marktpramie. Im Vergleich zu



Anlage 4 Nummer 1.1 EEG 2012 wurden in Nummer 1.1 die Definitionen fiir ,,Pv* und ,,RW*
gestrichen, da die Managementprdmie unter dem EEG 2014 nicht mehr gesondert ausgewiesen
sondern in ihrer Funktion als Kompensation fiir die mit der Direktvermarktung verbundenen Kosten
in den anzulegenden Werten nach §§ 23 bis 33 bereits implizit enthalten ist. Die Abkiirzung fiir den
anzulegenden Wert lautet nun ,,AW®, da mit der Systemumstellung auf die Direktvermarktung als
Regelfall nun der anzulegende Wert die Ausgangsbasis fiir die Ermittlung der Forderhdhe bildet und
nicht mehr die Hohe der Einspeisevergiitung, wie noch unter dem EEG 2012, unter dem der

anzulegende Wert mit ,,EV* abgekiirzt wurde.

Aufgrund Integration der Managementprdmie in den anzulegenden Wert ist auch die Berechnung
der Marktpramie entsprechend vereinfacht. Die Marktpramie entspricht nunmehr nach Nummer 1.2
Satz 1 der Differenz zwischen dem jeweiligen anzulegendem Wert und dem
energietridgerspezifischen Monatsmarktwert. Nummer 1.2 Satz 2 ist identisch mit der

Vorgingerregelung im EEG 2012.

Zu Nummer 2

Nummer 2 regelt, wie die Monatsmarktwerte fiir die jeweiligen Energietrdger zu berechnen sind.
Nummer 2.1, in der die Berechnung des Monatsmarktwerts MW gpex fiir Strom aus den steuerbaren
Energietragern Wasserkraft, Deponiegas, Klirgas, Grubengas, Biomasse und Geothermie geregelt
ist, entspricht der Vorgidngerregelung in Anlage 4 Nummer 2.1.1 EEG 2012. Nummer 2.2, in der die
Berechnung des Monatsmarktwerts jeweils fiir Strom aus den fluktuierenden Energietrigern
Windenergie an Land, Windenergie auf See und solare Strahlungsenergie geregelt ist, entspricht im
Wesentlichen den Vorgéngerregelungen in Anlage 4 Ziffer 2.2 bis 2.4 EEG 2012. Allerdings wird
bei der Ermittlung des Monatsmarktwerts fiir den jeweiligen fluktuierenden Energietrdger nunmehr
ausschlieflich auf die Online-Hochrechnung des erzeugten Stroms nach Nummer 3.1 abgestellt, da
in der Vergangenheit die Daten zum tatsdchlich erzeugten Strom oft erst mit erheblichem Zeitverzug
verfligbar waren und in der Praxis daher auch bisher schon hédufig auf die Online-Hochrechnung

zuriickgegriffen wird.

Zu Nummer 3

Nummer 3 regelt Veroffentlichungspflichten fiir Daten, die zur Berechnung der Monatsmarktwerte
erforderlich sind, und fiir die Monatsmarktwerte selbst. Aufgrund der Umstellung auf
ausschlieBliche Online-Rechnung der relevanten Stromerzeugung, der Integration der

Managementpramie in die anzulegenden Werte und der Streichung des Marktintegrationsmodells



nach § 33 EEG 2012 wurde die Liste der zu verdffentlichenden Daten im Vergleich zu Anlage 4
Nummer 3 EEG 2012 gekiirzt. Die Online-Hochrechnung der Menge des tatsdchlich erzeugten
Stroms beriicksichtigt keine Abregelungen der Anlagen: Strommengen, die nur aufgrund einer
ferngesteuerten Reduzierung der Einspeiseleistung durch den Netzbetreiber oder den
Direktvermarkter nicht erzeugt worden sind, werden daher von der Online-Hochrechnung dennoch

miterfasst.

Zu Nummer 45 (Anlage 5)

Fiir bestehende Biogasanlagen, die bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes die Flexibilitatspramie
nach § 331 EEG 2012 nutzen, bleibt Anlage 5 zum EEG 2012 iiber die Ubergangsbestimmungen zu
diesem Gesetz weiterhin anwendbar. Fiir bestehende Biogasanlagen, die die Flexibilitdtspramie
bislang noch nicht genutzt haben und erst nach Inkrafttreten dieses Gesetzes erstmals in Anspruch
nehmen, gelten die Bedingungen der modifizierten Flexibilitdtspramie nach § 67 Absatz 3. Die
bisherigen Regelungen zur Hohe der Flexibilitdtsprdmie nach Anlage 5 zum EEG 2012 werden in
entsprechend angepasster Form nunmehr in § 67 Absatz 3 mitgeregelt. Fiir die Anlage 5 besteht in

diesem Gesetz daher kein Bedarf mehr.

Zu Artikel 2 (Anderungen des EnWG)

Die Anderungen des EnWG sind zum Teil der Einfiihrung der Mengensteuerung fiir Windenergie
auf See geschuldet; andere Anderungen sind redaktionelle Folgesinderung zu den Anderungen des

EEG in Artikel 1.

Zu Nummer 1 (§ 3 Nummer 18b EnWG)

Die Anderung ist eine redaktionelle Folgeinderung. Der Begriff der erneuerbaren Energien wird in

Ubereinstimmung mit § 3 Nummer 9 definiert.

Zu Nummer 2 (§ 17d EnWG)



Die Anderungen in § 17d EnWG dienen in erster Linie einer verbindlichen Mengensteuerung des
Ausbaus von Windenergieanlagen auf See. Dariiber hinaus ergeben sich einige redaktionelle
Anderungen durch die Anderungen der Begrifflichkeiten im EEG da der Begriff Offshore-Anlagen

iiberall durch den Begriff der Windenergieanlage auf See ersetzt wird.
Neu eingefiigt wurden die Absitze 2a bis 2c.

Zu den Absitzen 2a bis 2¢

Mit dem neuen Absatz 2a wird eine Mengensteuerung fiir den Ausbau von Windenergieanlagen auf
See eingefithrt. Diese setzt an der Zuweisung von Anbindungskapazitit durch die
Bundesnetzagentur an und begrenzt die zuweisbare Anbindungskapazitét auf 6,5 Gigawatt bis 2020
und danach jdhrlich maximal 800 Megawatt. Die Zuweisung von Anbindungskapazitét soll durch
die Regulierungsbehorde im Benehmen mit dem Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie in
einem objektiven, transparenten und diskriminierungsfreien Kapazititszuweisungsverfahren
erfolgen. Ein Kapazititszuweisungsverfahren fiir eine Anbindungsleitung ist moglich, sobald der
anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber die jeweilige Anbindungsleitung beauftragt hat.
In Satz 4 wird klargestellt, dass die Regulierungsbehdrde die Kapazititszuweisung mit
Nebenbestimmungen versehen kann. In Betracht kommt dabei insbesondere der Vorbehalt des
Widerrufs und eine Befristung, wonach eine Kapazitit erst ab einem bestimmten Zeitpunkt in
Anspruch genommen werden kann. Mit einer derartigen Befristung ist es der Regulierungsbehorde
grundsétzlich moglich, bereits vor dem 31. Dezember 2020 Kapazitdten fiir den Zeitraum ab 2021

zuzuweisen.

Absatz 2b sieht ausdriicklich vor, dass die Kapazititszuweisung auch in einem
Versteigerungsverfahren erfolgen kann. Dies kommt insbesondere in Betracht, wenn die Nachfrage
nach Anschlusskapazitdt die nach Absatz 2a Sitze 2 und 3 hochstens zuweisbare Anschlusskapazitat
iibersteigt oder wenn die Nachfrage durch Betreiberinnen und Betreiber von Windenergieanlagen
auf See die verfligbare Anschlusskapazitit auf einer Anbindungsleitung fiir dieses Cluster
iibersteigt. Die Regulierungsbehorde kann im Einvernehmen mit dem Bundesamt fiir Seeschifffahrt
und Hydrographie im Wege der Festlegung ein anderes Kapazititszuweisungsverfahren vorsehen.
Erfolgt die Kapazititszuweisung im Wege eines Versteigerungsverfahrens, hat der Versteigerung ein
Zulassungsverfahren vorauszugehen, in dem die Betreiber einer Windenergieanlage auf See der
Regulierungsbehdrde die Mindestvoraussetzungen fiir die Teilnahme am Versteigerungsverfahren
nachzuweisen haben. Erbringen die Betreiber einer Windenergieanlage auf See im

Zulassungsverfahren  diesen = Nachweis nicht, so sind sie vom  nachfolgenden



Versteigerungsverfahren auszuschlieBen. Die Erlose des Versteigerungsverfahrens oder eines
anderen Zuweisungsverfahrens sind kostenmindernd im Rahmen der bundesweiten Wélzung der

Anbindungskosten nach Absatz 4 Satz 1 zu beriicksichtigen.

Die Regelung in Absatz 2c dient einem geordneten und effizienten Ausbau der Windenergie auf
See. Im oOffentlichen Interesse ist eine effektive Nutzung und Auslastung von
Netzanbindungskapazititen anzustreben. Daher wird die Regulierungsbehdrde erméchtigt, im
Benehmen mit dem Bundesamt flir Seeschifffahrt und Hydrographie die einem Betreiber einer
Windenergieanlage auf See iiber eine unbedingte Netzanbindungszusage oder eine durch
Zuweisung nach Absatz 2a zugewiesene Kapazitit auf eine andere Anbindungsleitung zu verlagern.
Die Regulierungsbehorde kann die zu Ordnungszwecken fiir die Kapazititsverlagerung bendtigte
Kapazitit von dem allgemeinen Zuweisungsverfahren ausnehmen. Vor einer Kapazitéitsverlagerung

sind die Betroffenen anzuhdren. Ein Anspruch auf Kapazititsverlagerung besteht nicht.
Zu Absatz 3

In Absatz 3 Satz 1 wird eine Folgednderung zur Regelung des Kapazititszuweisungsverfahrens und
des Kapazititsverlagerungsverfahrens in den Absdtzen 2a bis 2cvorgenommen. Damit wird
klargestellt, dass ein Betreiber einer Windenergieanlage auf See erst ab dem Zeitpunkt, ab dem eine
Kapazitit zugewiesen wird, frithestens jedoch ab dem verbindlichen Fertigstellungstermin der

Netzanbindungsleitung, einen Anspruch auf Netzanbindung hat.

Mit der Anderung in Satz 3 wird das ,,use it or lose it Prinzip verschirft. Die Regulierungsbehorde
soll grundsétzlich eine Kapazitit entziehen, wenn der Betreiber einer Windenergieanlage auf See
nicht bis zu den gesetzlich geregelten Stichtagen die geforderten Handlungen erbracht hat. Soweit
die entzogene Kapazitit nicht fiir eine Kapazitdtsverlagerung nach Absatz 2c bendtigt wird, ist diese
im Wege des allgemeinen Zuweisungsverfahrens nach Absatz 2a Satz 1 neu zu vergeben, wobei die
neue Kapazititszuweisung auch auf anderen Anbindungsleitungen erfolgen kann. Neu eingefiihrt
wird die Verpflichtung, eine Kapazititsentziehung bereits 24 Monate vor dem verbindlichen
Fertigstellungstermin vorzunehmen, soweit der Betreiber einer Windenergieanlage auf See bis zu
diesem Zeitpunkt gegeniiber der Regulierungsbehdrde keinen Nachweis iliber eine bestehende
Finanzierung erbracht hat. In Satz 4 werden die Anforderungen an den Nachweis iiber eine
bestehende Finanzierung ndher geregelt. Danach hat der Betreiber einer Windenergieanlage auf See
verbindliche Vertrige iiber die Bestellung der wesentlichen Komponenten fiir die Errichtung der
Windenergieanlage auf See vorzulegen. Von einer Verbindlichkeit der Vertrége ist nicht auszugehen,

wenn diese eine aufschiebende Bedingung oder ein Riicktrittsrecht enthalten, die sich auf eine finale



Investitionsentscheidung des Betreibers einer Windenergieanlage auf See bezieht. In begriindeten
Ausnahmefillen wie hoherer Gewalt oder lediglich geringer Terminiiberschreitung von wenigen

Tagen kann die Bundesnetzagentur im Einzelfall von einer Kapazititsentziehung absehen.
Zu Absatz 5

Mit der Regelung in Absatz 5 wird die Festlegungskompetenz zur Regelung des Verfahrens zur
Zuweisung, Verlagerung oder Entziehung von Anbindungskapazitit ndher konkretisiert. Das
Versteigerungsverfahren stellt einen Unterfall des Zuweisungsverfahrens dar und wird nur aus

Klarstellungsgriinden ausdriicklich erwéhnt.

Zu Nummer 3 (§ 42 Satz 1 Nummer 3 EnWG)

Nummer 3 enthélt eine redaktionelle Folgednderung zu der Umbenennung der Offshore-Anlage in

Windenergieanlage auf See.

Zu Nummer 4 (§ 63 Absatz 2 Satz 2 EnWG)

Die Anderung in § 63 erfolgt als Folgeinderung zu § 65a EEG und in Folge der geinderten
Ressortzustdndigkeit.

Zu Nummer 5 (§ 117a Satz 1 EnWG)

Nummer 5 passt einen Verweis auf das EEG redaktionell an.

Zu Nummer 6 (§ 118 Absatz 13 EnWG)

Die Regelung enthilt eine Ubergangsvorschrift. Aus Griinden des Vertrauensschutzes ist eine
Entziehung der Anbindungskapazitit nach § 17d Absatz 3 Satz 5 bei dem Betreiber einer Offshore-
Anlage mit unbedingter Netzanbindungszusage ausgeschlossen, wenn der Betreiber einer Offshore-

Anlage spidtestens bis zum 31. Dezember 2014 der Regulierungsbehdrde eine bestehende



Finanzierung nachweist, spétestens bis zum 31. Dezember 2015 mit der Errichtung der Offshore-
Anlage begonnen hat und spétestens zum 30. Juni 2018 die technische Betriebsbereitschaft der

Offshore-Anlage hergestellt hat.

Zu Artikel 3 (Anderung der Stromnetzentgeltverordnung)

Die Anderung in § 18 Absatz Satz 3 Nummer 1 StromNEV dient der sprachlichen Anpassung der

Vorschrift an die gednderte Regelungsstruktur zur finanziellen Férderung im EEG.

Zu Artikel 4 (Anderung der Stromnetzzugangsverordnung)

Die Anderung in § 11 StromNZV dient der sprachlichen Anpassung der Vorschrift an die gedinderte

Regelungsstruktur zur finanziellen Forderung im EEG.

Zu Artikel 5 (Anderung der Anreizregulierungsverordnung)

Die Anderung in § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 dient der redaktionellen Anpassung aufgrund der
Anderungen der Begrifflichkeiten in § 3 EEG.

Zu Artikel 6 (Anderung der Biomasseverordnung)
Zu Nummer 1 (§ 1 BiomasseV)

Die Streichung in § 1 stellt eine redaktionelle Folgednderung der Streichung der
einsatzstoffbezogenen Vergiitung flir Strom aus neuen Biomasseanlagen nach § 27 Absatz 2 EEG
2012 dar. Fiir Biomasseanlagen, die vor dem Inkrafttretens dieses Gesetzes in Betrieb genommen
wurden, gelten die Regelungen des EEG zur einsatzstoftbezogenen Vergiitung sowie die
entsprechenden Regelungen der Biomasseverordnung in ihrer bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes

geltenden Fassung weiter fort.

Die Aufhebung von Satz 3 in § 2 Absatz 4 stellt eine redaktionelle Berichtigung dar. Der § 5 Absatz



2, auf den der aufgehobene Satz verwiesen hat, wurde bereits zum 1. Januar 2012 aufgehoben.

Zu Nummer 3 (§ 2a BiomasseV)

Die Aufhebung des § 2a stellt eine redaktionelle Folgednderung der Streichung der
einsatzstoffbezogenen Vergiitung flir Strom aus neuen Biomasseanlagen nach § 27 Absatz 2 EEG
2012 dar. § 2a regelt die Berechnungsweise zur Ermittlung der einsatzstoftbezogenen Vergiitung.
Fiir Biomasseanlagen, die vor dem Inkrafttretens dieses Gesetzes in Betrieb genommen wurden,
gelten die Regelungen des EEG zur einsatzstoftbezogenen Vergiitung sowie die entsprechenden
Regelungen der Biomasseverordnung in ihrer bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden

Fassung weiter fort.

Zu Nummer 4 (Anlagen 1 bis 3 zu der BiomasseV)

Die Aufhebung der Anlagen 1 bis 3 zur Biomasseverordnung stellt eine redaktionelle
Folgednderung der Streichung der einsatzstoftbezogenen Vergiitung fiir Strom aus neuen
Biomasseanlagen nach § 27 Absatz 2 des EEG 2012 dar. Die Anlagen 1 bis 3 regelten die
Zuordnung von Einsatzstoffen zu verschiedenen Einsatzstoffvergiitungsklassen und die
Energieertrige der verschiedenen FEinsatzstoffe zur Ermittlung der einsatzstoftbezogenen
Vergiitung. Fiir Biomasseanlagen, die vor dem Inkrafttretens dieses Gesetzes in Betrieb genommen
wurden, gelten die Regelungen des EEG zur einsatzstoffbezogenen Vergilitung sowie die
entsprechenden Regelungen der Biomasseverordnung in ihrer bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes

geltenden Fassung weiter fort.

Zu Artikel 7 (Anderung des Kraft-Wirme-Kopplungsgesetzes)

Die Anderung in § 2 Satz 2 des Kraft-Wirme-Kopplungsgesetzes dient der sprachlichen Anpassung

der Vorschrift an die gednderte Regelungsstruktur zur finanziellen Férderung im EEG.



Zu Artikel 8 (Anderung des Erneuerbare-Energien-Wirmegesetzes)

In Nummer II.1.c.aa der Anlage zu dem Erneuerbare-Energien-Wiarmegesetz vom 7. August 2008
(BGBI. I S. 1658), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 68 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011
(BGBI. I S. 3044) geéndert worden ist, werden die Worter ,,Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 25.
Oktober 2008 (BGBI. I S. 2074), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2011 (BGBI.
I S. 1634) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung®“ durch die Worter ,,Erneuerbare-
Energien-Gesetz vom 25. Oktober 2008 (BGBIL I S. 2074) in der am 31. Juli 2014 geltenden

Fassung* ersetzt.

Zu Artikel 9 (Anderung der Systemdienstleistungsverordnung)
Zu Nummer 1 (§ 1 SDLWindV)

Die Anderungen in § 1 SDLWindV sind redaktioneller Natur und Folge der Streichung der bislang
in § 6 Absatz 5 EEG 2012 geregelten besonderen Systemdienstleistungsanforderungen fiir
Windkraftanlagen. Wie in der Begriindung zu § 6 Absatz 5 EEG ausgefiihrt, konnten diese
Systemdienstleistungsanforderungen gestrichen werden, da diese mittlerweile in die geltenden
Netzanschlussbestimmungen (z.B. Mittelspannungsrichtline, etc.) eingegangen sind. Daher ist auch
die Einhaltung der Systemdienstleistungsverordnungnicht mehr eine Anspruchsvoraussetzung fiir
den Forderanspruch. Dementsprechend wurde § 1 Nummer 1, der bislang den Anwendungsbereich
der SDLWindV fiir die technischen und betrieblichen Vorgaben nach § 6 Absatz 5 EEG 2012

regelte, aufgehoben.

Der verbleibende Anwendungsbereich entspricht dem bisherigen § 1 Nummer 2 SDLWindV. Da der
Systemdienstleistungsbonus sich nicht mehr wie bislang in § 66 Absatz 1 Nummer 8 EEG 2012
befindet, sondern nunmehr per Ubergangsvorschrift des § 66 Absatz 1 Nummer 9 EEG in Bezug
genommen wird, wurde zur Klarstellung der Verweis auf diese Vorschriften in § 1 SDLWindV

aufgenommen.

Zu Nummer 2 (Teil 2 SDLWindV)

Die Streichung des bisherigen Teils 2 (§§ 2 bis 4) der SDLWindV ist ebenfalls eine redaktionelle
Konsequenz der Streichung der bislang in § 6 Absatz 5 EEG 2012 geregelten



Systemdienstleistungsanforderungen fiir Windkraftanlagen und entspricht somit dem reduzierten
Anwendungsbereich der SDLWindV. Teil 2 der SDLWindV regelte bislang die technischen und
betrieblichen Anforderungen nach § 6 Absatz 5 EEG 2012 fiir neue Windenergieanlagen. Diese
Anforderungen sind mittlerweile in die geltenden Netzanschlussbestimmungen (z.B.
Mittelspannungsrichtline, etc.) eingegangen. Daher ist auch die Einhaltung der
Systemdienstleistungsrichtlinie nicht mehr eine Anspruchsvoraussetzung fiir den Foérderanspruch
(vgl. Begriindung zu § 6 Absatz 5 EEG). Dementsprechend wurde Teil 2 der SDLWindV

gegenstandslos.

Zu Nummer 3 (§ 5 SDLWindV)

Der in § 5 SDLWindV aufgenommene Verweis auf § 66 Absatz 1 Nummer 9 EEG stellt eine
redaktionelle Folgednderung dar. Da der Systemdienstleistungsbonus in § 66 Absatz 1 Nummer 8
EEG 2012 per Ubergangsvorschrift des § 66 Absatz 1 Nummer 9 EEG in Bezug genommen wird,

wurde zur Klarstellung der Verweis auf diese Vorschriften in § 5 SDLWindV aufgenommen.

Zu Nummer 4 (§ 6 SDLWindV)

§ 6 SDLWindV in seiner jetzigen Gestalt entspricht dem Regelungsgehalt nach dem alten § 6
Absatz 2 SDLWindV. Hier regelte § 6 Absatz 2 Satz 2 SDLWindV a.F., dass die Sitze 2 und 3 des
Absatzes 1 entsprechend fiir die Berechnung der Einheitenzertifikate nach § 6 Absatz 2 Satz 1
SDLWindV a.F. gelten sollte. Dieser Regelungsgehalt wurde durch die Einfligung des jetzigen
Satzes 2 und 3 beibehalten.

Die Streichung der Absétze 1 und 3 sind redaktionelle Folgednderungen des Wegfalls von § 6
Absatz 5 EEG und der dementsprechenden Aufhebung von § 1 Nummer 1 und des Teils 2 der
SDLWindV (vgl. hierzu die Begriindung zu Nummer 1 und 2).

Zu Nummer 5 (§ 8 SDLWindV)

Der neue Absatz 2 wurde als weitere Ubergangsbestimmung neben Absatz 1 eingefiigt, um

klarzustellen, dass fiir Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2011 und vor dem 1. August 2014 in



Betrieb genommen worden sind, weiterhin die alte Rechtslage gilt.

Der neue Absatz 3 entspricht dem bisherigen Absatz 2. Der aufgenommene Verweis auf § 66 Absatz
1 Nummer 9 EEG stellt eine redaktionelle Folgednderung dar. Da der Systemdienstleistungsbonus
sich nicht mehr wie bislang in § 66 Absatz 1 Nummer 8 EEG 2012 befindet, sondern nunmehr per
Ubergangsvorschrift des § 66 Absatz 1 Nummer 9 EEG in Bezug genommen wird, wurde zur

Klarstellung der Verweis auf diese Vorschriften aufgenommen.

Zu Nummer 6 (Anlage 1 und 2 SDLWindV)

Die Anlagen 1 und 2 sind als Folge der Streichung von § 6 Absatz 5 EEG und der
dementsprechenden Aufhebung des § 1 Nummer 1 (vgl. Nummer 1) sowie des Teils 2 der

SDLWindV (vgl. Nummer 2) gegenstandslos geworden und waren daher aufzuheben.

Zu Nummer 7 (Anlage 3 SDLWindV)

Die Anderungen in Anlage 3 sind Folgedinderungen redaktioneller Natur, die sich aus der
Authebung der Anlage 1 ergeben. Nummer 1 der Anlage 3 bestimmte bisher die Anwendung der
Definitionen der Anlage 1 Nummer III auch im Rahmen der Anlage 3. Um die Anwendung der dort
in den Nummern 1 bis 30 enthaltenen Definitionen auch nach Aufthebung der Anlage 1 im Rahmen
der Anlage 3 weiter zu gewdhrleisten, wurde die bisherige Nummer 1 der Anlage 3 durch Nummer
IIT der bisherigen Anlage 1 ersetzt. Dementsprechend wurde ebenfalls ohne inhaltliche Verdnderung
eine Umnummerierung der bisherigen Nummern 2 bis 7 der Anlage 3 in die Nummern II bis VII

vorgenommen.

Zu Artikel 10 (Anderung der Ausgleichsmechanismusverordnung)

In der Ausgleichsmechanismusverordnung werden redaktionelle Folgednderungen zu den
Anderungen im EEG vorgenommen. Einerseits werden Verweise angepasst, weil sich durch die
Anderungen im EEG der Standort einiger Bestimmungen geidndert hat, zugleich werden

Anpassungen an die gednderten Forderbestimmungen vorgenommen.



Zu Artikel 11 (Anderung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung)
Zu Nummer 1 (Inhaltsiibersicht)

Die Anderungen in der Inhaltsiibersicht ist eine Folgednderung zur Neufassung des Teils 4 der

Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung.

Zu Nummer 2 (§ 3 BioSt-NachV)

Die Anderung in § 3 Absatz 1 stellt klar, dass die Nachhaltigkeitsvorgaben eine
Vergiitungsvoraussetzung fiir Strom aus fliissiger Biomasse nach den fiir die jeweilige
Biomasseanlage anzuwendenden Vergiitungsvorschriften fiir Strom aus Biomasse darstellen. Nach
dem bisherigen Wortlaut des § 3 Absatz 1 bezogen sich die Anforderungen nur auf die Vergiitung
von Strom aus fliissiger Biomasse nach § 27 Absatz 1 des jeweils geltenden EEG. Unter den seit
dem 1. Januar 2012 geltenden Fassungen des EEG wird Strom aus fliissiger Biomasse jedoch — mit
Ausnahme der nach § 1 BioSt-NachV ohnehin vom Anwendungsbereich der Verordnung
ausgeschlossenen Stromanteile aus fliissiger Biomasse, die zur Anfahr-, Ziind- und Stiitzfeuerung
notwendig ist — nicht mehr vergiitet. Fiir Strom aus Anlagen, fiir die unter § 27 des EEG in seiner
am 31. Dezember 2011 geltenden Fassung hingegen weiterhin ein Vergilitungsanspruch fiir Strom
aus fliissiger Biomasse besteht, wire § 3 Absatz 1 seinem Wortlaut nicht anzuwenden. Diese
rechtliche Unsicherheit wird mit der Berichtigung des Wortlauts beseitigt. § 3 Absatz 1 Nummer 3
vollzieht die Umstellung auf das in § 1c EEG angelegte und durch die Rechtsverordnung nach § 64e
EEG einzufiihrende Anlagenregister nach: Anlagen unter der BioSt-NachV miissen kiinftig die
Registrierung im Anlagenregister im Sinne der Rechtsverordnung nach § 64e EEG beantragt haben;
der zweite Halbsatz der Nummer 3 stellt klar, dass bislang unter dem Anlagenregister der BioSt-
NachV erfolgte Registrierungsantrige weiterhin als Pflichterfiillung anerkannt bleiben und in diesen

Fillen keine erneute Registrierung unter dem neuen Anlagenregister erforderlich wird.

Zu Nummer 3 (§ 11 BioSt-NachV)

Die Anderung in § 11 Satz 2 Nummer 2 kniipft an die Umstellung auf das Anlagenregister im Sinne
der Rechtsverordnung nach § 64e EEG an und regelt die Nachweisfiihrung fiir die



Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber in diesem Sinne neu.

Zu Nummer 4 (Teil 4 BioSt-NachV)

Durch Nummer 4 wird Teil 4 der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung neu gefasst. Dies ist
im Wesentlichen eine Folge der Einflihrung des allgemeinen Anlagenregisters nach § 1¢ EEG 2014:
Das neue Anlagenregister, das durch diese Novelle des EEG und die zeitgleich vorgelegte
Anlagenregisterverordnung eingefiihrt wird, soll alle bestehenden Registrierungspflichten von
Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreibern biindeln und bei der Bundesnetzagentur
zusammenfiihren. Im Interesse des Biirokratieabbaus werden daher die bisherigen Bestimmungen
der §§ 61 bis 65 BioSt-NachV zu einem Anlagenregister bei der Bundesanstalt fiir Landwirtschaft
und Erndhrung (BLE) gestrichen, da dieses Register neben dem allgemeinen Anlagenregister keine
Bedeutung mehr hat. Die Anderungen in den §§ 66 bis 68 BioSt-NachV sind Folgeinderungen
dieser Uberfiihrung des bisherigen Anlagenregisters bei der BLE in das allgemeine Anlagenregister
bei der Bundesnetzagentur. Die Streichung des § 69 BioSt-NachV dient daneben der
Rechtsbereinigung und dem Biirokratieabbau: Da die Stromerzeugung aus fliissiger Biomasse seit
dem EEG 2012 bei Neuanlagen nicht mehr vergiitet wird und daher an Bedeutung verloren hat, sind
auch die Bestimmungen des § 69 BioSt-NachV nicht mehr erforderlich. Sie werden daher — als

Folgeinderung zur Anderung des § 57 EEG (siehe oben) — ersatzlos gestrichen.

Zu Nummer 5 (§ 72 BioSt-NachV)

Durch diesen Gesetzentwurf wird das gesamte Berichtswesen fiir die erneuerbaren Energien
weiterentwickelt. Infolge dessen wird auch die Berichtspflicht nach § 72 BioSt-NachV gestrichen:
Diese Bestimmung ist nicht mehr erforderlich, weil die Stromerzeugung aus fliissiger Biomasse nur
noch geringe Bedeutung hat (siehe oben). Im Ubrigen wird die Bundesregierung die in § 72 BioSt-
NachV adressierten Themen selbstverstéindlich weiterhin in den Berichten aufgreifen, die sie nach

Artikel 22 der Richtlinie 2009/28/EG an die EU-Kommission ibermittelt.

Zu den Nummern 6 bis 10 (§§ 73, 74, 77 und Anlage 5 BioSt-NachV)

Die Nummer 6 bis 10 stellen Folgesinderungen der Uberfiihrung des bisher bei der Bundesanstalt



fiir Landwirtschaft und Erndhrung gefiihrten Anlagenregisters in das allgemeine Anlagenregister bei
der Bundesnetzagentur nach § 1c EEG 2014 dar. Dariiber hinaus zeichnen die Anderungen die
neuen Zustdndigkeiten der verschiedenen Bundesministerien beim Ausbau der erneuerbaren

Energien nach.

Zu Artikel 12 (Anderung der Ausgleichsmechanismus-Ausfiihrungsverordnung)

Die Anderungen in der Ausgleichsmechanismus-Ausfiihrungsverordnung sind redaktionelle

Folgednderungen insbesondere in Folge der Verdnderungen bei den Fordervorschriften des EEG.

Zu Artikel 13 (Anderung der Herkunftsnachweisverordnung

Die Anderung in § 4 Absatz 1 der Herkunftsnachweisverordnung ist der geénderten

Ressortzustdndigkeit geschuldet.

Zu Artikel 14 (Aufhebung der Managementprimienverordnung)

Infolge der umfangreichen Anderungen dieses Gesetzes zur Berechnung der Marktprimie
einschlieBlich der Einpreisung der bislang tiiber die Managementprimie abgedeckten
Vermarktungsmehrkosten in den anzulegenden Wert entfillt die Managementprdmie als solche fiir
Strom aus neuen Anlagen. Fiir Strom aus bestechenden Anlagen werden die Regelungen zur
Berechnung der Marktpramie nach Anlage 4 des EEG in ihrer gednderten Fassung entsprechend fiir
anwendbar erkldrt, wobei auch hierbei die bislang iiber die Managementprimie abgedeckten
Vermarktungsmehrkosten durch entsprechende Erhohung des jeweils anzulegenden Wertes
eingepreist wird. Die Bestimmungen des § 3 MaPrV zur Fernsteuerbarkeit von Wind- und
Photovoltaikanlagen wurden in § 22b EEG iiberfiihrt. Aus dieses Griinden entfaltet die MaPrV

keine Bedeutung mehr und kann aufgehoben werden.



Zu Artikel 15 (Anderung der Herkunftsnachweis-Durchfiihrungsverordnung)

Die Anderungen in der HknDV sind reine Folgeinderungen zu den Anderungen des EEG.

Zu Nummer 1

Nummer 1 ist eine Folgednderung der Streichung des sog. Griinstromprivilegs in § 39. Es wird

nunmehr auf die Ubergangsvorschrift in § 69 Absatz 2 verwiesen.

Zu Nummer 2

Mit Nummer 2 wir in § 22 Absatz 4 Satz 1 ein Verweis geindert, da mit durch die Anderung der

Forderbestimmung der Standort der Vorschrift gedandert wurde.

Zu Nummer 3

Die Anderungen in Nummer 3 Buchstabe a sind teils redaktionelle Folgeinderungen der Anderung
der Forderbestimmung. Die Anderungen in Nummer 3 Buchstabe b sind Folge der Ersetzung des

Begriffs Offshore-Anlage durch den Begriff Windenergieanlage auf See.

Zu Artikel 16 (Anderung der Herkunftsnachweisgebiihrenverordnung)

Es handelt sich um Folgednderungen auf Grund der redaktionellen Anpassung des § 63a EEG an
das Bundesgebiihrengesetz vom 7. August 2013 (BGBI. I, S. 3154).

Zu Artikel 17 (Anderung der Besondere-Ausgleichsregelung-Gebiihrenverordnung)

Es handelt sich um Folgednderungen auf Grund der redaktionellen Anpassung des § 63a EEG an
das Bundesgebiihrengesetz vom 7. August 2013 (BGBL. I, S. 3154).



Artikel 18 (Anderung des Unterlassungsklagegesetzes)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung zur Streichung von § 53 EEG.

Zu Artikel 19 (Bekanntmachungserlaubnis)

Mit Artikel 19 wird das zustindige Ministerium erméchtigt, eine konsolidierte Fassung des EEG

bekannt zu machen.

Zu Artikel 20 (Inkrafttreten)
Artikel regelt das Inkrafttreten.
Das Gesetz tritt am 1. August 2014 in Kraft.

Ein Inkrafttreten unmittelbar nach dem geplanten Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens tréigt
dem Wunsch Rechnung, so schnell wie moglich bestehende Kostensenkungspotenziale zu heben.
Damit sollen auch sogenannte Vorzieheffekte verhindert werden, d.h. nach Moglichkeit sollen nach
Verabschiedung der Eckpunkte fiir die EEG-Novelle neu geplante Projekte und Projekte, die sich zu
diesem Zeitpunkt noch in einem frithen Stadium der Planungen befanden, unter das neue Recht
fallen. Um gleichzeitig das Vertrauen bei weit fortgeschrittenen Planungen zu schiitzen, sind Regeln

zum Schutz dieses Vertrauens in den Ubergangsregelungen vorgehen.

Hintergrund fiir das schnelle Inkrafttreten bereits Mitte 2014 ist auch die seit Februar 2013
andauernde Debatte um eine schnelle Novelle des EEG. Aufgrund dieser Debatte mussten und
konnten sich alle Wirtschaftsteilnehmer auf eine baldige Reform einstellen, die nunmehr auch

schnellstmdglich in Kraft treten soll.

Das Inkrafttreten der in Absatz 2 genannten Anderungen bereits zum 9. April 2014 ist notwendig,
um die Antragsstellung auf Begrenzung nach der Besonderen Ausgleichregelung fiir das Jahr 2015
in 2014 abwickeln zu konnen. Hierbei sollen bereits die gednderten Vorschriften der §§ 40 bis 44

EEG 2014 ausschlielich zur Anwendung kommen. Antridge auf Grund des EEG 2012 konnen nicht



mehr beschieden werden. Die Regelungen miissen also deutlich vor Ablauf der sonst iiblichen
Antragsfrist des 30. Juni in Kraft treten, damit sich alle Akteure auf den Ablauf in 2014 einstellen
konnen. Die Antragsfrist wird bis zum 30. September 2104 verlidngert, so dass die Betroffenen
ausreichend Zeit haben, Antrdge nach den neuen Voraussetzungen fiir die Begrenzung im Jahr 2015

zu stellen.
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	d) Nach Absatz 6 Satz 1 Nummer 3 wird folgende Nummer 4 angefügt: „4. die zur Erfüllung der Pflichten nach § 6 Absatz 1 und 2 Nummer 1 erforderlichen Informationen.“
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